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Gemeinderath. 


Stenographiſcher Bericht 
über die Öffentliche Sitzung des Gemeinderathes der k. k. 
Reichshaupt- und Reſidenzſtadt Wien vom 20. Juli 1894 
unter dem Vorſitze des Bürgermeiſters Dr. Raimund 
Grübl und des Vice-Bürgermeiſters Dr. Albert Richter. 


Vürgermeiſter Dr. Grübl: Die Verſammlung iſt beſchluſs— 
fähig, die Sitzung eröffnet. 

1. Unſer Ehrenbürger Joſef Hyrtl hat das Zeitliche ge- 
ſegnet. (Die Verſammlung erhebt ſich.) Mit ihm iſt einer von 
jenen Männern aus dem Leben geſchieden, durch deren Wirken der 
Ruhm der Wiener mediciniſchen Facultät gefeſtigt und über die 
ganze Erde verbreitet wurde. Was Hyrt!s Geiſt geſchaffen, ge— 
hört der Geſchichte der Wiſſenſchaften an. Was wir ſeinem Herzen 
verdanken, wird kommenden Geſchlechtern durch die zahlreichen 
Humanitätsacte übermittelt werden, die ſeinen Namen tragen. Die 
geſtaltende Macht ſeines Wortes verlieh ihm die hohe Meiſterſchaft, 
durch die er befruchtend auf ſeine Schüler aus allen Ländern 
wirkte. Unvergeſslich wie dieſen der Lehrer, wird ſeinen Mit— 
bürgern der Wohlthäter und Menſchenfreund bleiben. Ehre ſeinem 
Andenken! 

2. Herr Gem. Rath Becker entſchuldigt fein Ausbleiben für 
die nächſten Sitzungen wegen Unwohlſeins. 

3. Um Urlaube haben angeſucht: Herr Gem.-Rath Tomola 
in der Dauer von zwei Monaten. Die Verſammlung iſt einver— 
ſtanden? (Zuſtimmung.) Herr Gem.-Rath Dr. Klotzberg hat 
um einen Urlaub in der Dauer vom 18. Juli bis 6. Auguſt an⸗ 
geſucht. Der Urlaub wurde ertheilt. Herr Gem.-Rath Siegert 
hat um einen Urlaub in der Dauer vom 15. Juli bis 15. Sep- 
tember angeſucht. Die Verſammlung iſt einverſtanden? (Zuſtimmung.) 


10 Gem.⸗Rath Dr. Prockſch hat um einen Urlaub vom 


19. Juli bis 18. Auguſt angeſucht. Der Urlaub wurde ertheilt. 


4. Fräulein Francisca v. Wertheimſtein hat anläßſslich 
des Ablebens ihrer Mutter, der Frau Joſefine v. Wertheim— 
ſtein, für die Armen von Wien mit Ausſchluſs der Armen der 
ehemaligen Ortsgemeinden Ober- und Unter-Döbling, welche 
ſeparat betheilt werden, 1000 fl. geſpendet. 

5. Herr Rudolf Graf Amadei, k. k. Landespräſident i. R., 
har anlässlich des Ablebens ſeines Sohnes den Betrag von 500 fl. 
mit der Widmung überſendet, denſelben nach Ermeſſen des Bürger— 
meiſters an Arme in den Gemeinden Neuwaldegg und Dornbach 
zu vertheilen. 

6. An Spenden für die durch den Hagelſchlag Geſchädigten 
find von der k. k. priv. Kaiſer Ferdinands-Nordbahn 1000 fl., 
von den Herren Gebrüdern Gutmann 500 fl., vom Herrn Gem. 
Rathe Dr. Adolf Daum 100 fl. eingegangen. Es ſind ſonach 
für die durch den Hagelſchlag Geſchädigten bis jetzt 39.117 fl. 
66 kr. eingegangen. 

Sämmtlichen Spendern wird der Dank ausgeſprochen. 

7. In die Commiſſion zur Berathung des Referates, be— 
treffend die Straßenſäuberung im J. Bezirke, wurden die Herren 
Gem.⸗Räthe: Herold mit 53, Taubler mit 53, Herrdegen 
mit 52, Matthies mit dl, Gfrorner mit 53, Seidler 
mit 51, Frauenberger mit 53, Wimberger mit 53, 
Steiner mit 52, Geyer mit 52, Dürbef mit 52, Schuh 
mit 50 Stimmen ge wählt. 

Die Commiſſion hat ſich bereits conſtituiert und iſt an ihre 
Aufgabe geſchritten. 

Ich bitte um Mittheilung des Ein laufes. 

Schriftführer Gem.⸗Nath Schrenckh (liest): 

8. Interpellation des Gem.-Nathes Tagleicht: 


Ich habe am 25. Auguſt 1893 den Antrag geſtellt: 

„Der Gemeinderath ſtelle an die Verwaltung der Wiener Verbindungs⸗ 
bahn das Anſuchen, an der ehemaligen Matzleiusdorferlinie eine Halteſtelle zu 
errichten.“ 
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Ich erlaube mir nun an den Herrn Bürgermeiſter die Anfrage, 

ob diesbezüglich die nöthigen Schritte eingeleitet worden ſind 
und mit welchem Erfolge? 

Bürgermeifter: Ich habe die Ehre, hierauf Folgendes zu 
erwidern: Die angeregte Errichtung einer Halteſtelle bei der Matz— 
leinsdorferlinie ſteht in unmittelbarem Zuſammenhange mit der 
wiederholt angeſtrebten Wiedereinrichtung des Matzleinsdorfer 
Frachtenbahnhofes für den Perſonenverkehr. Diesbezüglich wurden 
mehrfache Eingaben der Gemeinde Wien an das k. k. Handels— 
miniſterium, zuletzt am 12. März 1889, gerichtet. Da eine Ent— 
ſcheidung darüber bisher nicht eingelangt iſt, wird neuerdings 
ein Erſuchen überreicht und das Reſultat dem Gemeinderathe 
bekanntgegeben werden. 


Schriftführer Gem.-Nath Schreuckh (liest): 

9. Anfrage des Gem.-Nathes Herrdegen: 

Von den im Wienfluſsbette mit der Herſtellung eines Gerinnes (Cunette) 
beſchäftigten Arbeitern wird darüber Klage geführt, dass ſeitens der Gemeinde 
die früher, und zwar vom Bezirke Margarethen, mit 1 fl. 20 kr. und im 
Vorjahre mit 1 fl. 10 kr. bemeſſenen Taglöhne heuer für alle Arbeiter, ob 
jung oder alt, auf 1 fl. herabgeſetzt worden ſind. 

Wenn dieſe Lohnangaben auf Wahrheit beruhen, ſo erſcheinen die dies— 
fälligen Beſchwerden gewiss nicht unbegründet, nachdem es ſich um eine Be— 
ſchäftigung handelt, welche nicht uur unreiulich, ſondern geſundheitswidrig iſt, 
da die betreffenden Arbeiter den ganzen Tag über in dem unſauberen Waſſer 
des Wienfluſſes ſtehen müſſen. 

In Anbetracht dieſer Umſtände erlaubt ſich der Gefertigte an den Herrn 
Bürgermeiſter die höfliche Anfrage zu richten: 

Iſt derſelbe geneigt, die Richtigkeit der vorſtehenden Angaben 
erheben zu laſſen und zutreffenden Falles eine den geſchilderten 
Arbeitsverhältniſſen entſprechende Lohnaufbeſſerung anzuordnen? 

Vürgermeiſter: Ich werde Erhebungen pflegen und dieſe 
Interpellation in der nächſten Sitzung beantworten. 


Schriftführer Gem.-Nath Schreuckh (liest): 

10. Interpellation des Gem.-Nathes Prauneiß: 

In der letzten Zeit wurde von Seite des Stadtrathes die Umtaufung 
der gleichnamigen Gaſſen und Straßen in allen Bezirken Wiens durchberathen 
und ſoll in nächſter Zeit zur Durchführung gelangen, was keine kleinen Koſten 
verurſachen wird. 

Ich und auch noch ein anderer College haben ſchon vor längerer Zeit 
jeder einen Antrag eingebracht, dafs die Bezirke nach den natürlichen Grenzen 
eingetheilt werden ſollen; es intereſſiert ſich auch Se. Excellenz der Herr 
Statthalter dafür, welcher gelegentlich einer Audienz ſich äußerte, dass dies bei 
der Einverleibung gleich geſchehen wäre, nachdem dieſelbe aber ſo raſch durch— 
geführt wurde, konnte dies nicht geſchehen. 5 

Die neue Bezirkseintheilung mußs nach der Außerung Sr. Excellenz des 
Herrn Statthalters durchgeführt werden und um die doppelten Koſten zu 
erſparen, wäre es am Platze, mit der Durchführung der Straßenumtaufung zu 
warten, bis die neue Bezirkseintheilung erfolgt iſt. 

Ich erlaube mir daher an den hochgeehrten Herrn Bürgermeiſter die 
ergebene Anfrage: 

Wäre der Herr Bürgermeiſter nicht geneigt, meinen geſtellten 
Antrag wegen Neueintheilung der Bezirke eheſtens zur geſchäfts— 
ordnungsmäßigen Behandlung zu bringen und mit der Umtaufung der 
gleichnamigen Gaſſen und Straßen zu warten, bis die Neuein— 
theilung der Bezirke erfolgt iſt, um der Commune und auch den 
in den neu zu benennenden Gaſſen wohnhaften Geſchäftsleuten und 
Hausbeſitzern nahmhafte Auslagen zu erſparen. 

Bürgermeifter: Ich werde mich mit der Statthalterei ins 
Einvernehmen ſetzen und eventuell dem Stadtrathe eine diesbezüg— 
liche Vorlage machen. 

Schriftführer Gem.⸗Nath Schrenckh (liest): 

11. Interpellation des Gem.-Nathes Mareſch: 

Auf die ſehr berechtigten Beſchwerden vieler Hausbeſitzer hin, betreffend 
die denſelben von den magiſtratiſchen Bezirksämtern zugehenden Vorladungen, 
erlaubt ſich der Gefertigte an den geehrten Herrn Bürgermeiſter folgende, 
höfliche Anfrage zu richten: 

Iſt der Herr Bürgermeiſter geneigt anzuordnen, daßs in den 
von Seite der magiſtratiſchen Bezirksämter den Hausbeſitzern zu- 
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zuſtellenden Vorladungen auch zugleich genau erſichtlich gemacht 
wird, warum dieſelben vorgeladen werden? 

Hürgermeifter: Ich werde dieſe Anregung in Erwägung 
ziehen und dafür Sorge tragen, dajS überhaupt und im all— 
gemeinen in den Vorladungen der Zweck derſelben bekanntgegeben 
werde, ſoweit es eben möglich iſt. 


Schriftführer Gem.-Rath Schreuckh (liest): 

12. Antrag des Gem.⸗Nathes Steiner und Genoſſen: 

Die Niederſchlagsverhältniſſe des Arbesbaches in Sievering haben ſich 
durch Culturänderungen und Abholzen des Waldes für den Waſſerzulauf in 
dem Bachgerinne von Jahr zu Jahr immer mehr ungünſtig geſtaltet. Ebenſo 
haben für dieſen Anſtand die höchſt abnormalen trockenen Jahreszeiten mitgewirkt. 
Die Folge davon iſt, daſs die im Bache durch Ableitung der Spülwaſſer, 
Jauche u. a. m. angeſammelten geſundheitsſchädlichen Stoffe nicht gehörig und 
oft genug abgeleitet werden, und hiedurch in ſanitärer wie geſundheitspolizei⸗ 
licher Hinſicht höchſt gefährliche Übelftände beſtehen. 

Es bilden ſich Tümpel oder werden ſolche gemacht, wodurch einerſeits 
das ganze Bachbett inficiert wird, und andererſeits die ſich anſammelnden 
Miasmen in Fäulnis gerathen und beim Verdunſten in die Luft übergehen und 
ſo leicht die Urſachen vieler Krankheiten bilden können. 

Die höchſte Sanitätswidrigkeit des Bachwaſſers wurde erſt kürzlich durch 
Unterſuchung von Seite des löblichen Stadtphyſikates conſtatiert und die Ein— 
ftelung der Waſſerentnahme zur Straßenbeſpritzung von Seite dieſes Amtes 
auf das ſchleunigſte veranlasst. 

Die ehemaligen Gemeinden hatten auch in voller Erkenntnis dieſes ge⸗ 
ſundheitsſchädlichen Momentes nach Möglichkeit ihrer geringen Mittel die theil— 
weiſe Überwölbung des Ortsbaches vorgenommen. 

Es kann daher nicht früh genug darangegangen werden, dieſe offenen 
Unrathscanäle ſobald wie möglich zu ſchließen. Es iſt dies ein Jutereſſe, welches 
nicht nur allein die angrenzenden Bezirkstheile berührt, ſondern wodurch ganz 
Wien, vom hygieniſchen Standpunkte betrachtet, betroffen werden kann. 

Im heurigen Herbſte kommt die Theilſtrecke der Verlegung des Arbes- 
baches in die Hauptſtraße, von der bereits fertiggeſtellten Einmündungsſtelle 
in der Grinzingerſtraße nächſt dem Rudolfinerhauſe bis über die Bahntrace 
nächſt dem alten Döblinger Friedhofe zur Ausführung. 5 

Durch die Herſtellung dieſes Bacheanales wäre einerſeits einem Übelſtande 
in ſanitärer Beziehung entſprochen, da heute alle Spülwäſſer in die Straßen— 
Rigole von den Häuſern geleitet werden müſſen, welche daſelbſt infolge geringen 
Gefälles ſtauen und in Fäulnis übergehen; andererſeits aber würden ſich die 
Herſtellungskoſten durch die ſofortigen Einmündungen von Hauscanälen von 
ſelbſt decken. 

Es kann aber auch mit der Herſtellung dieſer beantragten Arbeiten ſchon 
aus dem Grunde nicht früh genug begonnen werden, wenn man die ernſte 
Abſicht hat, für die in den ehemaligen Gemeinden Unter- und Ober-Sievering 
heute nicht mehr zeitgemäßen beſtehenden traurigen Verkehrsverhältniſſe bald— 
möglichſt einen Tramwayverkehr zu ermöglichen, weil ſich kein Unternehmer 
finden wird, auf der Straße vor Herſtellung obgedachter Arbeiten ſeine Geleiſe 
anzulegen. 

8 Aus obigen Gründen erlaube ich mir folgenden Antrag zu ſtellen: 


Es ſei der Arbesbach in Ober- und Unter⸗Sievering im 
Anſchluſſe an die im heurigen Herbſte noch zur Fertigſtellung 
kommende Theilſtrecke des Bachgewölbes von der Leidesdorfgaſſe 
(Lerchengaſſe) bis zum Haufe Nr. 81 Sieveringerſtraße (Haupt: 
ſtraße von Unter- und Ober-Sievering) durchzuführen und der 
hiezu erforderliche Betrag in das Budget pro 1895 einzuſtellen. 

Vürgermeiſter: Wird der geſchäftsordnungsmäßigen Be: 
handlung zugeführt werden. 

Wir kommen zur Tagesordnung. Zum Referate erſuche 
ich Herrn Gem.-Rath Matthies. 

13. (5790.) Referent Gem.-Rath Matthies: Es handelt 
fich um eine Neupflaſterung der Waſagaſſe von der Maria Thereſieu— 
ſtraße bis zur Türkenſtraße, die ſehr dringend nothwendig iſt und 
nach dem Überſchlage die Summe von 3233 fl. 30 kr. beanſprucht. 
Da die betreffende Rubrik im Budget bereits erſchöpft iſt, wird 
beantragt, einen Zuſchuſscredit in der gleichen Höhe zu genehmigen. 
Ich bitte um Ihre Zuſtimmung. 

Vürgermeiſter: Keine Einwendung? — Angenommen. 
Beſchluſs: Zuſchusscredit von 3233 fl. 30 kr. für die Pflaſte⸗ 

rung eines Theiles der Waſagaſſe ad Rubrik XXII b. 

14. (5605.) Referent Gem.-Nath Matthies: Project für 

den Umbau des Canales in der Apoſtelgaſſe, III. Bezirk. In der 
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Apoſtelgaſſe ſind mehrere neue Häuſer gebaut worden und wurde 
bei dieſer Gelegenheit das Niveau der Straße, welches in der 
Mitte eine große Erhöhung hatte, reguliert. Deshalb mußs jetzt 
der Canal etwas umgelegt und ein Stück neu gebaut werden. 
Auch dieſe Poſt iſt bereits im Budget vergriffen; es wird daher 
beantragt, die Koſtenſumme von 4017 fl. 40 kr. in Form eines 
Zuſchuſscredites zu genehmigen. 

Vürgermeiſter: Keine Einwendung? — Angenommen. 
Beſchluſs: Zuſchuſsscredit von 4017 fl. 40 kr. für den Canalum⸗ 

bau in der Apoſtelgaſſe, III. Bezirk, ad Rubrik XXVII e. 

15. (4892.) Referent Gem.-Rath Matthies: Es dürfte 
den Herren bekannt ſein, daſs im III. Bezirke, im Bezirkstheile 
Erdberg ein großer Platz geſchaffen werden ſoll, wozu die Gemeinde 
ſchon mehrere Häuſer eingelöst hat. Nun iſt wieder der Beſitzer 
des Hauſes Thomasgaſſe 3 herangetreten und hat ſein Haus zum 
Verkaufe angeboten. Er verlangte den Preis von 22.000 fl. Der 
Stadtrath hat ein Comité eingeſetzt, welches mit ihm in Ver— 
handlung getreten iſt, und es wurde ein Preis von 19.500 fl. 
vereinbart. Der Magiſtrat hat nach der bauämtlichen Schätzung 
den Preis mit 19.000 fl. beſtimmt. Nachdem aber die Beſitzer 
nicht weiter nachlaſſen konnten und der Preis dem der anderen 
bereits eingelösten Häuſer entſpricht, bitte ich um Ihre Zuſtimmung 
zum Ankaufe des Hauſes um den Betrag von 19.500 fl. 

Vürgermeiſter: Keine Einwendung? — Angenommen. 
Beſchluſs: Ankauf des Hauſes, III. Bezirk, Thomasgaſſe 3, um 

19.500 fl. 

16. (5624.) Referent Gem.-Rath Dr. v. Billing: Vorerſt 
habe ich die Ehre, im Namen des beurlaubten Herrn Gem.-Rathes 
Dr. Klotzberg zur Zahl 5624 zu referieren. Herr Dr. Julius 
Fürth iſt im Jänner d. J. um Baubewilligung zur Errichtung eines 
Gebäudes im XIX. Bezirke, Peregrinigaſſe, beziehungsweiſe Wiener— 
gaſſe eingeſchritten, welches zum Zwecke eines Spitales für Nerven— 
kranke hergeſtellt werden ſoll. Es wurden die Bauverhandlungen 
eingeleitet. Bei der Commiſſion wurden ſowohl von Seite der 
Anrainer als auch ſonſtiger Intereſſenten, ſowie auch ſeitens der 
Vertretung der Schule Bedenken gegen die Errichtung einer ſolchen 
Heilanſtalt erhoben, und hat der Magiſtrat auf Grundlage dieſes 
commiſſionellen Befundes die Ertheilung des Bauconſenſes ab— 
gelehnt. Gegen dieſe Ablehnung hat Herr Dr. Fürth den Recurs 
an die Baudeputation ergriffen, welche dem Recurſe ſtattgab, 
indem ſie ſich lediglich auf den Standpunkt der Baubehörde ſtellte 
und erklärte, daſs es nicht ihre Sache ſei, darüber zu entſcheiden, 
ob das Gebäude zu einem Spitale verwendet werden könne oder 
nicht, ſondern dafs fie ſich darauf beſchränken müſſe, zu beurtheilen, 
ob die Baubewilligung mit Rückſicht auf den baulichen Theil, die 
Anordnung des Gebäudes u. dgl. zuläſſig ſei oder nicht. Von 
dieſem Standpunkte finde ſie keinen Grund, den Bauconſens zu 
verweigern, und habe daher der Magiſtrat die diesbezügliche Bau— 
bewilligung auszufertigen. 

Gegen dieſe Entſcheidung hat nun der Stadtrath in eigener 
Competenz bereits beſchloſſen, den Recurs an das Miniſterium zu 
überreichen. Um aber andererſeits auch vorbeugend zu wirken, dafs 
dieſes Spital, gegen welches allerdings gerechte Bedenken beſtehen, 
nicht errichtet werde, beantragt der Stadtrath weiters, es möge 
der Gemeinderath in Ausübung ſeines Petitionsrechtes im Principe 
beſchließen, es ſei eine Petition an die Statthalterei zu richten, 
dahin gehend, dajs dieſer Bau nicht zur Verwendung als Heil— 
anſtalt zugelaſſen werde, und es ſolle dieſe Petition dann ein— 
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gebracht werden, wenn etwa unter Abweiſung des Minifterials 
recurſes die von der Baudeputation ertheilte Baubewilligung in 
Rechtskraft erwachſen ſollte. 
Bürgermeiſter: Keine Einwendung? — Angenommen. 
Beſchluſs: Einbringung einer Petition an die k. k. Statt⸗ 
halterei wegen Nichtzulaſſung des Baues einer Privat— 
heilanſtalt (durch Dr. Julius Fürth) in Heiligen— 
ſtadt für den Fall des Rechtskräftigwerdens der Bau— 
bewilligung. 

17. (1624.) Referent Gem.-Nath Dr. v. Billing: Der 
Antrag befindet ſich auf der ausgetheilten Druckſorte Nr. 132 aus 
dieſem Jahre. Es handelt ſich um die endgiltige Beendigung der 
Verhältniſſe, welche derzeit noch zwiſchen der Gemeinde Wien und 
der Frau Valerie Grey-Stipek reſpective deren Rechtsnachfolger, 
dem Ottakringer Theatervereine, beſtehen. 

Wie die Herren wiſſen, hat Frau Valerie Grey-Stipek 
am 9. Auguſt 1890 mit der beſtandenen Gemeinde Ottakring 
Punctationen abgeſchloſſen, kraft deren die Gemeinde dieſer Dame 
800 Oe vom ſogenannten Götheplatze in Ottakring um den Preis 
von 10.000 fl. verkaufte. Die Bedingungen, unter welchen dieſer 
Verkauf ſtattfinden und formell zum Abſchluſſe kommen ſollte, waren, 
dafs dieſer Grund nur zur Errichtung eines Theaters verwendet 
werden ſolle und dürfe und mit dieſem in Verbindung — das war der 
Frau Grey⸗Stipek als Verpflichtung auferlegt — auch eine 
Reſtauration und ein großer Verſammlungsſaal, eine Bedingung, 
welche nach dem ſogenannten Theatergeſetze eigentlich unzuläſſig 
war, weil nach dieſem Geſetze ein Theatergebäude nur jene Räum— 
lichkeiten enthalten darf, welche zur Regie des Theaters ſelbſt ge— 
hören. 

Weiters war bedungen, daſs Frau Stipek eine Anzahlung 
von 1000 fl. zu leiſten habe, welche Anzahlung im Falle des 
Nichtzuſtandekommens des Vertrages als Reugeld für die damalige 
Gemeinde Ottakring zu verfallen hatte. Weiters hatte ſie alle 
Jahre 1000 fl. an Kaufſchillingsraten zu bezahlen, und ich con— 
ſtatiere, daſßs bisher ſowohl von ihr wie von ihrem Rechts— 
nachfolger, dem Theatervereine, jährlich 1000 fl., ſomit ſammt 
der Anzahlung im ganzen 4000 fl. gezahlt worden ſind. 

Im Artikel XIII wurde ferner beſtimmt, daſs Frau Stipek 
bis zum 9. Auguſt 1891 den Nachweis zu liefern habe, dass fie 
ſich im Beſitze des nöthigen Fondes zur Erbauung eines ſolchen 
Theaters befinde und dass fie bis zum April 1891 den Bau 
vollende und das Theater eröffne. 

Es haben ſich ſchon damals trotz der anerkennenswerten 
Rührigkeit dieſer Frau ſehr verſchiedenartige Schwierigkeiten dem 
Projecte entgegengeſtellt, und wiewohl dieſelbe die Bewilligung zum 
Verkaufe dieſes Grundes durchzuſetzen wusste, wiewohl ſie ſich die 
Theater⸗Vorconceſſion erwarb und wiewohl ſie ſchon eine ziemlich 
bedeutende Anzahl von Zeichnern für den Baufond gewonnen 
hatte, war es ihr doch nicht möglich, innerhalb dieſer Friſt ihren 
Verpflichtungen nachzukommen, zumal ſich weiters auch eine Gegen— 
ſtrömung zu erkennen gab, welche endlich zur Gründung des ſo— 
genannten Ottakringer Theatervereines führte. Es lagen daher 
ganz außergewöhnlich ſchwierige Verhältniſſe vor, welche dem 
Stadtrathe plauſibel genug erſchienen, um zweimal der Bitte der 
Frau Grey, beziehungsweiſe des Theatervereines nachzugeben 
und die Friſt zum Fondausweiſe bis Ende December 1892 und 
endlich bis December 1893 auszudehnen, eine Indulgenz, welche gewiss 
am Platze war, weil man denn doch wollte, daſs das Werk, welches 
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an und für ſich gut iſt, zuſtande komme. Aber auch dieſe Friſten 
giengen fruchtlos vorüber und ſo hat der Stadtrath mit Ende des 
Jahres 1893 dem Magiſtrate den Auftrag gegeben, über die 
rechtlichen Conſequenzen dieſer Nichteinhaltung der Verpflichtungen 
ſeitens der Gegenſeite zu berichten. 

Inzwiſchen lief ein neuerliches Geſuch des Theatervereines 
ein, in welchem gebeten wurde, man möge die Friſt zum Fondaus— 
weiſe neuerlich, und zwar bis Ende December 1894, und die 
Friſt zur Herſtellung des Theaters bis April 1896 erſtrecken. 


Der Stadtrath hat damals genaue Erhebungen angeordnet, | 


wie es denn eigentlich mit den Mitteln und mit der Leiſtungs— 
fähigkeit des Vereines beſtellt ſei, und es mufs conſtatiert werden, 


dass die durch Protokolle nachgewieſenen Verhältniſſe ſich als recht 


klägliche dargeſtellt haben. 

Es kann und ſoll nicht bezweifelt werden, dass den betreffenden 
Vertretern dieſes Vereines der beſte Wille innewohne, allein ebenſo 
ſteht es außer Zweifel, dafs die nachgewieſenen Thatſachen eine 
jo vollkommene Ausſichtsloſigkeit der ganzen Sache darthun, daſs 
auf eine weitere Erſtreckung von Seite des Stadtrathes nicht ein— 
gerathen werden kann. 

Es hat ſich nämlich ergeben, dass der Barfond nur in einigen 
hundert Gulden beſtehe, daſs auf das Baucapital, welches mindeſtens 
500.000 fl. beträgt, im ganzen nur 35.000 fl. gezeichnet waren, 
von denen ungefähr 5- bis 6000 fl. eingezahlt worden find, 
und es wird den Herren daher vollſtändig einleuchten, daßs unter 
ſolchen Umſtänden auf eine gedeihliche Entwicklung ſelbſt bei Zu— 
geſtehung einer neuerlichen Friſt nicht gerechnet werden kann. 

Der Stadtrath hat beſchloſſen, Ihnen vorzuſchlagen, nunmehr 
ein Ende zu machen, und von demjenigen Rechte Gebrauch zu 
machen, welches der Gemeinde als Rechtsnachfolgerin der Gemeinde 
Ottakring zuſteht. 

Nach Artikel XIII, Abſatz 6 der Punctationen ſteht der Ge— 
meinde als ſolcher die Erklärung zu, dafs fie ihrerſeits von dieſen 
Punctationen zurücktrete, daſs ſomit für beide Theile die Puncta— 
tionen erloſchen ſeien, und daſs die Gemeinde Wien wieder in 
das freie und unbeſchränkte Verfügungsrecht über die 800 Oe des 
Götheplatzes eintrete. 

Die zweite rechtliche Conſequenz iſt die, daſs der Gemeinde— 
rath ausſpreche, die erſte Einzahlung, beziehungsweiſe das Reugeld 
mit 1000 fl. ſei zu Gunſten der Gemeinde verfallen. 

Weiters wäre auszuſprechen, dass die ſpäter eingezahlten 
Kaufſchillingsraten per 3000 fl. an den Theaterverein, beziehungs— 
weiſe an denjenigen, der ſich zur Empfangnahme legitimieren wird, 
zurückgezahlt werden ſollen. 

Nachdem in unſerem Inventare der Kaufſchillingsreſt von 
6000 fl., der ja noch bis zur vollen Bezahlung des Kaufſchillings 
mit 10.000 fl. hätte gezahlt werden ſollen, als Activforderung 
eingeſtellt iſt, fo muss derſelbe nunmehr als uneinbringlich abgeſchrieben 
werden, nachdem die Gemeinde weiters auf dieſen Betrag keinen 
Anſpruch hat. 

Im Grundbuche ſind keine Anderungen vorzunehmen, nachdem 
noch immer der urſprüngliche status quo beſteht. Was die 3000 fl. 
betrifft, ſo ſind dieſelben gedeckt, die Abſchreibung hätte auf die 
Rubrik XXII 9 zu erfolgen. 

Das find alſo die Anträge, die Ihnen der Stadtrath ſtellt, 
um endlich tabula rasa zu machen und wieder in den vollen 
Beſitz des Götheplatzes zu gelangen. 
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Ich bitte Sie demnach, auf Grundlage dieſer Darſtellung den 
Anträgen, welche Sie hectographiert auf der Druckſorte 132 zur 
Hand haben, gefälligſt Ihre Zuſtimmung geben zu wollen. (Beifall.) 

VBürgermeiſter: Keine Einwendung? — Angenommen. 
Beſchluſs: 1. Das neuerliche Anſuchen des Ottakringer Theater: 

vereines um Bewilligung einer weiteren Friſt zum 
Nachweiſe des Vorhandenſeins des Baucapitales für 
das auf dem Götheplatze in Ottakring, XVI. Bezirk, 
zu erbauende Theater bis 31. December 1894, ſowie 
das weitere Anſuchen um Bewilligung zur Ver— 
längerung der Friſt für die Vollendung des Theater- 
baues und Eröffnung der Vorſtellungen bis 1. Sep— 
tember 1896 wird abgelehnt. 

2. Die Gemeinde Wien erklärt, von dem ihr als 
Rechtsnachfolgerin der beſtandenen Gemeinde Ottakring 
zuſtehenden Rücktrittsrechte von der zwiſchen der letzteren 
und Valerie Grey-Stipek bezüglich der käuflichen 
Überlaffung eines Theiles des Götheplatzes im Aus— 
maße von 800 Ce behufs Erbauung eines Theaters 
abgeſchloſſenen Punctationen ddto. 9. Auguſt 1890 im 
Sinne des Art. XIII, Abſ. 6, Gebrauch zu machen und 
dieſe Punctationen als nicht geſchloſſen zu betrachten, 
ſo daſs nunmehr beide Vertragstheile ihrer Ver— 
pflichtungen enthoben ſind und die Gemeinde in das 
freie Verfügungsrecht über den oberwähnten Grund tritt. 

3. Die erſte, ſeinerzeit von Valerie Grey— 
Stipek einbezahlte Kaufſchillingsrate per 1000 fl. 
wird als verfallen erklärt, während die weiters ein— 
bezahlten Raten zuſammen per 3000 fl. dem Otta— 
kringer Theatervereine zurückgezahlt werden. 

4. Die Abſchreibung des noch aushaftenden Kauf— 
ſchillingsreſtes per 6000 fl. auf Empf.-Rubr. XXII 9 
wird genehmigt. 

18. (5745 und 5736.) Referent Gem.-Nath Witt. v. 
Neumann: Es handelt ſich um die Ertheilung des Bauconſenſes 
für den Bau eines Reſervoirs der Hochquellenleitung in Breitenſee, 
ferner für den Zubau zur ſtädtiſchen Schule im XIII. Bezirke 
Ober⸗St. Veit. 

Ich bitte um die Ertheilung des Bauconſenſes. 

Nürgermeiſter: Keine Einwendung? — Angenommen. 
Beſchluſs: 1. Baubewilligung für ein Hochquellenreſervoir in 

Breitenſee. 

2. Bauconſens für den Bau einer ſtädtiſchen 
Schule XIII. Bezirk, Ober-St. Veit. 

19. (5319.) Referent Gem. -Rath Dr. Cueger: Ich 
habe die Ehre, über folgende Angelegenheit zu referieren. 

Die Gemeinde Hernals hat im Jahre 1873 ein Gebäude 
behufs Unterbringung eines Gymnaſiums erbaut und dieſes 
Gebäude auch der Staatsverwaltung zur Benützung übergeben. 
Merkwürdigerweiſe wurde aber über die Benützung dieſes Gebäudes 
zwiſchen der Staatsverwaltung und der Gemeinde Hernals irgend— 
ein Vertrag nicht geſchloſſen, es war ſozuſagen eine wilde Wirt— 
ſchaft. Wenn die Staatsverwaltung irgendetwas gebraucht hat, 
ſo hat ſie ſich an die Gemeinde gewendet, und dieſe hat immer 
die betreffenden Reparaturen bewilligt. Auch das eine ſteht feſt, 
daſs die Gemeinde immer entweder die Naturalwohnung für den 
Director beigeſtellt hat, oder dafs fie den für den Director der 
Mittelſchule entfallenden Quartiergeldbeitrag entrichtet hat. 
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Nun iſt es begreiflich, daſs von Seite des Miniſteriums 
dahin gedrängt wird, dafs über die betreffenden Verhältniſſe endlich 
einmal ein giltiger Vertrag abgeſchloſſen werden ſoll, und es iſt 
daher auch von Seite des k. k. Landesſchulrathes dem Magiſtrate, 
beziehungsweiſe dem Herrn Bürgermeiſter ein Erlass des Miniſteriums 
für Cultus und Unterricht vom 27. November 1893, 3. 10207, 
mitgetheilt worden, in welchem verlangt wird, daßs endlich ein— 
mal ein Vertrag zwiſchen der Gemeinde Wien einerſeits und der 
Staatsverwaltung andererſeits über die Benützung des erwähnten 
Hauſes errichtet werde, in welchem folgende Grundſätze zum Aus— 
drucke gelangen ſollen: 


1. Dem Arar werden in dem betreffenden Gebäude, XVII. Be- 
zirk, Kirchengaſſe 35, ſoviele Räumlichkeiten unentgeltlich zu Gymnaſial— 
zwecken überlaſſen, als zur entſprechenden Unterbringung des Gymna— 
ſiums ſammt Schuldienerwohnung erforderlich ſind; 2. das 
Gymnaſium werde auf eigene Koſten — nämlich der Gemeinde — 
in gutem Zuſtande erhalten; 3. dem Gymnaſial-Director werde 
eine competenzmäßige Naturalwohnung beſchafft oder ihm das 
für Staatsmittelſchulen in Wien normierte Quartiergeld bezahlt; 
4. die Koſten der Beleuchtung des ganzen Gymnaſialgebäudes 
mit Ausnahme der Schuldienerwohnung, dann die Koſten des 
Waſſergebrauches habe ebenfalls die Gemeinde zu beſtreiten; 5. ſei 
die Mitbenützung der zum anſtoßenden Volksſchulgebäude XVII. Be— 
zirk, Kirchengaſſe 37, gehörigen Turnhalle ſeitens des Gymnaſiums 
in dem bisherigen Umfange zu geſtatten und ſeien die erforder— 
lichen Turngeräthe anzuſchaffen, nämlich auch ſeitens der Gemeinde; 
6. die von der Gemeinde Hernals beigeſtellte Schuleinrichtung ſei 
für Zwecke des Gymnaſiums zur unentgeltlichen Benützung zu 
überlaſſen. 


Infolge dieſer Zuſchrift hat der Magiſtrat Erhebungen, wie 
ich bereits erwähnt habe, gepflogen, ob nicht doch irgendwelches 
Vertragsverhältnis vorliegt. Alle Nachforſchungen waren vergeblich. 
Es iſt gewiss, daßs ein Vertrag zwiſchen der beſtandenen Gemeinde 
Hernals und der Staatsverwaltung nicht geſchloſſen wurde. Es 
wurde der geweſene Bürgermeiſter und jetzige Bezirksvorſteher 
Helbling einvernommen; er erklärte, er ſei, als das Gebäude 
erbaut wurde, nicht Bürgermeiſter geweſen. Es wurde auch unſer 
ehemaliger College Herr Gſchwander einvernommen; er hat 
das Gebäude gebaut, aber er weiß über das Rechtsverhältnis auch 
nichts Näheres anzugeben; mit einem Worte, es ſteht feſt, daſs die 
Gemeinde Hernals alles Mögliche geleiſtet hat und dafs fie das 
Quartiergeld für den Director bezahlt hat. Die Sache iſt dringend 
geworden, weil der derzeitige Director ſich wegen Vornahme von 
Reparaturen zuerſt an den Landesſchulrath gewendet hat. Die 
Eingabe des Directors wurde an den Magiſtrat geleitet und es 
hat diesbezüglich ein Localaugenſchein ſtattgefunden, bei welchem 
ſich herausſtellte, daſs die beantragten Anderungen und Reparaturen 
unbedingt nothwendig ſind; es wurde auch feſtgeſtellt, daſs die 
Koſten jener Reparaturen, welche jenen gleich ſind, die bisher die 
Gemeinde Hernals beſtritten hat, den Betrag von 1065 fl. aus— 
machen. 


Von Seite des Magiſtrates iſt nun die Sache eingehend 
berathen worden und der Magiſtrat wie das Magiſtrats-Gremium 
haben Anträge geſtellt, welche mit den Anträgen des Stadtrathes 
vollſtändig übereinſtimmen. Ich werde mir erlauben, die Anträge 
zu verleſen. Wenn einer der Herren noch eine Auskunft wünſchen 
ſollte, bitte ich, es zu ſagen. 
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Die Anträge lauten (liest): 

1. Der Gemeinderath anerkennt eine Verpflichtung der Ge— 
meinde Wien als Rechtsnachfolgerin der beſtandenen Gemeinde 
Hernals zu den in dem Landesſchulraths-Erlaſſe vom 5. Jänner 
1894, Z. 12325, angeführten Beitragsleiſtungen keinesfalls, da 
diesbezüglich ein förmlicher Vertrag zwiſchen der Staatsverwaltung 
und der beſtandenen Gemeinde Hernals nicht vorliegt, erklärt aber 
dem k. k. n.⸗ö. Landesſchulrathe feine Geneigtheit zur Abſchließung 
eines die Benützung des ſtädtiſchen Gebäudes XVII., Kirchen— 
gaſſe 35, durch das k. k. Staatsgymnaſium regelnden Vertrages 
unter ſinngemäßer Anwendung der Artikel II bis incluſive IV, 
VIII und IX, des wegen Übernahme der communalen Mittel— 
ſchulen in die Staatsverwaltung geſchloſſenen Vertrages, jedoch 
ohne die grundbücherliche Einverleibung des Benützungsrechtes 
einzuräumen. g 

Speciell übernimmt die Gemeinde Wien die Verpflichtung zur 
Beiſtellung einer competenzmäßigen Naturalwohnung für den 
Director dieſer Anſtalt oder Zahlung des für Directoren der 
Staatsmittelſchulen in Wien normierten Quartiergeldes. 

Dieſelbe verpflichtet ſich, die von der Gemeinde Hernals für 
Zwecke des Gymnaſiums ſeinerzeit beigeſtellte Schuleinrichtung und 
die ausſchließlich vom Gymnaſium benützten, in der Turnhalle des 
Volksſchulgebäudes XVII., Kirchengaſſe 37, derzeit vorhandenen 
Turngeräthe der k. k. Staatsverwaltung in das Eigenthum zu 
überlaffen, übernimmt jedoch keine Verpflichtung zur Nachſchaffung 
von in das Eigenthum des Staates überlaſſenen Einrichtungs— 
ſtücken und Lehrmitteln, falls dieſelben im Laufe der Zeit un— 
brauchbar werden ſollten. 

Es iſt jedoch dem Landesſchulrathe zu berichten, daßs die in 
den Punkten 1 und 5 des hochdortigen Erlaſſes vom 5. Jänner 
1894, Z. 12325, in Anſpruch genommene Benützung der Schul— 
localitäten und der Schuldienerwohnung und die Mitbenützung 
der Turngeräthe in der erwähnten Turnhalle nur inſoweit geſtattet 
wurde, als dies zur Zeit des Vertragsabſchluſſes der Fall iſt. 

2. Es ſei dem Landesſchulrathe zu berichten, dafs die Ge— 
meinde Wien auf Grund der vorerwähnten Propoſition, die in 
der Eingabe der Gymnaſial-Direction vom 15. Mai 1894, Z. 75, 
sub Punkt! und 2 und den im Augenſcheins-Protokolle vom 
2. Juni 1894, 3. 90282, sub a, e, e bis incluſive h namhaft 
gemachten Herſtellungen, beziehungsweiſe Reparaturen, ſowie die 
Fürbelung der Waſchküche mit dem Geſammt⸗Koſtenerforderniſſe von 
1065 fl. auf ihre Koſten im Laufe der diesjährigen Hauptferien 
vornehmen laſſen werde. 

Die Anträge ſind, wie ich glaube, mit dem vorliegenden 
Sachverhalte vollkommen übereinſtimmend und erlaube mir daher 
ihre Annahme zu empfehlen. 

Gem.-Nath Eigner: Nach dem, was der Herr Referent 
angeführt hat, liegt kein Vertrag mit der früheren Gemeinde 
Hernals vor. Er jagt auch, dafs der jetzige Bezirksvorſteher 
Helbling und fo auch der geweſene Gem. Rath Gſchwandner 
in der früheren Gemeinde Hernals keine Auskunft geben können. 
Nun erlaube ich mir an den Herrn Referenten die Anfrage zu ſtellen, 
ob auch der ehemalige Secretär Stampfl, der ſchon, ehe das 
Gymnaſium gebaut wurde, als Secretär angeſtellt war und von 
der Commune als Beamter übernommen wurde, und doch von 
einem Vertrage beſtimmt etwas wiſſen müfste, einvernommen wurde? 

Referent: Der Betreffende iſt nicht einvernommen worden, 
doch iſt es zweifellos, dafs kein ſchriftlicher und auch kein münd⸗ 
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licher Vertrag errichtet wurde, denn der Vertrag müjste doch 
irgendwo liegen. Nun liegt er nicht bei der Gemeinde Wien, die 
den betreffenden Act von Hernals übernommen hat, nicht beim 
Bezirksſchulrathe nach der Auskunft, die wir erhalten haben, nicht 
beim Landesſchulrathe nach der Auskunft, die wir erhalten haben, 
nicht beim Miniſterium, mit einem Worte, nirgends iſt er zu 
finden, und gewiss hätte das Miniſterium nicht den von mir ver— 
leſenen Erlaſs herabgegeben, wenn ein Vertrag vorliegen würde. 
Er müßste in zwei Parien ausgefertigt fein, eines hätte die Ge— 
meinde behalten und eines der Staat als einer, der hauptſächlich 
berechtigt iſt. Wenn der Staat kein Vertragspare hat, fo iſt es 
zweifellos, dass kein Vertrag errichtet worden iſt. Es liegen nur 
Ausſchuſsbeſchlüſſe vor, auch bezüglich der Reparaturen, die ſpäter 
vorgenommen wurden. Auch bezüglich des Quartiergeldes für den 
Director liegen nur Ausſchuſsbeſchlüſſe vor. Es iſt alſo zweifellos, 
dafs ein Vertrag nicht vorhanden iſt. Freilich ift die Sache merk— 
würdig, und zwar umſo merkwürdiger, als nach der Gemeinde— 
ordnung für das flache Land ein Ausſchuſsbeſchluſs, welcher die 
Benützung eines Reales irgendjemand anderem, und zwar eigentlich 
für immerwährende Zeiten, einräumt, der Beſtätigung des Landes— 
ausſchuſſes bedurft hätte. Merkwürdig iſt es; aber es iſt ſo, und 
die Sache läſst ſich nicht ändern. 

Gem.⸗Aath Eigner: Ich will nur noch einige Worte 
bemerken. Der Herr Referent ſagt wohl, daſs kein Vertrag da iſt, 
er müsste verſchwunden ſein; aber Verträge verſchwinden ja oft 
Ich erlaube mir den Antrag zu ſtellen, den ehemaligen Secretär 
Stampfl, der heute bei der Commune Wien angeſtellt iſt, ein— 
zuvernehmen, der müſste ja ganz genau willen, ob ein Vertrag 
vorhanden iſt oder nicht. 

Weiters erlaube ich mir eine Bemerkung, dahin gehend, daſs, 
obwohl jetzt ein Vertrag zwiſchen der Commune Wien und dem 
Staate betreffs Überlaffung des Schulgebäudes in der Kirchengaſſe 
Nr. 37 im XVII. Bezirke zu Gymnaſialzwecken geſchloſſen wird, 
es beſſer wäre, wenn die Commune Wien oder der Staat ein 
eigenes Gymnaſium bauen und dieſes Gebäude für eine Volks— 
und Bürgerſchule einrichten würde, welche überhaupt ſehr noth— 
wendig und zweckmäßig iſt. Jeder Profeſſor, der dort angeſtellt iſt, 
jagt, dass hier nicht der richtige Platz, dafs ſehr viel Unruhe iſt. 
Dort iſt ſoviel Unruhe durch den Tramway- und Stellwagen— 
verkehr und auch durch andere Fuhrwerke, daſs ich glaubte, man 
»ſollte dies anders machen und das Gymnaſium an eine andere 
Stelle verlegen. Für die Volksſchule wäre dies leichter und man 
könnte dann das dritte Stockwerk ausbauen. 

Vürgermeiſter: Ich mußs auf eine Bemerkung des Herrn 
Vorredners zurückkommen, als ob nämlich Verträge, welche bei 
öffentlichen Behörden oder bei der Gemeinde ſich befinden, ſo mir 
nichts dir nichts verſchwinden könnten. Dieſe Bemerkung des 
Herrn Vorredners muss auf einem Irrthume beruhen. Ich kann 
fie nicht als richtig anerkennen und mußs fie zurückweiſen. 

Gem.-Nath Vurſcht: Ich möchte nur auf einen kleinen 
Irrthum des Herrn Collegen Eigner hinweiſen. Er hat geſagt, 
daſs der Secretär Stampfl von dem Vertrage wiſſen mufs. 
Nun, wenn der Herr Bürgermeiſter nichts davon weiß, ſo weiß 
jedenfalls der Secretär Stampfl auch nichts. Was aber das 
Gymnaſium ſelbſt betrifft, daßs nämlich dort Unruhe herrſcht, fo 
mache ich aufmerkſam, es verkehrt dort keine Tramway und kein 
Stellwagen. (Heiterkeit.) Im Gegentheile, es iſt Asphaltpflaſter 
dort, jo daßs gewiss die größte Ruhe herrſcht. 
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Gem.-Nath Noske: Ich bin nicht der Meinung, daſs der 
Staat nicht zu bewegen ſein wird, ein eigenes Gebäude zu bauen, 
weil wir die Erfahrung für uns haben, dafs der Staat ſich zu dieſem 
Opfer nicht entſchließt, ſondern es vorzieht, es der Gemeinde auf— 
zuerlegen. Ich bin auch der Anſchauung, dass ſelbſt, wenn der 
Staat das Gymnaſium in ein anderes Gebäude verlegen wollte, 
der Grund, welchen der Herr Vorredner für die Verlegung ange— 
führt hat, auch für die Volksſchule es nicht erſprießlich erſcheinen 
läſst, ſie bei der herrſchenden Unruhe dort zu errichten; es wird 
ſich alfo das Verhältnis ungefähr fo geſtalten wie bezüglich der 
anderen Mittelſchulen, und ich habe nur ein Erſuchen an den 
Herrn Referenten und eine Beſorgnis. Die Beſorgnis geht dahin, 
dajs, ſoweit ich mich erinnere, ohne momentan die Verträge zur 
Verfügung zu haben, eine Verpflichtung der Gemeinde zur Bei— 
ſtellung einer competenzmäßigen Naturalwohnung für den Director 
oder zur Bezahlung des normierten Quartiergeldes in den Ver— 
trägen, welche wir bezüglich der übrigen Mittelſchulen mit dem 
Staate geſchloſſen haben, nicht enthalten ift, dass dies alſo eine 
weitergehende Verpflichtung, und zwar eine ſolche iſt, die uns ein- 
mal ſehr unangenehm werden kann, denn ſie wird uns weniger 
drücken, ſolange der Director in der Anſtalt wohnen kann, ſie 
wird aber ſehr peinlich werden, wenn die Anſtaltsräume einmal 
vollſtändig zu Schulzwecken benützt ſind und infolge deſſen für 
den Director eine andere Wohnung genommen oder das Quartier— 
geld bezahlt werden muss. 

Ich bin nun der Meinung und habe ſie ſeinerzeit, als ich 
noch dem Stadtrathe anzugehören die Ehre hatte, dort ebenfalls 
vertreten, daſs wir rückſichtlich der Opfer, die wir für die Mittel— 
ſchulen bringen, in dem Vertrage zwiſchen der Gemeinde und dem 
Staate, ſoweit es nur irgend möglich iſt, gegangen find, und dafs 
wir da nicht weiter gehen ſollten; und nun komme ich zu dem 
Erſuchen, welches ich an den Herrn Referenten ſtellen möchte, 
dahin gehend, uns zu ſagen, inwieferne der rückſichtlich dieſes 
Hernalſer Gymnaſiums abzuſchließende Vertrag von jenen Ver— 
trägen, welche wir bezüglich der übrigen Mittelſchulen mit dem 
Staate abgeſchloſſen haben, zu Ungunſten der Gemeinde differiert. 
Ich behalte mir vor, nach erhaltener Aufklärung eventuell einen 
Antrag zu ſtellen. 

Referent: Die Differenz beſteht, wie der Herr Vorredner 
ſchon erwähnte, in der Frage der Naturalwohnung für den Director, 
beziehungsweiſe der Vergütung des Quartiergeldes an denſelben. 
Der Director wohnt nämlich nicht im Gebäude; als dasſelbe 
errichtet wurde, wurde auch dem Director eine Naturalwohnung 
im Gymnaſialgebäude eingeräumt, ſpäterhin, und zwar nach Um— 
geſtaltung dieſer Wohnung zu Lehrzimmern, wurde demſelben aber 
ein jährliches Quartiergeld von 600 fl. bezahlt, und gerade be— 
züglich dieſes Quartiergeldes liegt ein eigener Ausſchuſs-Beſchluſs 
vor, jo daßs die frühere Gemeinde Hernals in der Beziehung ſich 
eigentlich ſchon die Hände gebunden hat. Gerade dieſen Punkt 
können wir nicht abſchütteln, aber das Miniſterium ſtellt ja noch 
viel weitergehende Forderungen, zum Beiſpiele, daſs wir den ganzen 
Gasconſum zahlen ſollen, eine Forderung, die ihre Begründung 
nicht findet, da auch von Seite der Gemeinde Hernals bisher der 
Gasconſum nicht bezahlt worden iſt. Das wird alſo abgelehnt, 
und wird ſich in allen anderen Punkten auf den Standpunkt des 
Vertrages geſtellt, der zwiſchen der Gemeinde Wien und dem 
Miniſterium wegen Überlaſſung der communalen Mittelſchulen 
abgeſchloſſen wurde. Nur dieſe eine Differenz beſteht, dieſe aber 
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konnte nicht umgangen werden. Die Herren können verſichert ſein, 
daſs ich, wenn es möglich geweſen wäre, gewiſss in der Beziehung 
einen abändernden Antrag gegenüber dem Magiſtrate geſtellt hätte. 

Gem.-⸗Rath Noske: Ich kann die Auffaſſung des Herrn 
Referenten, dass wir in dieſer Richtung vollſtändig gebunden find, 
nicht theilen; denn der Herr Referent beantragt uns ja namens 
des Stadtrathes unter Punkt 1, dafs der Gemeinderath eine Ver— 
pflichtung der Gemeinde Wien als Rechtsnachfolgerin der be— 
ſtandenen Gemeinde Hernals zu den in dem Landesſchulraths— 
Erlaſſe ꝛc. angeführten Beitragsleiſtungen keinesfalls anerkennt. 

Zu dieſen Beitragsleiſtungen gehört die der Leiſtung eines 
Quartiergeldes für den Director. Der Rechtsſtandpunkt kann ent- 
weder der fein, dass wir eine Verpflichtung haben, oder dais wir, 
was ich für das richtige halte und was eingangs der Anträge 
betont iſt, keine Verpflichtung haben. Wenn wir keine Verpflichtung 
haben, ſo ſehe ich nicht ein, warum wir bezüglich des Hernalſer 
Gymnaſiums zu den vielen Laſten, die wir freiwillig bei anderen 
Mittelſchulen übernommen haben, noch neue Laſten übernehmen 
ſollen. Ich habe immer gegen den Standpunkt angekämpft, der die 
Gemeinden bei der Errichtung ſtaatlicher Mittelſchulen in einer 
ſo — ich will keinen harten Ausdruck gebrauchen — ausgiebigen 
Weiſe in Anſpruch nimmt. Ich habe gemeint, daſs, wenn die 
Gemeinde auf der einen Seite fo erhebliche Opfer bringen mufs, 
um den Pflichten, die ihr das Geſetz bezüglich der Volksſchulen 
auferlegt, gerecht zu werden, der Staat nicht nur das Recht, 
ſondern die Pflicht hat, im eigenen Wirkungskreiſe für die Er— 
richtung ſtaatlicher Mittelſchulen vorzuſorgen, ohne die Gemeinde 
ſo erheblich zu belaſten, ohne, wie uns ſeinerzeit gedroht wurde, 
eine förmliche Licitation mit der Errichtung von Mittelſchulen zu 
veranſtalten. Ich ſehe nicht ein, warum wir bezüglich einer Mittel— 
ſchule in einem einer großen Gemeinde angegliederten Vororte 
weitergehen ſollen oder müſſen, als wir bezüglich aller anderen 
Mittelſchulen gegangen ſind. Ich erinnere mich ſehr lebhaft an 
den wirklich harten Kampf, den es bezüglich der anderen Mittel— 
ſchulen gekoſtet hat, von den weitgehenden Anſprüchen des Staates 
etwas herabzumindern und den Vertrag auf einer halbwegs erträg— 
lichen Baſis abzuſchließen, und ich möchte dieſe Baſis bezüglich 
dieſes einen Gymnaſiums nicht gerne wieder verſchoben ſehen. Ich 
ſtelle daher den Antrag, beziehentlich die Bitte, dafs über den 
Punkt „Speciell übernimmt die Gemeinde Wien u. ſ. w. in Wien 
normierten Quartiergeldes“ beſonders abgeſtimmt werde, damit 
denjenigen Herren, die meiner Auffaſſung beipflichten, dafs dieſe 
Leiſtung nicht zu übernehmen ſei, und dafs mindeſtens der Verſuch 
zu unternehmen ſei, dieſe Laſt abzuſchütteln, Gelegenheit gegeben 
werde, gegen die Aufnahme dieſer Beſtimmung in den abzu— 
ſchließenden Vertrag zu ſtimmen. 

Gem.-Nath Tagleicht: In dem Vertragsentwurfe, welcher 
vom Herrn Referenten uns joeben zur Annahme empfohlen wurde, 
iſt meiner Anſicht nach eine Lücke. Ein Vertrag mufs doch für 
eine beſtimmte Dauer abgeſchloſſen werden. Nun ſagt uns der 
Herr Referent nicht, ob dieſer Vertrag auf immerwährende Zeit 
oder nur für eine beſtimmte Dauer abgeſchloſſen wird. Ich glaube 
daher, daſs das ein Überſehen des Herrn Referenten iſt, und würde 
diesfalls den Antrag ſtellen: Der Gemeinderath beſchließe, dafs 
dieſer Vertrag vorläufig auf die Dauer von zehn Jahren abge— 
ſchloſſen werde. Dieſer Umſtand könnte für die künftige Geſtaltung 
des Schulweſens eventuell von Wert ſein, weil man auf unbe— 
ſtimmte Zeit einen Vertrag nicht abſchließen ſoll und eventuell 
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günftigere Chancen für den Gemeinderath ſich herausstellen könnten, 
fo daſs eine Erſparnis von irgendwelchem Betrage daraus reſul— 
tieren könnte. Ich bitte daher um Annahme dieſes Antrages. 

Gem.-Nath Eigner: Ich berichtige dem Herrn Collegen 
Purſcht, der geſagt hat: „Ja, wenn der Bürgermeiſter es nicht 
weiß u. ſ. w.“ Welchen Bürgermeiſter er gemeint hat, weiß ich nicht. 
Hat er den dermaligen Bürgermeiſter der Stadt Wien gemeint oder den 
Bürgermeiſter, der zu jener Zeit Bürgermeiſter in Hernals war, 
als das Gymnaſium gebaut wurde? Das iſt aber der ehemalige, 
nunmehr verſtorbene Bürgermeiſter Elterlein. Der lebt heute 
nicht mehr. Der Herr Referent hat uns ausdrücklich geſagt, daſs, 
der Bezirksvorſteher Helbling nichts weiß, und der da— 
malige erſte Gem.-Rath Gſchwandner auch nichts weiß. 
Er hat auch bezweifelt, daſs der ehemalige Secretär Stampfl 
etwas wiſſen müſſe. Nun glaube ich aber, bei den geweſenen Vor— 
ortegemeinden war doch der Secretär neben dem Bürgermeiſter die 
erſte Perſon. (Rufe links: Das war er!) Ohne Secretär wurde 
meines Wiſſens nichts gemacht. Wenn er auch den Vertrag nicht 
ſelbſt gemacht hat, wenn denſelben auch ein Juriſt gemacht hat, 
fo wurde der Secretär doch den Berathungen und Verhandlungen 
beigezogen, er muſste mit dem Advocaten verhandeln, er muſste 
Anträge ſtellen. Nach meiner Anſchauung musste Secretär Stampfl 
genau wiſſen, ob der Vertrag exiſtiert oder nicht. 

Wenn der Herr Gem.-Rath Purſcht weiter erwähnt hat, 
dafs dort keine Tramway iſt, jo muss ich bemerken: In der Haupt— 
ſtraße vor dem Gebäude iſt ja die Tramway, verkehren die Stell— 
wägen, und in der Kirchengaſſe iſt ein jo lebhafter Verkehr, dass 
eine Lebensgefahr für die Kinder beſteht, wenn ſie aus der Schule 
gehen. Dadurch iſt der Beweis geliefert, dass unter dieſen Ver— 
hältniſſen dort eine Schule, ſei es ein Gymnaſium oder eine 
Volksſchule, heute nicht hingebaut werden würde. Das wollte ich 
nur erwähnen. 

Gem.-Nath Pr. Stern: Ich erlaube mir zwei Anfragen. 
Die erſte Anfrage iſt die, wer iſt als Eigenthümer dieſes Gebäudes 
grundbücherlich einverleibt? 

Referent: Die Gemeinde Hernals, das iſt zweifellos, reſp. 
die Gemeinde Wien. 

Gem.-Nath Dr. Stern: Die zweite Anfrage iſt die: Wenn 
der Schuldirector derzeit außerhalb des Schulgebäudes wohnt, ich 
glaube, fo habe ich verſtanden, woher kommen dann die Reparaturs— 
koſten, von denen die Rede war, und die, wenn ich recht ver— 
ſtanden habe, vielleicht bin ich im Irrthume, vom Director theil— 
weiſe für ſeine Wohnung angeſprochen worden ſind? 

Referent: Der Director eines Gymnaſiums iſt in der Regel 
auch der Verwalter des geſammten Hauſes, und der Director ver— 
langt, daſs dieſe Reparaturen am Gymnaſialgebäude vorgenommen 
werden ſollen, nicht in ſeiner Wohnung. 

Gem.-Nath Dr. Stern: Ich werde mir jetzt erlauben, fort- 
zufahren. Es iſt bisher von allen Rednern betont worden, dass 
das Verhältnis, in welchem wir derzeit bezüglich der Überlaſſung 
dieſes Gebäudes zum Miniſterium ſtehen, ungefähr das gleiche iſt, 
wie dasjenige, in welchem wir ſtanden, als wir unſere Mittel— 
ſchulen an die Regierung überließen. Ich muss dem widerſprechen. 
Das Verhältnis iſt nicht gleich, wenigſtens die Grundlage des 
Verhältniſſes iſt weſentlich verſchieden. Wir befinden uns der 
Regierung gegenüber in einer weſentlich verſchiedenen Lage. Die 
frühere Gemeinde Wien hatte bekanntlich fünf Mittelſchulen, welche 
das Budget mit einem jährlichen Betrage von 3 bis 400.000 fl. 
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belaſteten. Der Gemeinde Wien war es darum zu thun, dieſe 
finanzielle Laſt zu erleichtern, und der Staatsverwaltung war es 
darum zu thun, die Mittelſchulen in ihre Hand zu bekommen. 
Aus dieſen gegenſeitigen Wünſchen und Gegenwünſchen, aus dieſer 
Lage, in welcher einerſeits die Gemeinde ſich befand, und aus dem 
Wunſche, welcher die Staatsverwaltung beſeelte, entſtand jenes Rechts⸗ 
verhältnis, welches conſtruiert wurde dadurch, daſs die Staats⸗ 
verwaltung die Mittelſchulen der Gemeinde Wien übernommen 
hat. In dem gegebenen Falle iſt aber, wie uns der Herr Referent 
geſagt hat, die Sachlage ganz anders. Die Gemeinde Hernals iſt 
nicht Eigenthümerin, wenn ich ſo ſagen darf, der Schule ſelbſt, ſie iſt 
nicht diejenige, welche die Schule eigentlich beſorgt, nicht diejenige, 
welche die Auslagen für die Schule von jeher beſtritten hat, ſondern 
es war dies ein Staatsgymnaſium oder eine Staatsmittelſchule 
von jeher. Es hat alſo die Gemeinde Hernals, oder heute die 
Gemeinde Wien nicht das Intereſſe, welches ſeinerzeit die Gemeinde 
Wien hatte, als ſie ihre Mittelſchulen der Staatsverwaltung über— 
tragen hat. Deshalb befindet ſich heute die Gemeinde Wien der 
Staatsverwaltung gegenüber in ungleich günſtigerer Lage, als ſich 
die alte Gemeinde Wien der Staatsverwaltung gegenüber befunden 
hat, welche allerdings von der Staatsverwaltung etwas ange— 
ſprochen hat, während hier das Umgekehrte der Fall iſt, die Staats— 
verwaltung von der Gemeinde etwas anſpricht, die Gemeinde da— 
gegen nichts anſpricht. 

Das möchte ich vorausſchicken, und mit Rückſicht darauf er— 
ſcheint es mir nicht angezeigt, daſs man fortwährend dieſe Analogien 
herbeizieht und im gegebenen Falle der Staatsverwaltung alles 
das concediert, ja noch mehr als das concediert, was man ihr 
concediert hat, als ſie die Mittelſchulen, welche die Gemeinde Wien 
erhielt, von dieſer übernahm. 

Aus dieſem Grunde möchte ich einerſeits es für vollkommen 
angezeigt halten, den Antrag anzunehmen, der bereits von Seite 
des Herrn Collegen Noske geſtellt wurde, dass unter gar keinen 
Umſtänden über das hinausgegangen wird, was wir ſeinerzeit der 
Staatsverwaltung concediert haben, dass wir uns unter gar keinen 
Umſtänden damit belaſten, den Wohnungszins für den Director zu 
zahlen oder die Directorwohnung außerhalb des Schulgebäudes 
beizuſtellen. 

Das iſt ein Punkt. Ein zweiter Punkt bezieht ſich darauf, 
dass es nicht angezeigt iſt, dal, wenn heute erſt ein ſolcher Ver— 
trag neu geſchloſſen werden ſoll — nachdem uns ja der Herr 
Referent ſagt, dajs irgendein Vertragsverhältnis, ja irgendetwas 
einem Vertragsverhältniſſe Ahnliches gar nicht beſteht, fo dafs die 
Staatsverwaltung eigentlich, wie wir ſagen, precario modo, bitt— 
weiſe, zeitweilig, ohne irgendwelches Recht, die Schule innehat — 
daſs es alſo nicht angezeigt erſcheint, daſs, wenn heute ein ſolcher 
Vertrag geſchloſſen wird, er für immerwährende Zeiten, ohneweiters 
für alle Ewigkeit geſchloſſen werde. Ich halte zwar nicht 
für richtig, was von Seite eines Herrn Vorredners, des geehrten 
Collegen Tag leicht, beantragt wurde, dass die Vertrags— 
dauer auf zehn Jahre feſtgeſetzt werde. Daſßs aber ein ſolcher 
Vertrag für eine beſtimmte Zeit geſchloſſen werde, ſei es nun auf 
10 oder 15 oder 20 Jahre und ſo weiter, das halte ich allerdings 
für richtig, und zwar deshalb, weil ja, wie der Herr Referent eben 
über meine Anfrage bemerkt hat, wir Eigenthümer dieſes Schul— 
gebäudes ſind und der Ausnützung dieſes Eigenthumsrechtes 
für alle und immerwährende Zeiten uns zu begeben keinen Anlafs 
haben. Das ſcheint mir ein zweiter wichtiger Umſtand zu ſein und 
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ich werde daher den Antrag in der Richtung ſtellen, daſs der Ver⸗ 
trag nur für eine beſtimmte Zeitdauer abgeſchloſſen werde; die 
Zeitdauer ſelbſt könnte — ſagen wir — 10 bis 20 Jahre betragen. 

Ein anderer Wunſch, den ich allerdings noch hätte, den ich 
aber nicht als Antrag formulieren werde, wäre der, dass der Ge— 
meinde von der Staatsverwaltung, wenn dieſe für ihre Zwecke 
eine Gebäude der Gemeinde benützt, ein Zins bezahlt werde; das 
würde mir nur als recht und billig erſcheinen. Ich ſtelle einen ſolchen 
Antrag nicht, weil ich mir denken kann, dafs hiezu im vorliegenden 
Falle weitläufigere Verhandlungen erforderlich wären. Ich denke mir 
aber, daſs es gut wäre, wenn ſich der Stadtrath vor Augen hielte, 
daſs von der Staatsverwaltung für Gebäude, welche der Gemeinde 
gehören und für Staatszwecke benützt werden, allerdings auch ein 
Zins bezahlt werden ſolle. Das ſchiene mir, wie geſagt, nur recht 
und billig, und ich würde nur bitten, dafs dieſe Anregung von 
Seite des Stadtrathes für künftige derartige Fälle doch einiger— 
maßen ſich vor Augen gehalten werde. 

Ich wiederhole daher: ich werde für den Antrag des Herrn 
Collegen Noske ſtimmen, nämlich dafs die Gemeinde Wien eine 
neue Laſt, die über jene Laſten hinausgeht, welche ſie bezüglich 
ihrer Mittelſchulen, die ſie dem Staate übergeben hat, übernommen 
hat, nicht übernehme, dafs fie daher einen Zins für die Directors— 
wohnung nicht zu bezahlen habe. Ich ſtelle ferner den Antrag, 
daſs der Vertrag nur für eine beſtimmte Zeitdauer, alſo für etwa 
10 oder 20 Jahre abgeſchloſſen werde. Ich bitte, dieſen Antrag 
anzunehmen. 

Referent (zum Schluſsworte): Meine Herren! Es kann 
dem Stadtrathe gleichgiltig ſein, ob Sie die Anträge des 
Herrn Collegen Tag leicht oder des Herrn Collegen Noske 
annehmen oder nicht. Es wird ſich aber herausſtellen, daſs, 
wenn Sie dieſe Anträge zum Beſchluſſe erheben, Sie damit 
nur einen Schlag ins Waſſer machen. Das Gebäude iſt 
von der Gemeinde Hernals ausdrücklich zum Zwecke der Unter— 
bringung zuerſt eines Untergymnaſiums erbaut worden. (So iſt 
es! links.) Die Gemeinde Hernals hat es mit Freude begrüßt, 
meine Herren, daſs der Staat dort ein Gymnaſium errichtet hat; 
die Gemeinde Hernals hat ſpäter, als das Untergymnaſium in 
ein vollſtändiges Gymnaſium umgewandelt wurde, neuerdings die 
weiteren Lehrzimmer beigeſtellt und auch dieſe Umwandlung freudigſt 
und dankbarſt begrüßt. Die Gemeinde Hernals zahlte ſeit dem Beſtehen 
des Gebäudes alle Reparaturen, welche an dem Gebäude vorgenommen 
wurden und welche nach dem Geſetze immer dem Hauseigenthümer 
zukommen. Die Gemeinde Hernals gibt ſeit 1873, beziehungsweiſe 
1874 entweder eine Naturalwohnung oder, nachdem die Natural— 
wohnung zu Lehrzimmern umgeſtaltet worden iſt, das competenz— 
mäßige Quartiergeld, nämlich 600 fl. 

Das alles geſchieht ſeit 20 Jahren, und nun wollen Sie, 
dafs die Staatsverwaltung von dieſen, ich könnte beinahe jagen: 
erſeſſenen, aber ich ſage es nicht, denn es paſst nicht, weil kein 
Rechtsverhältnis vorliegt, aber ſagen wir: von dieſen eingelebten 
Verhältniſſen Umgang nehmen und einen Vertrag abſchließen ſoll, 
der für ſie ungünſtiger iſt. 

Der Staat begehrt ja viel mehr; ich habe das den Herren 
geſagt, der Staat begehrt, daſs wir den ganzen Gasconſum be— 
zahlen, daßs wir nicht bloß die Reparaturen, welche dem Haus⸗ 
eigenthürmer als ſolchen zufallen, ſondern auch jene Reparaturen 
bezahlen, welche für das Gebäude als Schulgebäude unbedingt 
nothwendig find, mit einem Worte: der Staat ſtellt viel weiter— 
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gehende Auforderungen, er ſtellt die Forderung, dass alle Localitäten 
beigeſtellt werden, welche zu Gymnaſialzwecken nothwendig ſind; es 
iſt möglich, daſs z. B. das Gymnaſium erweitert wird, der Staat 
verlangt alſo, das wir die Localitäten für eine eventuelle Er— 
weiterung beiſtellen, während wir den Antrag ſtellen, daſs in dieſer 
Beziehung der jetzige status quo aufrecht erhalten wird. Der Stadt— 
rath will nichts anderes, als daſs das jetzige nach meiner Meinung 
ganz unhaltbare Verhältnis, was den Vertrag betrifft, geordnet 
werde, und in der Beziehung bin ich der Meinung, daſs wir das 
reſpectieren ſollen, was die Gemeinde Hernals zur Zeit ihres Be— 
ſtandes beſchloſſen hat. Das mußs auch die jetzige Gemeinde Wien 
reſpectieren (Zuſtimmung) und wir würden uns nach meiner 
Meinung bei der Staatsverwaltung nur ſchaden, wenn wir ſolche 
Forderungen ſtellen würden, welche von vornherein abgewieſen 
werden müssten und welche, nach meiner Meinung, auch keine 
Berechtigung hätten. Nicht bloß die Gemeinde Hernals hat das 
gethan, ſondern auch die Gemeinde Wien. Seitdem die Vereinigung 
durchgeführt iſt, zahlen wir jährlich die 600 fl. und haben auch 
Reparaturen gezahlt, wenn auch nicht in dem Betrage, wie er jetzt 
beantragt wird; mit einem Worte, es iſt das Verhältnis fo, dals 
eine Anderung gar nicht möglich iſt. 


Dem Herrn Collegen Tagleicht verzeihe ich, daſs er den 
Antrag ſtellt, dem Stadtrathe zuzumuthen, einen Beſtandvertrag 
auf zehn Jahre abzuſchließen, aber dem Juriſten Dr. Stern 
verzeihe ich feinen Antrag nicht, denn er mußs doch willen, dais 
in dem Vertrage, welcher zwiſchen der Gemeinde Wien und dem 
Staate wegen Überlaſſung der communalen Mittelſchulen abgeſchloſſen 
worden iſt, auch keine beſtimmte Zeit namhaft gemacht wurde, 
ſondern es heißt, daſs die betreffenden Localitäten immer zu 
Gymnaſial- reſpective Realſchulzwecken gewidmet werden müſſen, das 
iſt auch die richtige Zeitbeſtimmung und die iſt auch hier anzuwenden. 
Wir ſind Eigenthümer; ſolange aber der Staat ein Gymnaſium in 
dem betreffenden Gebäude erhält, ſind die Localitäten dem Staate 
zur Benützung zu überlaſſen. Das iſt auch eine und, wie ich glaube, 
ganz correcte und richtige Zeitbeſtimmung. Der Herr Gem.- 
Rath Dr. Stern hat auch den Wunſch ausgeſprochen, dass wir 
immer begehren ſollen, daſs der Staat einen Zins für jene Ge— 
bäude bezahle, welche er zur Benützung erhält. Ich bin auch 
dieſer ſeiner Meinung und ich glaube, jeder von uns iſt der 
Meinung, dafs, wenn wir dem Staate ein Gebäude überlaſſen, der 
Staat einen Zins entrichten muss. Aber jede Regel hat ihre Aus: 
nahmen und Herr Dr. Stern weiß ſehr gut, dass uns der Staat 
für die Mittelſchulen, die wir ihm überlaſſen haben, keinen Zins 
bezahlt. Herr Dr. Stern weiß ſehr gut, dafs wir z. B. für den 
Staat die Werkmeiſterſchule im X. Bezirke gebaut haben und dafür 
keinen Zins bekommen, er weiß ſehr gut, dafs wir für die Schule 
für die vervielfältigenden Künſte Localitäten beigeſtellt und koloſſale 
Adaptierungen gemacht haben, ohne dass uns ein Zins entrichtet 
oder irgendetwas vergütet worden wäre. 


Warum ſoll jetzt bei der Gemeinde Hernals, beziehungsweiſe 
bei dieſem Gymnaſialgebäude eine Ausnahme gemacht werden? 
Ich ſage nochmals, ich glaube, die Anträge des Magiſtrates und 
des Stadtrathes ſind ſolche, welche dem Sachverhalte vollkommen 
entſprechen und auch eine anſtändige Löſung der ganzen Verhältniſſe 
herbeiführen können, und ich kann ſagen: ich werde froh ſein, wenn 
ich berichten kann, daſs der Staat auf dieſe Anträge eingegangen 
iſt und daſs dadurch dieſe Frage aus der Welt geſchafft wurde. 
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Von dieſem Standpunke aus empfehle ich die Anträge des Stadt— 
rathes zur Annahme. (Beifall.) 

Gem.-Rath Nosſie (zur Berichtigung): Der Herr Referent 
hat ſich dahin geäußert, daſs er der Meinung ſei, wir müſsten 
die Beſchlüſſe, welche die Gemeinde Hernals zur Zeit ihres ſelbſt— 
ſtändigen Beſtandes gefaſst hat, feſthalten, und wir müßsten, 
dürften und ſollten — wie der Herr Referent ſagt, und zwar 
wörtlich ſagt — keine Forderung ſtellen, zu der wir, ſeiner (des 
Herrn Referenten) Meinung nach, auch kein Recht hätten. 

Ich berichtige den Herrn Referenten dahin, daßs dieſe 
Außerung in diametralem Widerſpruche ſteht zu dem Punkte 1 der 
Anträge, die er uns zur Annahme empfiehlt, nämlich zu der Er— 
klärung, der Gemeinderath anerkenne, dass er keine Verpflichtung 
irgendwelcher Art bezüglich dieſes Gymnaſiums einzuhalten habe. 

Referent (zur Berichtigung): Ich laſſe mich da nicht in 
Haarſpaltereien ein. Ich glaube, ſämmtliche Mitglieder des Ge— 
meinderathes werden es verſtanden haben, wie ich in dieſem Punkte 
das Wort „Recht“ aufgefaſst habe, nämlich mit Beziehung auf 
die factiſchen Verhältniſſe, welche beſtehen. Ich meine das nicht 
ſo ſehr als „Recht“, ſondern als Billigkeit, und ich glaube, auch 
die Billigkeit muſs der Gemeinderath immer im Auge behalten. 
(Gem.⸗Rath Noske: Sehr theuer! — Gem.-Rath Steiner: 
Natürlich! Er iſt vom I. Bezirke, da kann man nicht viel ver— 
langen!) 

Nürgermeiſter: Wir kommen zur Abſtimmung. Zuerſt 
kommt der Vertagungs-Autrag des Herrn Gem.-Rathes Eigner: 
Es ſollen weitere Erhebungen über den etwaigen Beſtand eines 
diesfälligen Vertrages, insbeſondere durch Einvernehmung des ge— 
weſenen Secretärs Stampfl gepflogen werden. 

Gem.-Nath Eigner: Ich habe keinen Vertagungs⸗Antrag 
geſtellt; ich habe nur gejagt, man möge den ehemaligen Secretär 
einvernehmen. (Widerſpruch.) 

Bürgermeiſter: Wenn dieſe Erhebungen nach der Ab— 
ſtimmung gepflogen werden, dann wird es zu ſpät ſein. (Lebhafte 
Heiterkeit.) Hält der Herr Gemeinderath den Antrag aufrecht? 

Gem.-Nath Eigner: Ich habe keinen Antrag geſtellt; nach 
meiner Anſchauung braucht daher auch über keinen Autrag ab— 
geſtimmt zu werden. Ich kann nichts zurückziehen, weil ich keinen 
Antrag geſtellt habe. 

Wenn der Herr Bürgermeiſter glaubt, dafs es nicht noth— 
wendig iſt, den ehemaligen Secretär Stampfl einzuvernehmen, 
ſo bin ich einverſtanden. 

Vürgermeiſter: Ich miſche mich in das Meritum der Sache 
nicht ein. Der Herr Gemeinderath hat den Wunſch ausgeſprochen, 
es ſolle noch der Secretär Stampfl einvernommen werden; das 
kann ich nur dahin auffaſſen, daſs er vor der Abſtimmung ver— 
nommen werden ſoll. (Zuſtimmung.) 

Gem.-Nath Eigner: So ziehe ich das zurück. (Heiterkeit. ) 

Vürgermeiſter: Der Antrag iſt zurückgezogen. Wir kommen 
zur Abſtimmung über das Meritum. 

Ich glaube, wir ſollen zuerſt über den Gegen-Antrag der 
Herren Gem.-Räthe Tagleicht und Dr. Stern abſtimmen, 
dahin gehend, dass alle die Anträge, welche vom Stadtrathe geſtellt 
werden, nur für eine beſtimmte Dauer gelten ſollen, und zwar 
für zehn Jahre. 

Ich erſuche die Herren, welche für dieſen Antrag find, die 
Hand zu erheben. (Geſchieht.) Abgelehnt. 
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Nun kommt Punkt 1 des Stadtraths⸗Antrages. Ich bringe 
das erſte Alinea des Antrages 1 zur Abſtimmung. 

Beim erſten Alinea des erſten Antrages, welches mit den 
Worten beginnt: „Der Gemeinderath anerkennt .. . . .. und 
ſchließt: .. . .. „Einverleibung des Benützungsrechtes einzu— 
räumen“ beantragt Herr Gem.-Rath Noske die Formulierung 
„unter ſinngemäßer Anwendung“, dann die Einſchaltung „be— 
ziehungsweiſe unter Beſchränkung auf die Zugeſtändniſſe der 
Artikel II bis incluſive IV, VIII, IX ꝛc.“ 

Die Herren, welche mit dem Gegen-Antrage, beziehungsweiſe 
der Einſchaltung der Formulierung des Herrn Gem.-Rathes Noske 
einverftanden find, wollen die Hand erheben. (Geſchieht.) A b— 
gelehnt. 

Jene Herren, welche mit der Formulierung des Alinea 1 nach 
der Faſſung des Stadtrathes einverſtanden ſind, wollen die Hand 
erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 

Es kommt Alinea 2, welches die Verpflichtung der Gemeinde 
zur Beiſtellung einer entſprechenden Naturalwohnung für den 
Director formuliert. 

Herr Gem.-Rath Nosfe beantragt die Ablehnung dieſes 
Alinea, und ich komme der Abſicht, welche in dieſem Antrage liegt, 
dadurch nach, dass ich den Antrag des Stadtrathes in poſitiver 
Form zur Abſtimmung bringe. Die Herren, welche im Sinne des 
Antrages Noske ſtimmen, werden gegen dieſes Alinea ſtimmen. 

Die Herren, welche mit Alinea 2 des Stadtrathes ein— 
verſtanden find, wollen die Hand erheben. (Geſchieht.) Ang ee— 
nommen. 

Gegen die übrigen Anträge wurde eine Einwendung nicht 
erhoben. Sie ſind alſo angenommen. 

Beſchluſs: 1. Der Gemeinderath anerkennt eine Verpflichtung 
der Gemeinde Wien als Rechtsnachfolgerin der be— 
ſtandenen Gemeinde Hernals zu den in dem Landes— 
ſchulraths-Erlaſſe vom 5. Jänner 1894, Z. 12325, 
angeführten Beitragsleiſtungen keinesfalls, da dies⸗ 
bezüglich ein förmlicher Vertrag zwiſchen der Staats— 
verwaltung und der beſtandenen Gemeinde Hernals 
nicht vorliegt, erklärt aber dem k. k. n.6. Landesſchul⸗ 
rathe ſeine Geneigtheit zur Abſchließung eines die Be— 
nützung des ſtädtiſchen Gebäudes XVII., Kirchen⸗ 
gaſſe 35, durch das k. k. Staatsgymnaſium regelnden 
Vertrages unter ſinngemäßer Anwendung der Artikel II 
bis incl. IV, VIII und IX des wegen Übernahme der 
communalen Mittelſchulen in die Staatsverwaltung 
geſchloſſenen Vertrages, jedoch ohne die grandbücher— 
liche Einverleibung des Benützungsrechtes einzuräumen. 

Speciell übernimmt die Gemeinde Wien die Ver— 
pflichtung zur Beiſtellung einer competenzmäßigen 
Naturalwohnung für den Director dieſer Anſtalt oder 
Zahlung des für Directoren der Staatsmittelſchulen in 
Wien normierten Quartiergeldes. 

Dieſelbe verpflichtet ſich, die von der Gemeinde 
Hernals für Zwecke des Gymnaſiums ſeinerzeit bei— 
geſtellte Schuleinrichtung und die ausſchließlich vom 
Gymnaſinm benützten, in der Turnhalle des Volks— 
ſchulgebäudes XVII., Kirchengaſſe 37, derzeit vor— 
handenen Turngeräthe der k. k. Staatsverwaltung in 
das Eigenthum zu überlaſſen, übernimmt jedoch keine 
Verpflichtung zur Nachſchaffung von in das Eigenthum 
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des Staates überlaſſenen Einrichtungsſtücken und Lehr 
mitteln, falls dieſelben im Laufe der Zeit unbrauchbar 
werden ſollten. 

Es iſt jedoch dem Landesſchulrathe zu berichten, 
daſs die in den Punkten 1 und 5 des hochdortigen 
Erlaſſes vom 5. Jänner 1894, Z. 12325, in Anſpruch 
genommene Benützung der Schullocalitäten und der 
Schuldienerwohnung und die Mitbenützung der Turn— 
geräthe in der erwähnten Turnhalle nur inſoweit ge— 
ſtattet werde, als dies zur Zeit des Vertragsabſchluſſes 
der Fall iſt. 

2. Es ſei dem Landesſchulrathe zu berichten, dass 
die Gemeinde Wien auf Grund der vorerwähnten Pro— 
poſitionen, die in der Eingabe der Gymnaſial-Direction 
vom 15. Mai 1894, 3. 75, sub Punkte 1 und 2 und 
den im Augenſcheinsprotokolle vom 2. Juni 1894, 
3. 90282, sub a, e, e bis ineluſive h namhaft gemachten 
Herſtellungen, beziehungsweiſe Reparaturen, ſowie die 
Färbelung der Waſchküche mit dem Koftenerforderniffe 
von 1065 fl. auf ihre Koſten im Laufe der diesjährigen 
Hauptferien vornehmen laſſen werde. 

20. (4925.) Referent Gem.-Nalh Schlechter: Für die 
Neupflaſterung der Seidengaſſe im VII. Bezirke, und zwar in der 
Strecke zwiſchen der Schottenfelder- und der Zieglergaſſe find in 
das Budget pro 1894 4000 fl. eingeſtellt. Nun iſt vom Bauamte 
und Magiſtrate das bezügliche Project vorgelegt worden, wonach 
dieſe Strecke mit 7zölligen neuen Granitwürfeln gepflaſtert, theil— 
weiſe aber auch alte Würfel aus der Mariahilferſtraße hiezu ver— 
wendet werden ſollen. Die Koſten dieſer Pflaſterung ſtellen ſich 
nach dieſem Projecte auf 5336 fl. 97 kr. Nachdem nun der Ge— 
meinderath nur 4000 fl. eingeſtellt hat, wird um einen Zuſchuſscredit 
in der Höhe von 1336 fl. 97 kr. erſucht, welchen ich zu genehmigen 
bitte. 

Bürgermeiſter: Keine Einwendung? — Der Antrag iſt an— 
genommen. 

Beſchluſs: Zuſchuſscredit von 1336 fl. 97 kr. für die Pflaſte— 
rung eines Theiles der Seidengaſſe, VII. Bezirk, ad 
Rubrik XXII I b. 

21. (5554.) Referent Gem.-Nath Schlechter: Ich habe 
weiters die Ehre, zu referieren ad Zahl 5554, und zwar über 
die Vermehrung des Aufſichtsperſonales für den Betrieb des Rohr— 
netzes der Hochquellenleitung. 

Vom Stadtbauamte iſt ein neuerlicher Bericht über den 
Stand der Rohrlegungsarbeiten in den neu angegliederten Bezirken 
vorgelegt worden. Wie bekannt, ſchreiten dieſe Rohrlegungsarbeiten 
rüſtig vorwärts und namentlich in letzter Zeit ſind neuerliche 
Bauloſe zur Vergebung und Ausführung gelangt. 

Es iſt ſelbſtverſtändlich, daſs bei dieſer Rohrlegung ſowohl 
eine ordentliche Aufſicht und Überwachung ftattfinden, als auch 
vorgeſorgt werden muss, dass, wenn dieſes Rohrnetz theilweiſe in 
den Betrieb einbezogen iſt, auch hiefür und für den Anſchluſs eine 
eigene Aufſicht beſtehen mußs. 

Bei den Rohrlegungsarbeiten werden nun 4 Bauinſpicienten 
verwendet und es iſt nothwendig, dass ihnen eine gewiſſe Zahl 
Aufſeher und Aufſehergehilfen zugetheilt wird. Es wird nun über 
Antrag des Bauamtes vom Magiſtrate vorgeſchlagen, 4 Aufſeher— 
ſtellen und 4 Aufſehergehilfenſtellen zu creieren, und zwar ſollen 
von den Aufſehern zwei J. Claſſe mit einem Bezuge von täglich je 
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2 fl. und zwei II. Claſſe mit je ! fl. 70 kr. täglich beſtellt werden, 
ferner 4 Gehilfen mit einem Taglohne von je 1 fl. 50 kr. Sie 
würden auch eine entſprechende Montur bekommen, wie dies ſeinerzeit 
ſchon bei einer früher eingetretenen Vermehrung des Aufſichts— 
perſonales vom Gemeinderathe beſchloſſen wurde. Die Aufſeher 
ſelbſt bekommen entweder ein Naturalquartier oder eine entſprechende 
Geldentſchädigung. 

Nachdem die Nothwendigkeit gewiſs evident iſt und ich dieſelbe 
wohl nicht weiter zu begründen brauche, erlaube ich mir den Antrag 
zu ſtellen, der Gemeinderath beſchließe (liest): 

„Vermehrung des Aufſichtsperſonales für den Betrieb des 
Rohrnetzes der Hochquellenleitung um 

2 Aufſeher J. Claſſe mit dem Taglohne von je 2 fl., 

2 Aufſeher II. Claſſe mit dem Taglohne von je 1 fl. 70 kr., 

4 Aufſehergehilfen mit dem Taglohne von je 1 fl. 50 kr., 
nebſt der Montur (jährlich 1 Zwilchkittel und 1 Paar Zwilchhoſen 
ſowie Zuweiſung von Naturalwohnungen, reſpective Quartiergeld— 
beiträgen) für die Aufſeher.“ 

Ich bitte um Genehmigung dieſer Anträge. 

Nürgermeiſter: Keine Einwendung? Die Anträge find an— 
genommen. 

Beſchluſs: Vermehrung des Aufſichtsperſonales für den Betrieb 
des Rohrnetzes der Hochquellenleitung um 
2 Aufſeher J. Claſſe mit dem Taglohne von 


je 2 fl., 

2 Aufſeher II. Claſſe mit dem Taglohne von je 
1 fl. 70 kr., 

4 Aufſehergehilfen mit dem Taglohne von je 
1 fl. 50 kr. 


nebſt der Montur (jährlich 1 Zwilchkittel und 1 Paar 
Zwilchhoſen, ſowie Zuweiſung von Naturalwohnungen, 
reſpective Quartiergeldbeiträgen) für die Aufſeher. 

22. (5503.) Referent Gem.-Rath Joſef Müller: Ich 
habe die Ehre, ein Referat für den Collegen Wurm, Beilage 
Nr. 188, zu erſtatten. Es handelt ſich um die Abänderung der 
Baulinie für den Marktplatz in Simmering. Zwei Umſtände 
ſprechen insbeſondere für die Abänderung der vom Miniſterium 
beſtimmten Baulinien: erſtens, daſs ein an dieſem Platz und in 
der Hauptſtraße gelegenes Haus, welches der Gemeinde gehört und 
in dem das magiſtratiſche Bezirksamt untergebracht iſt, in einem 
ſolchen Zuſtande iſt, daſs es für weitere Zeit nicht mehr benützt 
werden kann. Es herrſcht ſehr großer Raummangel und die Ver— 
hältniſſe verſtoßen gegen jede ſanitäre Anforderung. Es iſt daher 
der Umbau beziehungsweiſe Neubau eines Amtshauſes nothwendig, 
und es wäre möglich, wenn eine Anderung der Baulinie ſtatt— 
finden würde, einen Theil der der Gemeinde gehörigen Realität 
mit einem Theile der Straße zuſammenzulegen und daſelbſt ein 
Amtshaus herzuſtellen. Von Seite des Bauamtes iſt die diesbe— 
zügliche Projeetſkizze verfaſst worden. Sie liegt hier vor, und ich 
erſuche diejenigen Herren, welche die Sache intereſſiert, ſie anzu— 
ſehen. 

Noch ein zweiter Grund lässt aber die Anderung der Bau— 
linie wünſchenswert erſcheinen. Es iſt nämlich urſprünglich beſtimmt 
worden, dafs auf dieſem Platze eine Kirche gebaut werden ſoll. 
Von dieſem Gedanken iſt man nun abgegangen, indem beſtimmt 
worden iſt, dass die neue Kirche nicht auf dieſem Platze, ſondern 
in der ſogenannten Loryſtraße und Pfeifergaſſe nunmehr gebaut 
werden ſoll, wie aus Außerungen hervorgeht, die ſeitens der 
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maßgebenden Amter und eines Gemeindevertreters, der anweſend 
war, hier abgegeben wurden. Es iſt daher auch nicht nothwendig, 
daſs dieſer Platz in der früheren Breite von 106 m belaſſen 
werde, ſondern man kann nun daran gehen, eine kleine Reſtringierung 
dieſes Platzes vorzunehmen. Es wird beantragt, dafs dieſer Platz 
auf 52 m, von Baulinie zu Baulinie gemeſſen, reſtringiert werden 
ſoll, und zwar derart, dafs von der Achſe, die zwiſchen der 
Schulgaſſe und der Plenergaſſe mitten durch die Allee bis zur 
Hauptſtraße führt, auf jeder Seite eine Entfernung von 26 m 
eintritt, welche für alle Verhältniſſe vollkommen ausreicht. Ich 
erſuche um die Annahme des folgenden Antrages des Stadtrathes: 

1. Die im Plane bezeichneten Baulinien für den Marktplatz 
in Simmering, welche ſeinerzeit vom k. k. Miniſterium des Innern 
beſtimmt wurden, werden aufgelaſſen. 

2. An Stelle derſelben werden unter Feſthaltung der Allee— 
achſe, beziehungsweiſe der Mitte des Schulgebäudes und Zugrunde— 
legung einer Geſammtbreite von 52 m die Baulinien A“ A B 
und C“ neu genehmigt. 

Gem.-Nath Dr. Linke: Der Herr Referent hat erklärt, 
dafs ſeinerzeit von der Gemeinde Simmering beſchloſſen worden 
ſei, daſs auf dem Marktplatze eine neue Kirche erbaut werden ſoll, 
daſs aber maßgebenderſeits von dieſem Projecte abgegangen wurde. 
Was die erſte Erklärung betrifft, fo iſt dies wirklich der Fall. Es 
iſt der Beſchluſs gefalst worden, und zwar der ganz regelrechte 
Beſchluſs der früheren Gemeindevertretung Simmering, welcher 
protokollariſch feſtgeſtellt wurde, und zwar nicht von der Gemeinde— 
vertretung allein, ſondern in Gegenwart der Repräſentanten des 
Kirchenbau⸗Comités, das ſchon damals beſtanden hat, nämlich 
desjenigen, welches den Kirch enbaufond verwaltet hat. Dieſes hat 
den Beſchluſs zur Kenntnis genommen, und inſofern war der 
Beſchluſs ein präparatoriſcher Act für die Genehmigung des 
Landesausſchuſſes, die damals nothwendig geweſen wäre. Hierauf 
iſt aber die Einbeziehung der Vororte erfolgt, ſo dass es nicht 
mehr möglich war, dieſe Genehmigung des Landesausſchuſſes 
einzuholen. 

Es iſt aber unter allen Umſtänden eine Vorlage da, welche 
nicht ſo mir nichts dir nichts aus der Welt geſchafft werden 
kann. Ich kann mich aber mit der zweiten Erklärung nicht zu— 
frieden geben, daſs maßgebenderſeits von dieſem Beſchluſſe abge— 
gangen worden iſt, denn der Beſchlufs einer Gemeindevertretung, 
welcher regelrecht gefaſst wurde, kann von der Gemeinde Wien 
als Rechtsnachfolgerin nur durch einen Beſchluſs des Ge— 
meinderathes negiert werden, alſo meines Wiſſens, ſoweit ich 
die Verhandlungen des Gemeinderathes kenne, konnte von 
maßgebender Seite, nachdem ein Gemeinderaths-Beſchluſs ge— 
faſst wurde, von dem Projecte nicht abgegangen worden ſein. 
Nachdem dieſer Platz wirklich geeignet iſt für den Bau einer 
Kirche, welche zur Zierde desſelben gereicht, und nachdem der 
Platz, wie ich nachzuweiſen mich erbiete, auch wirklich urſprünglich 
zum Aufbau einer Kirche angeſchafft worden und mit Rückſicht 
auf dieſen Zweck um den billigen Preis von 15.000 fl. vom 
früheren Eigenthümer verkauft worden iſt, ſo ſehe ich wirklich nicht 
ein, warum man von dieſem Projecte abgehen ſoll, und ich müſste 
mich, falls jetzt ſchon abgeſtimmt würde, entſchieden dagegen 
verwahren, weil ich es als meine Pflicht anſehe, dieſe Jutereſſen 


zu wahren. Sollten aber die Herren nicht geneigt ſein, darüber 
ſchlüſſig zu werden, fo müſste ich den Antrag ſtellen, über dieſen 


Gegenſtand neuerlich Erhebungen zu pflegen. Zur Sicherheit ſtelle 
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ich den zweiten Antrag, über dieſe Angelegenheit Erhebungen zu 
pflegen. 

Referent: Ich erlaube mir, aus dem Protokolle vom 27. Juni 
1894 jene Erklärung vorzuleſen, die von Seite des Herrn Collegen 
Dr. Linke abgegeben worden iſt: „Der Herr Vertreter des Ge— 
meinderathes erklärt, daſs gegen die beantragte Anderung der 
Baulinie für den Marktplatz mit Rückſicht darauf, als dieſer Platz 
für den Bau einer Kirche nicht mehr in Ausſicht genommen iſt, 
von ſeinem Standpunkte ein Anſtand nicht erhoben wird.“ Das iſt 
die Erklärung ſeitens des Herrn Collegen, daſs er nichts dagegen 
einzuwenden habe. Jetzt kommt er mit einer Einwendung. Ich 
weiß nicht, welche Angabe die richtige iſt. 

Es wird hier auch weiter geſagt (liest): „Dieſer Platz war 
ſeinerzeit zur Erbauung einer Kirche beſtimmt; wie jedoch aus den 
Außerungen des Herrn Bezirksvorſtehers in dem Commiſſions— 
protokolle vom 23. Mai hervorgeht, ſoll dieſe Kirche auf dem 
Platze zwiſchen der Loryſtraße und der Pfeifergaſſe errichtet werden.“ 
Das iſt die Anſicht ſämmtlicher dort maßgebenden Organe und 
wurde auch ſeitens des Herrn Collegen Linke eine bezügliche 
Erklärung hier ſeparat abgegeben und unterfertigt. 

Ich glaube daher, dass es gar keinem Anſtande unterliegen 
kann, eine bereits beſtimmte Linie wieder abzuändern, nachdem die 
Beſtimmung, welche ſeinerzeit für den Platz exiſtiert hat, heute 
nicht mehr beſteht. 

Gem.-Nath Dr. Linke: Ich muss die Bemerkung des 
Herrn Referenten hier folgendermaßen aufklären. Ich habe früher 
einmal geſagt, dass ich für den Fall, dafs der Marktplatz nicht 
als Bauplatz für die Kirche in Ausſicht genommen wäre, gegen 
die Abänderung der Baulinie nichts einzuwenden habe. Das iſt 
richtig, aber ich habe erklärt, für den Fall, das heißt unter ge— 
wiſſen Bedingungen. Daraus folgt noch nicht, dass ich gegen die 
Auflaſſung des Projectes bin. Da muss man die anderen Ver— 


handlungen auch in Betracht ziehen und da wird man finden, 


daſs ich von Anfang an immer dagegen war, von dem früheren 
Projecte abzugehen. Was das weitere anbelangt, dafs davon 
wirklich abgegangen wurde, ſo habe ich mich in dieſer Beziehung 
an den Berathungen nicht betheiligt und hat auch der Herr 
Referent nichts Näheres darüber geſagt. 

Vürgermeiſter: Ich mußs doch conſtatieren, dafs der Herr 
College am 27. Juni 1894, das iſt alſo nicht ganz einen Monat 
her, die Erklärung abgegeben hat (liest): „Der Herr Vertreter 
der Gemeinde Wien erklärt, dajs gegen die beantragte Abänderung 
der Baulinie für den Marktplatz mit Rückſicht darauf, dafs dieſer 
Platz für den Bau einer Kirche nicht mehr in Ausſicht genommen 
iſt, von ſeinem Standpunkte ein Anſtand nicht erhoben wird.“ 
Das war am 27. Juni d. J. Nun weiß er auch, dass Verhand— 
lungen über die Wahl eines Platzes für eine zweite Kirche in 
Simmering im Zuge ſind. Dieſe Verhandlungen haben noch nicht 
zu einem definitiven Abſchluſſe geführt. 

Gem.⸗Nath Dr. Linke: Das war fo gemeint, daj3 es an 
die Vorausſetzung geknüpft wäre, dafs der Platz nicht in Ausſicht 
genommen werde. 

Bürgermeiſter: Wünſcht noch jemand das Wort? (Niemand 
meldet ſich.) Die Debatte iſt geſchloſſen. 


Gegen den Referenten-Antrag ſtellt Herr Gem.-Rath Dr. Linke 


den Antrag, es ſollen wegen Auswahl eines entsprechenden Kirchen— 
platzes weitere Erhebungen gepflogen werden. 
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Die Herren, welche mit dieſem Vertagungs-Antrage einver— 
ſtanden ſind, bitte ich, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Min o— 
rität. 

Ich bitte die Herren, welche mit dem Referenten-Antrage 
einverſtanden ſind, die Hand zu erheben. Majorität. Ange— 
genommen. 

Beſchluſs: 1. Die im Plane bezeichneten Baulinien für den 
Marktplatz in Simmering, welche ſeinerzeit vom k. k. 
Miniſterium des Innern beſtimmt wurden, werden 
aufgelaſſen. 

2. An Stelle derſelben werden unter Feſthaltung 
der Alleeachſe, beziehungsweiſe der Mitte des Schul— 
gebäudes und Zugrundelegung einer Geſammtbreite von 
52 m die Baulinien AA B und C D des Planes 
neu genehmigt. 

(Vice-Bürgermeiſter 
Vorſitz.) 

23. (5385.) Referent Gem.-Nath Joſef Müller: Weiters 
habe ich die Ehre, zu referieren über den Stadtraths-Autrag der 
Beilage Nr. 190. Es erſucht die k. u. k. Abtheilung für Trans— 
actions⸗Angelegenheiten um Auflaſſung eines Theiles der noch unbe— 
nannten erſten Parallelgaſſe weſtlich zur Panikengaſſe, XVI. Be— 
zirk, zwiſchen der Burggaſſe und Mare Aurelſtraße für den Fall 
eines Kaſernbaues. 

Die Herren wiſſen ſich zu erinnern, daßs Verhandlungen 
ſeitens des Unterrichtsminiſteriums geführt werden, um die Alſer— 
kaſerne wegzubringen. 

Es wird geplant, dieſe Kaſerne auf der Schmelz in der 
Gegend zwiſchen der Burggaſſe und der Marc Aurelſtraße einer— 
ſeits und zwiſchen der Panikengaſſe und der Brüſſelgaſſe anderer— 
ſeits zu bauen. Ehe ſie aber daranſchreiten können, die Pläne 
herzuſtellen und die finanziellen Angelegenheiten ſicherzuſtellen, 
wollen ſie beſtimmt von der Gemeinde wiſſen, ob die Baulinie 
dieſer Straße parallel zur Panikengaſſe durchgeführt wird oder nicht. 

Dieſer Act war auch beim Bezirksausſchuſſe; dieſer hat ſich 
in einer der letzten Sitzungen, und zwar in der vom 21. Juni 
dahin geäußert, dass er dieſes Project mit Freuden begrüße, und 
hat einſtimmig den Beſchluſßs gefasst, dieſen Antrag zu befürworten. 
Aus dieſem Grunde und nachdem die Lage dieſes Platzes für 
die Erbauung einer Kaſerne günſtig iſt, ſtellt der Stadtrath den 
Antrag, man möge dieſe Straße auflaſſen, und zwar lautet der 
Antrag wie folgt (liest): 

„Es ſei von der Gemeinde Wien im Principe die Geneigtheit 
zur angeſuchten Auflaſſung des zwiſchen der Burggaſſe und Marc— 
Aurelſtraße befindlichen Theiles der noch unbenannten erſten 
Parallelgaſſe weſtlich zur Panikengaſſe im XVI. Bezirke für den 
Fall des projectierten Kaſernbaues auf den anſchließenden Bau— 
gruppen auszuſprechen und hievon die k. u. k. Abtheilung für 
Transactions Angelegenheiten mit dem Beifügen in die Kenntnis 
zu ſetzen, dafs für den erwähnten Fall der Einleitung von Ver— 
handlungen wegen Erwerbung des entfallenden Straßengrundes 
durch dieſe Abtheilung entgegengeſehen wird.“ 

Ich erſuche um die Annahme. 

Vice-Würgermeiſter Dr. Richter: Keine Einwendung? — 
Angenommen. 

Beſchluſs: Es wird von der Gemeinde Wien im Principe die 
Geneigtheit zur angeſuchten Auflaſſung des zwiſchen 
der Burggaſſe und Marc Aurelſtraße befindlichen 


Dr. Richter übernimmt den 
) 
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Theiles der noch unbenannten erſten Parallelgaſſe 
weſtlich zur Panikengaſſe im XVI. Bezirke für den 
Fall des projectierten Kaſernbaues auf den anſchließenden 
Baugruppen ausgeſprochen und hievon die k. und k. 
Abtheilung für Transactions-Angelegenheiten mit dem 
Beifügen in die Kenntnis geſetzt, daſs für den erwähnten 
Fall der Einleitung von Verhandlungen wegen Erwer— 
bung des entfallenden Straßengrundes durch dieſe 
Abtheilung entgegengeſehen wird. 

24. (5692.) Referent Gem.-Ralh Witzelsberger: Ich 
habe die Ehre, zur Zahl 5692 zu berichten über einen Zuſchuſs— 
credit zur Pflaſterung der Gasgaſſe im XV. Bezirke. Im Budget 
pro 1894 wurde die Pflaſterung dieſer Gaſſe mit 17.000 fl. ver— 
anſchlagt. Bei der Durchführung hat ſich ein Mehrerfordernis 
von 593 fl. 56 kr. herausgeſtellt, und es wird beantragt, dieſen 
Betrag als Zuſchuſscredit zu bewilligen. Ich bitte um die An— 
nahme dieſes Antrages. 


Vice-Nürgermeiſter Dr. Richter: Keine Einwendung? — | 


Angenommen. 
Beſchluſs: Zuſchuſscredit von 593 fl. 56 kr. für die Pflaſterung 
der Gasgaſſe im XV. Bezirke, ad Rubrik XXII 6. 

25. (5345.) Referent Gem.-Nath Witzelsberger: Es 
betrifft das Project für die Neupflaſterung der Victoriagaſſe im 
XV. Bezirke. Dieſe Pflaſterung wurde im Budget pro 1894 mit 
5000 fl. eingeſtellt; weil aber bei der Schule Holgſtöckelpflaſter 
in einem weiteren Ausmaße genommen werden mufs, ſtellt ſich 
ein Mehrbetrag von 925 fl. 79 kr. als nothwendig heraus. Es 
wird beantragt, dieſen Betrag von 925 fl. 79 kr. als Zuſchuss— 
credit zu bewilligen. Ich bitte um die Annahme dieſes Antrages. 

Vice-Würgermeiſter Dr. Richter: Keine Einwendung? — 
Angenommen. 

Beſchluſs: Zuſchufscredit von 925 fl. 79 kr. für die Pflaſterung 
der Victoriagaſſe, XV. Bezirk, ad Rubrik XXII 6. 

26. (5540.) Referent Gem.-Rath Vaugoin: Der vor⸗ 
liegende Act betrifft ein Project für die Erweiterung des Hernalſer 
Friedhofes. Es hat ſich die Nothwendigkeit ergeben, eine Erweite— 
rung vorzunehmen. Zu dieſem Zwecke ſind von Seite des Bau— 
amtes die an den Friedhof in öſtlicher Richtung anſtoßenden, der 
Gemeinde gehörigen drei Parcellen 228, 232 und 233 in Ausſicht 
genommen. Durch dieſe Erweiterung würde die Herſtellung von 
502 eigenen Gräbern und von 11 Gruppen für gemeinſame 
Gräber möglich ſein und außerdem ein Platz für die Errichtung 
von 40 Grüften reſerviert werden können. Die Geſammtkoſten für 
die nothwendigen Herſtellungen, welche noch in dieſem Jahre 
erforderlich ſind, betragen 6292 fl. 64 kr., und wäre dieſer Betrag, 
nachdem eine Bedeckung hiefür nicht vorhanden iſt, auf den Reſerve— 
fond zu verweiſen. Weitere 4000 fl. wären erforderlich, wenn der 
Gemeinderath den Beſchluſs faßst, gegen Oſten eine gemauerte 
Einfriedung herzuſtellen. Dieſe wären in das Präliminare pro 
1895 einzuſtellen. Ich bitte um Ihre Zuſtimmung. 

Gem.-Nath Noslie: Ich möchte mir an den Herrn Refe— 
renten die Frage erlauben, ob ſich der Stadtrath nicht in der 
Richtung mit der Angelegenheit beſchäftigt hat, dafs es einiger— 
maßen bedenklich iſt, einen Friedhof, der immer mehr und mehr 
von Gebäuden umgeben wird, zu erweitern. Ich bitte doch, darauf 


t ger 


ein Friedhof liegen ſoll, und dass ſeitdem die Reihe der Häuſer 
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zwiſchen Dornbach und Hernals faſt geſchloſſen iſt, daſs dort immer 
mehr Bauten entſtehen und dass bei einiger Entwicklung der Stadt 
anzunehmen iſt, daſs in fünf oder zehn Jahren der Friedhof 
inmitten der bewohnten Häuſer liegen wird. Ich will keinen 
Gegen-Antrag ſtellen, weil ich im Momente nicht in der Lage bin, 
zu ſagen, was an Stelle der Erweiterung treten ſoll; aber ich 
möchte den geehrten Stadtrath aufmerkſam machen, daßs es nicht 
zweckmäßig iſt, dieſe inmitten von bewohnten Häuſern gelegenen 
Friedhöfe immer zu erweitern, ſondern dafs daran gedacht werden 
müfste, die Friedhöfe an ſolche Stellen zu verlegen, die für Fried— 
höfe geeigneter ſind, weil ſie nicht in bewohnten Häuſergruppen 
liegen. 

Referent: Der Herr Vorſprecher wünſcht darüber Auskunft, ob 
der Stadtrath ſich nicht mit der Frage befaſst hat, ob es zweck— 
mäßig ſei, inmitten bevölkerter Stadttheile Friedhöfe zu erwerben. 
Die Dringlichkeit dieſer Erweiterung iſt eine jo große, dafs dieſe 
Erweiterung noch im Laufe des Jahres ſtattfinden muſs. Es war 
alſo keine Gelegenheit vorhanden, eine ſolche Frage in principieller 
Beziehung zu entſcheiden. Dies zur Beantwortung auf die von 
Herrn Noske geſtellte Aufrage. 

Bice-Bürgermeifter Dr. Richter: Wünſcht noch jemand 
das Wort? (Niemand meldet ſich.) Es iſt nicht der Fall; ich bittte 
jene Herren, welche den Anträgen des Referenten zuſtimmen, die 
Hand zu erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 

Beſchluſs: 1. Die Erweiterung des Hernalſer Friedhofes durch 
Einbeziehung des communalen Grundes Cat.-Parc. 228, 
232 und 233 nach dem vom Stadtbauamte vorgelegten 
Projecte mit dem Geſammtkoſtenbetrage von 6292 fl. 
64 kr. wird genehmigt; 

2. die betreffende Auslage iſt auf den Reſervefond 
zu verweiſen und auf der unter der Rubrik XXXIII 
neu zu eröffnenden außerordentlichen Poſt 16 zu ver— 
rechnen; 

3. die Herſtellung der Abſchluſsmauer gegen Oſten, 
ſowie die Anpflanzungen ſind auf das nächſte Jahr zu 
verſchieben und die Koſten im Budget pro 1895 ſicher— 
zuſtellen. 

Dürgermeifter (zur Geſchäftsordnung): Es iſt früher bei 
dem Referate des Herrn St.-R. Müller ein Augenſcheins— 
protokoll vorgeleſen worden, und es wurde zuerſt vom Referenten 
und dann auch von mir aus dem Protokolle angeführt, daſs Herr 
Dr. Linke die Erklärung abgegeben habe, dass auch er gegen 
die Genehmigung der beantragten Baulinie keinen Anſtand erhebe. 
Es hat ſich nun bei näherer Unterſuchung des Falles heraus— 
ſtellt, daßs nicht Gem.-Rath Dr. Linke dort war, ſondern Gem. 
Rath Seidler. Im übrigen aber iſt es richtig, dafs von keiner 
Seite eine Einwendung gegen die beantragte Baulinie erhoben 
worden iſt, und dafs darauf verwieſen worden iſt, daßs ein anderer 
Platz für den Kirchenbau in Ausſicht genommen werden ſoll. Ich 
bitte das zur Kenutnis zu nehmen. Ich conſtatiere das über 
Wunſch des Herrn Dr. Linke. 

Gem.⸗Nath Dr. Linke (zur Geſchäftsordnung): Nachdem 
der Beſchluſs auf einer irrigen Vorausſetzung beruht, bitte ich, 
nochmals über dieſen Gegenſtand abſtimmen zu laſſen, weil ich 
ſonſt bemüſſigt wäre, den Beſchluſs anzufechten. 

Ich beantrage alſo die Wiederaufnahme der Debatte. Ich 
ms auch bemerken, daſs conſtatiert wurde, dass ich bei den 
informativen Vorerhebungen bezüglich dieſes Gegenſtandes, bezüg⸗ 
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lich der Abänderung der Baulinie gar nicht dabei war, und dass 
die Beiziehung meiner Perſon von der größten Wichtigkeit ge— 
weſen wäre, weil ich damals Referent des Kirchenbau-Comités 
war und gegenwärtig auch Stellvertreter des Obmannes des 
Kirchenbauvereines bin, infolge deſſen das größte Intereſſe daran 
habe, an den Erhebungen theilzunehmen. Ich hätte alſo auch bei— 
gezogen werden ſollen. 

Infolge deſſen beantrage ich die Wiederaufnahme der Debatte 
und wiederhole meinen Antrag jetzt um fo motivierter ... 

Vice-Mürgermeiſter Dr. Richter (unterbrechend): Ich bitte 
ſich zu gedulden, bis über dieſe Frage Klarheit geſchaffen iſt; ich 
erlaube mir aber aufmerkſam zu machen, dafs nach der Geſchäfts— 
ordnung eine Wiederaufnahme der Debatte nad) gefajstem Be— 
ſchluſſe nicht möglich iſt. Es kann daher auf dieſe Weiſe die Sache 
nicht nochmals zur Verhandlung gebracht werden. Ich mus es 
daher dem Herrn Antragfteller überlaſſen, auf eine andere geeignete 
Weiſe die Sache nochmals zur Verhandlung zu bringen. 

Gem.-Nath Dr. Linke: Ich bitte ums Wort zur Geſchäfts— 
ordnung. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: 
nicht discutieren. | 

Ich bitte Herrn Gem.-Rath Schneiderhan zum Referate. 

27. (5543.) Referent Gem.-Nath Schneiderhan: Ich 
habe die Ehre, zur Zahl 5543 zu referieren; es handelt ſich hier 
um den Ankauf eines Schulbauplatzes im XIX. Bezirke, Kahlen— 
bergerdorf. Es ſind ſechs Bauſtellen angeboten worden. Es wird 
von Seite der Amter als am günſtigſten gelegen der ſogenannte 
obere Pfarrgarten zum Ankaufe beantragt. Das Ausmaß iſt 884000, 
die Quadratklafter koſtet 15 fl., der ganze erforderliche Betrag 
iſt daher 13.260 fl. Im Präliminare iſt hiefür eine Bedeckung 
von 20.000 fl. vorhanden. 

Ich bitte um Ihre Zuſtimmung zum Ankaufe dieſes Platzes. 

Gem.-Rath Dr. Friedjung: Ich habe nichts gegen den 
Schulbauplatz, welcher vom Herrn Referenten beantragt wird. Es 
war aber auch ein anderer Platz in Ausſicht genommen. Die obere 
Straße im Kahlenbergerdorfe iſt ſo ſchmal, daſs, wenn ein Wagen 
durchfährt, er von einem beſtimmten Hauſe — man ſieht das, wenn 
man dort iſt — immer die Ecke wegreißt. Es beſtand nun der Plan, 
daſs in dieſer Straße, in welcher eine Verbreiterung wird vor— 
genommen werden müſſen, einige kleinere Häuſer anzukaufen ſeien, 
um die Straße zu verbreitern und den Reſt für die Schule zu 
benützen. Man iſt davon abgekommen und hat dieſen 1 ange⸗ 
nommen, weil der Platz beim oberen Pfarrgarten billiger iſt. Ich 
möchte bei dieſer Gelegenheit nur den Wunſch ausſprechen, dass 
bei Verbreiterung dieſer Straße, durch welche ein durchfahrender 
Wagen, wie geſagt, immer ein Stück von einem Hauſe wegreißt, 
im Auge behalten wird. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: 
(Niemand meldet ſich.) Angenommen. 
Beſchluſs: Ankauf des oberen Pfarrgartens im XIX. Bezirke, 

Kahlenbergerdorf, um 13.260 fl. als Schulbauplatz. 

28. (5507.) Referent Gem.-Ralh Schneiderhan: Es 
handelt ſich um ein Project für die Regulierung der Straßen um 
den neuen Kinderſpielplatz und Garten an der Malfattigaſſe 
(XII. Bezirk). Sie finden das Referat unter dem Namen Stiaßny, 
nachdem die Sache dringend und Herr Gem.-Rath Stiaßny 
beurlaubt iſt, erlaube ich mir, zu referieren. 


Wir können darüber 


Keine Einwendung? 
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Dieſer Kinderſpielplatz wurde mit Bäumen bepflanzt und der 
ganze Spielplatz iſt bereits hergerichtet; aber es iſt nothwendig, 
um den Platz zugänglich zu machen, dafs an der nördlichen Seite, 
das iſt an der Steinbauergaſſe bis zu dem Eingange, welcher ſich 
bei der Malfatti- und der verlängerten Feldgaſſe befindet, ein 
Trottoir hergeſtellt wird. Dieſe Arbeiten find fo gedacht, dafs die 
Regiearbeiten, Erdbewegung ꝛc. der Bezirksvorſteher mit ſeinen 
Arbeitern durchführt und die anderen Arbeiten durch die Erſteher 
der currenten Arbeiten ausgeführt werden. Nachdem diesbezüglich 
keine Bedeckung im Budget vorhanden iſt, die Ausgabe aber 
ziemlich bedeutend iſt, nämlich 5241 fl. 36 kr., bitte ich um deren 
Genehmigung und zugleich um die Bewilligung eines Zuſchuſs— 
eredites zu Rubrik XXII 1 d in derſelben Höhe. 

Vice Nürgermeiſter Dr. Richter: Wünſcht jemand das 
Wort? (Niemand meldet ſich.) Keine Einwendung. An ge— 
nommen. 

Beſchluſs: Zuſchuſscredit von 5241 fl. 36 kr. für die Straßen: 
regulierung um den neuen Kinderſpielplatz und Garten 

an der Malfattigaſſe XII. Bezirk, ad Rubrik XXII d. 

Ich bitte den Referenten der Commiſſion, Herrn Gem.-Nath 


Herrdegen, an den Referententiſch zu treten. 


29. (494 8.) Commiſſtons- Neferent Gem.-Nath Herrdegen 
(tritt an den Neferententifch) Ich habe die Ehre, über die Ver— 
handlungen und Beſchlüſſe der am 13. Juli gewählten Commiſſion 
zur Überprüfung der Stadtraths-Anträge hinſichtlich der Einführung 
der vollen eigenen Regie für die Straßenſäuberung im J. Bezirke 
zu referieren. Aus der betreffenden Vorlage des Stadtraths-Antrages 
ſind die Punkte J und II bereits in der letzten Sitzung ange— 
nommen worden. Wir haben es alſo jetzt mit Punkt III zu thun. 
(Unruhe.) 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Ich mußs bitten, dass 
die Herren ihre Plätze einnehmen. Es ſtört außerordentlich, wenn 
im Saale Debatten geführt werden. 

Commiſſions-Neferent (fortfahrend): Für die Durchführung 
der Straßenſäuberung in eigener Regie vom 1. November 1894 
an wird folgendes Perſonale beantragt: 

Für die Kanzlei, Zeug-, Depotkammer, Manipulationsplätze 
und das Fuhrwerk: ein Juſpector mit einem Jahresgehalte von 
2100 fl., proviſoriſch; ein Controlor mit einem Jahresgehalte von 
1700 fl., proviſoriſch; ein Kanzliſt mit einem Diurnum von 2 fl. 
pro Tag, proviſoriſch, mit einer Dienſtzeit von 6 Uhr früh bis 
6 Uhr abends bei zweiſtündiger Unterbrechung. Ich mußs bemerken, 
daſs dieſe drei Organe ſich bereits im Dienſte befinden und auch 
gegenwärtig die hier vorgeſchlagenen Bezüge genießen. Hinſichtlich 
der Stelle eines Controlors mit einem Gehalte von 1700 fl. 
haben ſich in der Commiſſion allerdings Bedenken ergeben; es 
wurde jedoch diesbezüglich kein Beſchluſs gefaſst, weil dieſer Poſten, 
wie bemerkt, gegenwärtig beſetzt iſt. Würde aber in Zukunft eine 
Anderung eintreten, ſo würde eine geringere Dotierung dieſes 
Poſtens in Ausſicht zu nehmen ſein. Ein Kanzleidiener mit einem 
Taglohne von 1 fl. 60 kr. Dieſer Diener war bisher nicht 
ſyſtemiſiert, ift aber nothwendig, weil er nicht nur feine Arbeiten 
als Kanzleidiener, ſondern auch verſchiedene Gänge beſorgen mufs. 
Die Commiſſion hat ſich daher für die Annahme dieſer Poſt aus— 
geſprochen. 

Weiters ein Zeugwart mit 60 fl. monatlich nebſt Dienſt— 
wohnung, proviſoriſch; zwei Zeugwartgehilfen mit 1 fl. 60 kr. 
täglich. Auch dieſe beiden Poſten wurden nach eingehenden Er— 
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wägungen von der Commiſſion als nothwendig erkannt und gut— 
geheißen, ferner ein Schaffer mit 100 fl. monatlich nebſt Dienft- 
wohnung, proviſoriſch; zwei Platzwächter mit einem Taglohne von 
1 fl. 40 kr., ferner vier Stallburſchen mit 1 fl. 10 kr. täglich. 

Das ſind neue Poſten; die Syſtemiſierung derſelben hat ſich 
als nothwendig herausgeſtellt. Dann wurden vom Stadtrathe be— 
antragt 38 Kutſcher mit einem Wochenlohne von 12 fl.; bei 
ununterbrochener zufriedenſtellender Dienſtleiſtung erhalten dieſelben 
nach den erſten fünf Jahren einen Wochenlohn von 13 fl. und 
nach weiteren fünf Jahren, das iſt im ganzen nach zehn Jahren, 
14 fl. Hinſichtlich der Bezüge hat die Commiſſion keine Anderung 
vorzuſchlagen, wohl aber hinſichtlich der Anzahl; es wurde nämlich 
beſchloſſen, dem Gemeinderathe ſtatt 38 Kutſchern nur 34 vorzu— 
ſchlagen, was damit zuſammenhängt, dafs, wie ich ſpäter vorzu— 
ſchlagen die Eh re haben werde, nicht 36, ſondern 32 Paar Pferde 
ſyſtemiſiert werden ſollen. 

Nun werden vom Stadtrathe für die Straßenſäuberung weiter 
vorgeſchlagen: zehn Aufſeher für die Tag- und Nachtarbeiten von 
11 bis 5 Uhr mit einem Taglohne von 2 fl. Die Commiſſion hat 
nach eingehender Berathung ſich der Anſicht hingeneigt, daſs man 
auch mit einer geringeren Anzahl von Aufſehern das Auslangen 
finden werde, und zwar mit ſieben, wobei zwei für den Nachtdienſt 
und fünf für den Tagdienſt in Ausſicht zu nehmen wären. Dann 
wurden vom Stadtrathe fünf Vorarbeiter für die Nachtarbeit von 
1 Uhr nachts bis 10 Uhr vormittags mit einem Taglohne von 
1 fl. 60 kr. vorgeſchlagen. 

Mittlerweile iſt ein Anſuchen des Straßeninſpectorates ein— 
gelangt, in welchem nachgewieſen wird, dafs mit fünf Vorarbeitern 
ein Auslangen nicht gefunden werden kann, ſondern dass unbe— 
dingt um 14 Vorarbeiter angeſucht werden müſſe, und zwar deshalb, 
weil dieſe Vorarbeiter, die früher als Partieführer in Ausſicht ge— 
nommen waren und vom Stadtrathe, beziehungsweiſe Schon vom 
Magiſtrate deshalb von zwölf auf fünf reduciert wurden, weil 
man angenommen hat, dafs beim Nachtdienſte überhaupt nicht fo 
viel in Partien gearbeitet werden wird, eigentlich nicht Partieführer 
ſind. Deshalb hat auch der Stadtrath ſie bereits als Vorarbeiter 
angeſetzt, und es ſei demnach auch eine höhere Zahl nothwendig, 
weil ſie gewiſſe Arbeiten auch bei Tag in Partien vorzunehmen 
haben. So haben ſie das Abziehen der Asphaltſtraßen, das Waſchen 
der Wagenſtandplätze, welches täglich dreimal geſchehen mufs, das 
Beſtreuen der Asphaltſtraßen bei eintretendem Regen, das Säubern 
der Marktplätze und ſo weiter vorzunehmen. Mit der Veränderung 
ihres Dienſttitels, wenn man ſo ſagen darf, von Partieführer in 
Vorarbeiter iſt auch ſeitens der Commiſſion und wohl auch ſchon 
vom Stadtrathe zum Ausdrucke gekommen, daßs man fie nicht 
als eigentliche Partieführer will, ſondern als Vorarbeiter, welche 
thatſächlich auch mitarbeiten müſſen. Nach allen dieſen Erwägungen 
hat ſich die Commiſſion dahin geeinigt, 14 Vorarbeiter, wie ſie 
vom Straßeninſpectorate nachgeſucht werden, anzunehmen. Nun 
ſoll aber der Taglohn nicht mit 1 fl. 60 kr., ſondern mit 1 fl. 
40 kr. feſtgeſetzt werden, weil diejenigen, welche einen Nachtdienſt 
zu verrichten haben, dann auch 20 kr. Nachtzulage gleichmäßig mit 
den Arbeitern erhalten werden. 

Seitens des Stadtrathes wurden weiters 68 Taglöhner I. Claſſe 
mit einem Taglohne von 1 fl. 10 kr., 100 Taglöhner II. Claſſe 
mit einem Taglohne von I fl., und 40 Taglöhner für die Nacht— 
arbeit 10—1 Uhr mit einem Taglohne von 1 fl. 20 kr. vorge— 
ſchlagen. Die Commiſſion hat ſich nach eingehender Berathung 
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dafür ausgeſprochen, dass es nicht zweckmäßig ſein dürfte, die 
Arbeiter in Claſſen einzutheilen, auch nicht in Tag- und Nacht— 
arbeiter; ſondern man hat ſich dahin geeinigt, dem Gemeinderathe 
vorzuſchlagen, überhaupt eine beſtimmte Anzahl Arbeiter mit 
gleichem Taglohne und nur mit dem Unterſchiede zu ſyſtemiſieren, 
daſs derjenige, welcher zum Nachtdienſte herangezogen wird, 20 kr. 
Nachtzulage zu bekommen hat. Hinſichtlich der Zahlen muſs be— 
merkt werden, dafs ſeitens des Stadtrathes 208, ſeitens des Straßen— 
inſpectorates aber 235 Arbeiter verlangt wurden. Dieſe Differenz 
iſt allerdings eine bedeutende. Es handelt ſich um 27 Arbeiter. 

Das Straßeninſpectorat hat ſich dahin geäußert, dass es mit 
den 208 Arbeitern ein Auslangen finden würde, wenn nicht in 
dieſer Zahl auch die ſogenannten Druckleute eingerechnet würden, 
alſo jene Arbeitskräfte, welche von der Straßenſäuberung weg für 
Feuerwehrdienſte herbeigezogen werden. Die Zahl dieſer Druckleute 
beläuft ſich auf 58. Seitens des Inſpectorates wurde erklärt, dass 
bei häufigerem Abziehen dieſer Druckleute es ganz unmöglich ſei, 
mit dieſer Arbeiterzahl ein Auslangen zu finden. 

Die Commiſſion glaubte nun, hier einen Vorſchlag machen zu 
müſſen, welcher dieſen Auforderungen des Inſpectorates entſpricht, 
andererſeits aber auch von einer Syſtemiſierung einer höheren Zahl 
abſieht. Der betreffende Antrag lautet: 

„Dem Bezirksvorſteher wird das Recht eingeräumt, zu den 
ſyſtemiſierten 208 Taglöhuern noch 25 Arbeiter nach Erfordernis 
aufzunehmen. Dieſe 25 Arbeiter ſind jedoch nicht zu Laſten der 
Straßenſäuberung, ſondern zu Laſten des Feuerwehrdienſtes zu 
buchen.“ 

Die Erklärung für dieſen Vorſchlag liegt darin, das, wie ich 
ſchon früher bemerkt habe, das Straßeninſpectorat geſagt hat, es 
komme mit 208 Arbeitern aus, wenn es nicht einzelne Arbeitskräfte 
für Feuerwehrdienſte abcommandieren müſſe. Wenn nun das ge— 
ſchieht, ſo tritt die Nothwendigkeit ein, Aushilfsarbeiter aufzunehmen, 
ſelbſtverſtändlich nur für jene Zeit, für welche dieſe Abcomman— 
dierung eintritt. Daher iſt es vollſtändig gerechtfertigt, wenn die 
für die Aushilfsarbeiter erwachſenden Löhne nicht zu Laſten der 
Straßenſäuberung, ſondern zu Laſten des Feuerwehrdienſtes zur 
Buchung gelangen. 

Für die Straßenconſervierung oder Straßenerhaltung, könnte 
man vielleicht ſagen, ſind zwei Partieführer mit einem Taglohne 
von 1 fl. 60 kr., zwei Planierer, die man vielleicht Straßenwärter 
nennen könnte, mit einem Taglohne von 1 fl. 20 kr., und 20 
Arbeiter mit einem Taglohne von 1 fl. vorgeſchlagen. 

Was die Partieführer anbelangt, ſo iſt man hier wieder auf 
das Wort „Partieführer“ deshalb zurückgekommen, weil man, wie 
in der Stadtrathsvorlage angeführt erſcheint, zwei Vorarbeiter 
nicht gut dabei belaſſen könnte, da wir dann Vorarbeiter mit J fl. 
40 kr. und Vorarbeiter mit 1 fl. 60 kr. hätten. Um dies zu ver- 
meiden, iſt hier das Wort „Partieführer“ gewählt und es ſoll der 
thatſächlichen Dienſtleiſtung auch entſprechen. 

Jeder Aufſeher, Partieführer und Vorarbeiter ſoll einen waffer: 
dichten Mantel mit Kapuze erhalten und jeder Stationiſt erhält 
für die Arbeiten nach 6 Uhr abends eine Überſtundenbezahlung 
von 15 kr. 

Zur Bewerkſtelligung der Fuhrwerksleiſtungen für die Stadt: 
ſäuberung im J. Gemeindebezirke in voller eigener Regie wird 
vorgeſchlagen, 32 Paar Pferde anzuſchaffen. Der Stadtrath hat 
36 Paar Pferde verlangt. Dieſe Angelegenheit iſt ſehr eingehend 
beſprochen worden; wir wurden auch unterſtützt durch die anweſenden 
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Fachleute, nämlich durch die Stallmeiſter, und die Commiſſion 
iſt zu der Überzeugung gekommen, daſs man es mit 32 Paar 
Pferden wohl verſuchen könne. Es wurde daher dieſe geringere 
Zahl von der Commiſſion zum Beſchluſſe erhoben. Nun hat ſich 
der Gedanke aufgedrängt, dass es zweckmäßig fein wird, die Be— 
ſpannung des Feuerwehrdienſtes mit dem Straßenſäuberungs⸗ 
dienſte in einen gewiſſen Contact zu bringen, ſchon deshalb, weil 
eine gewiſſe Aushilfe hinſichtlich des Pferdemateriales möglich iſt, 
und weil ja, wie es ja auch ſeitens des Magiſtrates und des 
Stadtrathes bereits geplant war, die Oberaufſicht über den Stall— 
dieuſt auch hinſichlich der Straßenſäuberung von dem Stallmeiſter 
der Feuerwehr geübt werden wird. 

Um dieſen Verhältniſſen Rechnung zu tragen, beantragt die 
Commiſſion, es möge der Gemeinderath Folgendes zum Beſchluſſe 
erheben (liest): 

„Bei der Auswahl des Pferdemateriales iſt derart vorzugehen, 
dass ein Theil der für die Straßenſäuberung angeſchafften Pferde 
auch für den Feuerwehrdienſt brauchbar iſt, während von dem 
letzteren Dienſtzweige minderleiſtungsfähige Pferde ausgemuſtert 
und der Stadtſäuberung zugewieſen werden können.“ 

Es empfiehlt ſich das auch aus einem anderen Umſtande; 
denn nach dem fachmänniſchen Urtheile, welches wir gehört haben, 
können neu aſſentierte Pferde für den Feuerwehrdienſt nicht ohne— 
weiters verwendet werden, ſondern ſie müſſen, weil ſie in andere 
Verhältniſſe kommen, weil ſie anders gefüttert und zu größeren 
Leiſtungen herangezogen werden, einige Zeit bei einem anderen 
Dienſte eingefahren werden. Es wird alſo ganz gut und rationell 
ſein, wenn derartige Pferde der Straßenſäuberung zugetheilt werden 
und dann je nach dem Bedarfe an den Feuerwehrdienſt abgetreten 
werden, während von der Feuerwehr wiederum ihre älteren Pferde, 
welche theilweiſe vielleicht Mängel haben oder nicht mehr länger 
für den anſtrengenden Feuerwehrdienſt leiſtungsfähig ſein werden, 
dann wieder der Straßenſäuberung abgetreten werden können. 
Dieſer eine Antrag hat nun auch etwas anderes zur Folge, 
nämlich die Erhöhung des Maximalpreiſes von 800 fl. auf 1000 fl. 
Ich mache darauf beſonders aufmerkſam, daſs damit nicht eine 
höhere Auslage für den Straßenſäuberungsdienſt eintreten wird, 
ſondern es wird eben nothwendig fein, dafs jene Pferde, welche 
man ſpäter für den Feuerwehrdienſt verwenden will, auch jene 
Qualitäten haben, welche hiezu erforderlich ſind und auch dem 
Preiſe entſprechen. 

Es beträgt nämlich der Preis für die Anſchaffung von Feuer— 
wehrpferden 500 fl. per Stück. Die Straßenſäuberung wird die 
minderwertigen Pferde der Feuerwehr übernehmen und es wird 
alſo zweifellos bei der Neuanſchaffung ein Durchſchnittspreis erzielt 
werden, der jedenfalls geringer iſt, als der vom Stadtrathe be— 
antragte Preis von 800 fl. per Paar. Die Commiſſion beantragt 
nun (liest): 

„Die für den Pferdeſtand von 32 Pferdepaaren erforderlichen 
Geſchirre, Stalldecken, Geſchirrböcke ſind im Wege einer öffentlichen 
ſchriftlichen Offertverhandlung, die übrigen für dieſen Pferdeſtand 
erforderlichen Beſpannungs⸗, Putz- und Stallrequiſiten find je nach 
der Größe der betreffenden Poſten entweder im Wege einer Offert— 
verhandlung oder im Handankaufe zu beſchaffen.“ 

Die Offertverhandlung wurde von Seite des Stadtrathes 
nicht beantragt, wohl aber von Seite des Magiſtrates. Vom 
Stadtrathe wurde beantragt, bei der Anſchaffung des Pferde— 
materiales in gleicher Weiſe vorzugehen wie bei der Feuerwehr, 
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wo alſo nach einem gewiſſen Regulativ vorgegangen wird, die 
Pferde an Ort und Stelle oder eventuell auch von Händlern er— 
worben werden. Die Commiſſion hat ſich für die Offertausſchreibung 
ausgeſprochen und hat noch folgenden Antrag zum Beſchluſſe 
erhoben (liest): 

„Als Grundlage der Offertausſchreibung für die Pferde— 
geſchirre hat ein vom Magiſtrate vorher zu beſtellendes Muſter zu 
dienen, welches für die Offerenten zur Beſichtigung beim Magiſtrate 
aufzulegen iſt.“ 

Nur dieſe Abänderung hat der bezügliche Stadtraths-Antrag 
(Punkt V) erhalten, weil ſich die Frage aufgeworfen hat, ob die 
betreffenden Geſchäftsleute aufgefordert werden ſollen, das jeder 
einzelne Muſtergeſchirre vorlege, oder ob es ſich empfehlenswerter 
zeigt, wenn man von einer gut renommierten Firma ein Muſter— 
geſchirr verlangen ſoll, welches dann die anderen zur Einſicht 
nehmen können. 

Punkt IV der Stadtraths-Anträge bezieht ſich auf die Be— 
ſchaffung des Wagenparkes. Hier hat ſich die Commiſſion für den 
erſten Theil dieſer Anträge ausgeſprochen, und zwar dahin, dafs 
von den für die Stadtſäuberung erforderlichen Wägen vorerſt nur 
14 Straßenmiſtwägen mit einem Faſſungsraume von 4 ms, 
10 Truhenwägen ſammt Truhen mit einem Faſſungsraume von 
48 Cubikſchuh (= 1½ mͤ) und 1 Leiterwagen im Wege einer 
öffentlichen ſchriftlichen Offertverhandlung anzuſchaffen ſind. 

Was die Kehrichtwägen anbelangt, ſo hat die Commiſſion 
der Meinung Ausdruck gegeben, dass es ſich in Anbetracht der 
vielen Syſteme, welche bereits eingeführt ſind, von denen ſich aber 
kein einziges vollſtändig bewährt hat, nicht empfehlen würde, jetzt 
mit der Anschaffung neuer Wägen vorzugehen, und wenn irgend 
ein anderer Ausweg möglich iſt, und deshalb wurde folgender 
Beſchluſs gefasst (liest): 

„Die Commiſſion beantragt, der Stadtrath möge erwägen, 
ob es ſich nicht empfehlen würde, bis zur Annahme einer allen 
Anforderungen entſprechenden Wagentype alte Wägen zu erwerben 
oder auf eine beſtimmte Zeit zu mieten; außerdem ſpricht die 
Commiſſion den Wunſch aus, es mögen die verſchiedenen Syſteme 
von Kehrichtwägen mit Beſchleunigung ſtudiert und insbeſondere 
jene, welche auf einheitliche Hauseinſammlungsgefäße Nücjicht 
nehmen, hiebei in Betracht gezogen werden.“ 

Die Anſicht der Commiſſion iſt dahin gegangen, dafßs es ja 
keinem Zweifel unterliegt, eine rationelle Löſung dieſer Frage werde 
erſt dann eintreten, wenn in den Häuſern einheitliche Ein— 
ſammlungsgefäße zur Aufſtellung gelangen. Dann wird die Ver— 
führung in einer Weiſe erfolgen können, welche den Sanitäts— 
vorſchriften vollkommen entſpricht und welche auch wohl dem groß— 
ſtädtiſchen Charakter nicht zuwiderläuft, was wohl bei der gegen— 
wärtigen Praxis der Fall iſt. 

Hinſichtlich der Spritzwägen beantragt die Commiſſion (liest): 

„Der Magiſtrat wird beauftragt, behufs einer neuen Con— 
ſtruction eines praktiſchen Spritzwagens eine allgemeine Concurrenz 
auszuſchreiben und den Bericht hierüber bis 1. November 1894 
dem Gemeinderathe vorzulegen.“ 

Hinſichtlich des Punktes VII der Stadtraths⸗Auträge beantragt 
die Commiſſion, den letzten Paſſus fallen zu laſſen. Der Antrag 
würde daher nach dem Vorſchlage der Commiſſion lauten (liest): 

„Die Schmiedearbeiten ſammt Reparaturen ſind im Wege 
einer öffentlichen, ſchriftlichen Offertverhandlung an einen Schmied— 
meiſter zu vergeben.“ 
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Die Commiſſion war der Anſicht, dafs es nicht zweckmäßig 
wäre, dieſen Contrahenten zu verpflichten, einen ſtändigen Gehilfen 
für die Straßenſäuberung, beziehungsweiſe für die Erhaltung des 
betreffenden Wagenmaterials zur Verfügung zu ſtellen, weil die 
Verwendung wahrſcheinlich nicht regelmäßig erfolgen kann und 
weil für ſeine Arbeiten, welche man für den betreffenden Schmied— 
gehilfen in Ausſicht genommen hat, aller Vorausſicht nach die 
Zeugwarte werden entſprechen können. 

Der letzte Punkt VIII iſt vom Stadtrathe ſelbſt zurückgezogen 
worden; die Syſtemiſierung einer Praktikantenſtelle im Status der 
Veterinärabtheilung iſt alſo gegenſtandslos geworden. Eine neue 
Koſtenberechnung nach den Vorſchlägen der Commiſſion liegt nicht 
vor. Sie würde zweifellos nicht richtig ſein können, aus dem ein— 
fachen Grunde, weil ja hier, namentlich was die Auſchaffung des 
Pferdematerials betrifft, mit Durchſchnittspreiſen gerechnet wird. 
Man kann alſo nicht ſagen, ob die Koſten, welche mit 90.000 fl. 
veranſchlagt wurden, dieſe Summe ausmachen, oder ob ſie geringer 
oder höher ſein werden. N 

Die Commiſſion war nun auch der Meinung, dass es nicht 
ihre Aufgabe ſei, um jeden Preis bei der Straßenſäuberung, welche 
wir ja erſt einführen, Erſparniſſe zu erzielen, ſondern daſs es ihre 
Aufgabe ſei, die vorliegenden Anträge dahin zu prüfen, ob alles 
geſchehen ſei, was die Garantie bietet, daſs die Straßenſäuberung 
anſtandslos und in einer den Intereſſen der Commune entſprechenden 
Weiſe zur Durchführung gelange. 

Die Commiſſion hat nun außerdem auch verſchiedene Wünſche 
ausgeſprochen, welche ich vorzutragen habe (liest): — 

„Der Magiſtrat wird aufgefordert, einen Schneeabfuhrplan 
binnen ſechs Wochen dem Gemeinderathe vorzulegen.“ 

Ferner: 

„Die Commiſſion ſpricht den Wunſch aus, daſs die Stationiſten 
eine praktiſche, entſprechende Dienſtkleidung, ähnlich wie im VII. Be— 
zirke, erhalten.“ 

Dieſer Wunſch iſt auch bereits in Form eines Antrages im 
Stadtrathe zur Verhandlung gekommen. 

Ferner: , 

„Die Commiſſion ſpricht den Wunſch aus, daS das Referat 
bezüglich der Haus⸗ und Straßenmiſtverführung baldigſt vor— 
gelegt wird.“ 

Die Commiſſion hat endlich den Wunſch ausgeſprochen, dafs 
bis zur Gemeinderaths⸗Sitzung am 20. d. M. die vom 1. Jänner 
bis 1. Juli 1894 für die Straßenſäuberung im I. Bezirke auf⸗ 
gelaufenen Koſten unter Anſtellung eines Vergleiches mit den Koſten 
für den gleichen Zeitabſchnitt 1893 vorgelegt werden.“ 

Hinſichtlich dieſes letzten Punktes habe ich nur zu bemerken, 
das eine derartige Zuſammenſtellung bereits beſteht, und der Herr 
Stadtraths⸗Referent in der Lage ſein wird, die betreffenden Ziffern 
bekanntzugeben. | 

Ich bitte daher, der Gemeinderat möge auf die von der 
Commiſſion geſtellten Anträge eingehen und die Verſicherung ent— 
gegennehmen, dajs fie eingehend erwogen wurden. Die Commiſſion 
iſt auch in einer ſehr zweckentſprechenden Weiſe ſowohl vom Re— 
ferenten des Stadtrathes, des Magiſtrates, des Stadtbauamtes, als 
auch von den ſachverſtändigen Perſonen, welche ich genannt habe, 
unterſtützt worden, und ich glaube wohl ſagen zu können, dafs fie 
ihre Aufgabe erfüllt hat. 

Gem.-Nath Gfrorner: Als Mitglied der Commiſſion habe 
ich gegen das, was vorgebracht wurde, nichts einzuwenden. Nur ein 
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Punkt iſt dabei, der mehrere Perſonen hart treffen könnte, und ich 
möchte bitten, ihn abzuändern. 

Die zehn Aufſeher wurden in der Commiſſion geſtrichen, und 
zwar mit Stimmengleichheit — 5 Stimmen dafür, 5 Stimmen 
dagegen — weil aber unter den Gegnern unſer Obmann, Herr 
Gem.⸗Rath Frauenberger, war, abgelehnt. In Wirklichkeit 
find die zehn vom Stadtinſpectorate und auch vom Bezirksvorſteher 
beantragt. Daßs fie eine Nothwendigkeit find, dafür iſt das Beweis, 
daſs die Transport-Geſellſchaft ſeinerzeit, als ſie ihren Verpflich— 
tungen in jeder Richtung nachkam, zwölf ſolche Aufſeher gehabt 
hat und jeder hatte 1200 fl., heute iſt eine Verminderung von 
12 auf 10 eingetreten und, die kriegen nicht 1200 fl. wie früher, 
ſondern 720 fl., 2 fl. pro Tag. Da ſind aber Perſonen darunter, 
welche früher bei der Transport-Geſellſchaft jahrelang bedienſtet 
waren. Sie verſehen trotzdem heute in der eigenen Regie ihren 
Dienſt wie früher. Von dieſen zehn ſollen nun drei über die 
Klinge ſpringen, mit einemmale; das ſind Familienväter, ordent⸗ 
liche, fleißige, brauchbare Leute, drei ſollen hinausgeworfen werden. 
Der Bezirksvorſteher iſt in Verlegenheit, er ſagt, er weiß nicht, 
wen er weggeben ſoll; er kann doch nicht drei von dieſen Leuten 
hinauswerfen, umſomehr, als ſie vom Bezirksvorſteher und Stadt— 
inſpectorate als nothwendig verlangt worden find. Wenn Sie die 
Aufſeher ſtreichen, ſo geht das auf Koſten der Reinlichkeit, und 


dagegen müſſen wir uns wehren. Ich möchte Sie daher bitten, 


im Intereſſe des Friedens einen Vermittlungs-Antrag anzunehmen, 
dahin gehend, dass dieſe zehn Aufſeher vorläufig zu bleiben haben, 
ſolange bis irgendeine Veränderung eintritt, bis einer ſtirbt, einen 
beſſeren Poſten erhält, dann aber nicht mehr durch andere erſetzt 
werden bis zum Stande von ſieben, eventuell halte ich meinen 
Antrag aufrecht, daſs dieſe zehn, welche vom Stadtinſpectorate und 
auch vom Stadtrathe verlangt werden, beibehalten werden. 

Gem.-Nath Frauenberger: Ich habe gar nichts dagegen, 
wenn Sie Ihre Milde in dem Sinne walten laſſen, wie es der 
Herr Vorredner angedeutet hat, allein Sie können verſichert ſein, 
dafs dieſe zehn Aufſeher nicht nothwendig find, und dafs mit fünf, 
reſpective ſieben Aufſehern vollkommen das Auslangen gefunden 
wird. Wir haben das ja auch bei den Vorarbeitern geſehen. Da 
wurden vom Magiſtrate fünf vorgeſchlagen und wir haben 
14 ſolche Stellen ſyſtemiſiert, weil wir geglaubt haben, dies ſei 
zweckmäßig und gut. Man könnte alſo ganz gut drei dieſer Leute, 
welche heute als Aufſeher fungieren, als Vorarbeiter verwenden 
und ihnen, ſolange ſie im Dienſte ſind, den jetzigen Gehalt fort— 
geben, und ich glaube, daſs wir damit das Richtige treffen würden; 
daſs dieſe Commiſſion wirklich in jeder Richtung rigoros vorge— 
gangen iſt, das können Sie glauben. Es iſt hier eine Stelle 
beſetzt worden, die die Gemeinde gar nicht nothwendig hätte, aber 
die Commiſſion iſt darauf eingegangen. Es iſt dies die Stelle 
eines Controlors. Sie können glauben, dass dieſe Stelle ziemlich 
überflüſſig iſt, und es könnte ſie jemand bekommen, der einen 
viel geringeren Gehalt als 1700 fl. bezieht. Der Mann iſt viel 
zu luxuriös bezahlt. Ich gönne jedem ein gutes Einkommen, aber 
man mufs mit den thatſächlichen Verhältniſſen rechnen. 

Es wurde in der Commiſſion dieſem Bedenken auch Ausdruck 
gegeben, und es wird dies auch in Zukunft fo geſchehen, dafs, 
wenn eine Anderung bei dieſer Stelle eintritt, ſie nicht mehr in 
ſolcher Weiſe beſetzt wird. Es iſt auch der Ausdruck „Controlor“ 
ganz unrichtig. Ich möchte wiſſen, was er eigentlich controlieren 
ſoll? Es ſoll jemand fein, der den Herrn Ziegelmayer unter— 
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ſtützt, aber kein Controlor. Ich habe nichts dagegen, wenn Sie 
den Antrag des Herrn Collegen annehmen, aber eigentlich 
berührt es mich als Obmann der Commiſſion unangenehm, daſs 
dieſer Antrag hier geſtellt wird; denn auf die Weiſe, wie ich es 
vorgeſchlagen habe, glaube ich, würden wir die Sache am beſten 
durchführen. Ich bitte Sie alſo, damit doch das Syſtem nicht 
über den Haufen geworfen wird, den Antrag fo anzunehmen, das 
Sie ſagen, wir beſtellen 7 Aufſeher, und die 3 Aufſeher, welche 
jetzt überflüſſig werden, verwenden wir als Vorarbeiter und geben 
ihnen, ſolange ſie dienen, den jetzigen Gehalt, damit ſie an Lohn 
nichts verlieren. Ich bitte Sie alſo, dieſen Antrag anzunehmen. 

Gem.-Nath Steiner: Meine Herren, fo oft dieſes Referat 
hier in Verhandlung ſtand, wurden die Anſätze des Magiſtrates 
und Bauamtes als zu hoch erkannt und es wurden auch wiederholt 
Abſtriche gemacht. Diesmal aber ſind die Anſätze des Magiſtrates 
vollkommen richtig: Es ſind 8 Aufſeher bei Tag und 2 Aufſeher 
für den Nachtdienſt vorgeſchlagen. Ich möchte nun wiſſen, was 
10 Aufſeher im I. Bezirke thun ſollen? Einer dem anderen nach— 
gehen? Das Territorium im J. Bezirke iſt nicht ſo groß, wir 
haben in den Vororten bedeutend größere Territorien, wo nur ein 
Aufſeher iſt, wenn aber die Herren glauben, das dieſe 3 Aufſeher, 
die entlaſſen werden ſollen, nicht verwendet werden können, ſo 
geben Sie ſie einfach in die Vororte, dort werden ſie überall 
Verwendung finden, wir werden ſie mit Freuden aufnehmen. 

10 Aufſeher ſind abſolut zu viel, ich bitte Sie alſo, den 
Antrag des Magiſtrates anzunehmen und nur 7 Aufſeher zu 
ſyſtemiſieren. Das iſt hinreichend genug. Es fällt mir nicht auf, 
dafs Herr Gem.⸗Rath Gfrorner für den Stadtraths-Autrag 
ſtimmt, es war auch in der Commiſſion jo, daßs die Vertreter 
des I. Bezirkes unisono für die Stadtraths-Anträge eingetreten 
ſind, wenn ſie auch in dieſem Falle nicht begründet erſcheinen. 
Ich bitte Sie daher, den Antrag Frauenberger anzunehmen, 
vielleicht läſst ſich hiedurch ein Ausweg finden. 

Bezirkisvorſteher des I. Bezirkes Vicker: Sehr geehrte 
Herren! Es iſt ganz richtig, man kann leicht ſagen, 10 Aufſeher 
ſind zu viel; ſie ſind aber nicht zu viel, denn Sie dürfen ſich die 
Straßenarbeiter nicht als fo intelligent und pflichteifrig vorſtellen. 
Wenn die Leute nicht wiſſen, dass hinter ihnen jemand ſteht, ſo 
machen ſie nichts. 

Herr Gem.⸗Rath Frauenberger ſagt, man möge die 
3 Aufſeher als Vorarbeiter anſtellen; das geht aber nicht, denn 
heute arbeiten die Leute nichts, ſie ſind eben Aufſeher, als Vor— 
arbeiter aber ſollen ſie arbeiten und das werden ſie nicht thun 
wollen. (Widerſpruch.) 

Ich bitte, der Aufſeher iſt ein ganz anderer Menſch als ein 
Straßenkehrer. Schauen Sie einen Aufſeher und ſchauen Sie einen 
Straßenkehrer an. Das iſt Tag und Nacht. Ich würde bitten, den 
Antrag des Herrn Gem. -Rathes Gfrorner anzunehmen und 
dieſe 10 Aufſeher zu belaſſen, bis eine Anderung ſtattfindet; dann 
wird man die Stellen nicht mehr beſetzen, wir werden ſehen, ob 
wir auskommen, ob das nicht auf Koſten der Straßenſäuberung 
geſchieht, wenn die Zahl der Aufſeher vermindert wird. (Bravo! 
Bravo!) 

Gem.⸗Nath Eigner: Was ich ſagen wollte, hat mir eigentlich 
jetzt der Herr Bezirksvorſteher weggenommen. Ich wollte auch, 
wie es Herr Gem.-Rath Frauenberger gethan hat, empfehlen, 
von den 10 Aufſehern 3 auszuſchalten und als Vorarbeiter zu 
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beſchäftigen. Ich weiß nicht, wie lange dieſe Aufſeher Schon im 
Dienſte ſtehen, denn ſie waren ja früher bei der Transport— 
Geſellſchaft, jedenfalls ſtehen fie ſchon durch eine Reihe von Jahren 
in dieſer Verwendung. Bei der Übernahme durch die Commune 
hätte man die Ausſchaltung ſogleich vornehmen müſſen, nicht aber 
jetzt. Bei der Transport-Geſellſchaft war der Mann fünf oder zehn 
Jahre Aufſeher; jetzt ſoll er auf einmal Vorarbeiter ſein und mit 
Krampe und Schaufel arbeiten. Der Mann iſt das heute nicht 
gewöhnt, er iſt vielleicht an Jahren ſo vorgerückt, daſs er dieſe 
Arbeit nicht verrichten kann. Man ſollte dieſe 10 belaſſen; wenn 
aber einer ſtirbt oder erkrankt oder in Penſion geht, fo laſſe man 
dieſe drei Stellen auf. Oder man möge, wie andere Herren auch 
erwähnt haben, dieſe Leute in die Vororte geben. Da ſie ſchon 
lange in der Stadt waren, werden ſie auch in den Vororten ver— 
wendbar ſein. 


Der Herr Bezirksvorſteher erwähnte weiter, daſs es an den 
Aufſehern liegt, daſs die Arbeiter etwas machen. Das iſt ganz 
richtig; in erſter Linie aber liegt es an dem Vorarbeiter, der 
Partieführer iſt. Wenn dieſer ein anſtändiger Menſch iſt und 
arbeitet, ſo müſſen auch die anderen arbeiten. Das iſt ein alter 
Grundſatz. Wenn aber der Vorarbeiter ſelbſt ſteht und plauſcht, 
dann plauſcht die ganze Partie. Wenn der Vorarbeiter vielleicht 
ſtatt um 6 Uhr um ½7 Uhr kommt und beim Frühſtücke und der 
Jauſe eine halbe Stunde länger ſitzen bleibt, werden auch die 
anderen Arbeiter ſitzen bleiben. Der Aufſeher kann nicht jede 


Minute alle Partien beſichtigen. Ich glaube, man ſollte den heute 


beſtehenden Modus belaſſen, ſonſt begehen wir eine Ungerechtigkeit. 
Wen wollen Sie aus den zehn herausnehmen? Da müſſen Sie 
zehn Nummern hineingeben und ziehen, um nicht einem oder 
dem anderen weh zu thun. Die Commune hat ja übrigens viele 
Anſtalten, fo dafs man die älteren Aufſeher herausnehmen und ihnen 
eine leichtere Anſtellung mit demſelben Gehalte als Aufſeher oder 
in einer anderen Eigenſchaft geben kann; aber daßs man die Leute 
heute als Arbeiter einreiht, iſt nicht ganz in der Ordnung. 


Gem.-Nath Steiner: Ich weiß nicht, auf welche Erfahrungen 
hin Collega Eigner jetzt gar fo viel von 10 Vorarbeitern ſpricht. 
Haben Sie ſich, Herr Collega, erkundigt, wie die Verhältniſſe im 
I. Bezirke find? (Gem.⸗Rath Eigner: Ich bin für ſieben!) Er 
iſt für ſieben und verlangt, es ſolle belaſſen werden, wie es iſt. 
Das verſtehe ich nicht. Die Oppoſition hat bis jetzt in der Straßen— 
reinigungsfrage gegenüber den Anträgen des Stadtrathes immer 
Recht behalten. Ich bitte, auch diesmal die Anträge der Commiſſion 
anzunehmen. Wir haben ja im J. Bezirke 6 Vorarbeiter mehr 
ſyſtemiſiert, und wenn der Aufſeher ſeinen Dienſt, nämlich der 
Aufſicht nicht nachkommen kann, ſo thut's der Vorarbeiter. Der 
Vorarbeiter, der Aufſeher thut heute im I. Bezirke nichts. Es find 
abſolut zu viel. Es ſind fünf genügend, es brauchen nicht zwei in 
jeder Section zu ſein. Aus Erſparungsrückſichten, damit nicht ein 
ſo großes Perſonal ſyſtemiſiert wird, und weil ich die vollkommene 
Überzeugung habe, dafs mit fünf für den Tagdienſt und zwei für 
den Nachtdienſt das Auslagen gefunden werden kann, bitte ich, 
die 7 Aufſeher, welche die Commiſſion beantragt, anzunehmen. 


Gem.-⸗Nath Dr. Scholz (zur Geſchäftsordnung): Ich glaube, 
die Sache iſt ſchon fo weit durchgeſprochen, daßs es wohl ſchade 
iſt, noch mehr zu reden, da zur Sache ſelbſt nichts mehr geſagt 
werden kann. Ich erlaube mir daher, den Antrag auf Schluſs der 
Debatte zu ſtellen. 


wen 


Dice-Hürgermeifter Dr. Nichter: Es iſt Schluss der 
Debatte beantragt. Ich bitte jene Herren, welche dieſem Antrage 
zuſtimmen, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 

Gem.-Rath Frauenberger: Meine Herren! Die Sache ift 
in der That zu kleinlich, und es wird das Budget nicht erſchüttern, 
ob Sie jetzt ſieben oder zehn aufnehmen; dadurch wird das 
Syſtem der Straßenreinigung gewiſs in keiner Weiſe alteriert 
werden. Wir haben uns in der Commiſſion natürlich ſtrenge an 
das Bedürfnis gehalten, deshalb haben Sie uns ja gewählt, und 
weil wir das gethan haben, ſo möchte ich als Obmann Sie doch 
bitten, dafs Sie das, was die Commiſſion ſagt, auch glauben. 


Das würde eine ſchöne Belohnung der großen Arbeit ſein, die wir 
ſeher nothwendig ſind. So iſt der Antrag auf zehn entſtanden. 


zu leiſten hatten, wenn man in einem ſo kleinlichen Punkte ſagt: 


„Ah! die Commiſſion hat Unrecht und Herr Collega Eigner, 


der weiß das beſſer!“ 

Bezüglich der großen Controle habe ich Folgendes zu 
bemerken. Die wenigen Arbeiter, welche bei einer Partie ſind, 
haben ſchon einen Partieführer. Wenn nun wirklich das richtig 
wäre, was der Herr Bezirksvorſteher der Inneren Stadt ſagt, dafs 
die Leute gar nicht arbeiten, wenn ſie nicht controliert werden, 
wenn das wirklich der Fall wäre, was ich aber nicht glaube, weil 
ich glaube, daS auch unter den Arbeitern ein gewiſſes Anſtands— 
gefühl herrſcht und dass fie ihre Pflicht erfüllen, wenn nun wahr 
wäre, was geſagt wird, ſo haben ja dieſe Arbeiter doch einen 
Vorarbeiter. Alſo gut, der Vorarbeiter thut auch nichts, er raucht 
nur. Nun haben ſie ja einen Aufſeher. Das iſt noch zu wenig. 
Jetzt kommt der Controlor. Dann kommt erſt noch der Comman— 
dant Ziegelmayer, dann kommt noch die leitende Perſönlich— 
keit, nun kommt noch der Herr Bezirksvorſteher. 

Ja, meine Herren, da controliert doch einer den anderen 
(Heiterkeit), da müſsten ſich ja wirklich die Leute fürchten, irgend— 
einmal eine Cigarre aufzuheben. 

Alſo, meine Herren, Sie können glauben, die Stellen ſind 
heute genügend beſetzt. Wenn Sie jemandem ein Gnadenbrot 
geben wollen, ich bin nicht dagegen, die Sache iſt mir viel zu 
kleinlich; aber ich bitte Sie, nehmen Sie den Antrag der Com— 
miſſion an. Ich bin überzeugt, meine Herren, dafs wir in einigen 
Jahren darüber noch ſprechen werden, und es werden ſich in dieſer 
Richtung noch einige Erſparungen erzielen laſſen, die der Herr 
Bezirksvorſteher heute nicht zugibt. 

Ich bitte Sie, den Antrag der Commiſſion, wie er iſt, an— 
zunehmen. 

Gem.⸗Nalh Eigner: Ich erkläre, dass mich ſowohl Herr 
College Steiner als auch Herr College Frauenberger nicht 
verſtanden haben. Ich bitte, ich habe doch ausdrücklich geſagt, dass 
ich für die ſieben Aufſeher ſtimme und auch dafür bin. Anders 
kann ich es ja nicht ſagen, aber man möge nicht momentan 
die drei Leute hinausſchieben; man möge ihnen entweder einen 
anderen Dienſt zuweiſen oder man möge ſie ſo lange behalten, bis 
dieſe Zahl auf ſieben reduciert iſt. Ich glaube, das, was ich ſage, 
iſt doch ganz anſtändig. Aber dass die Herren mir vorwerfen, ich 
wäre für zehn, das iſt unrichtig, ich bin für ſieben und werde auch 
für ſieben ſtimmen. Man möge jedoch dieſen drei Aufſehern nicht 
ſagen: „Ihr müſſet Krampen und Schaufel in die Hand nehmen.“ 
Das wäre gerade ſo, als wenn ich einen Baupolier hätte und ihm 
ſagen würde: „Wenn du als Maurer oder Handlanger arbeiten 
willſt, kannſt du bleiben, wenn nicht, kannſt du gehen. Das kann doch, 
glaube ich, die Commune Wien nicht thun. Man möge dieſe Sache 
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ſo durchführen, wie ich meine Anſchauung darüber ausgeſprochen 
habe, und ich ſage nochmals, dafs mich die beiden Herren in dieſer 
Weiſe nicht miſssverſtehen ſollen. Sie mögen die Sache fo auf— 
faſſen, wie es geſagt worden iſt. 

Stadtraths-Neferent (zum Schlujsworte): Gerade in dem 
Falle bezüglich der Aufſeher möchte ich Sie bitten, den Stadtraths— 
Antrag anzunehmen. 

Über dieſe zehn Perſonen hat im Stadtrathe eine vielleicht 
halbſtündige Debatte ſtattgefunden, wie über viele andere Punkte 
gar nicht, und die große Majorität iſt zur Einſicht gekommen, daßs 


der Herr Bezirksvorſteher, vertreten durch den Herrn Magiſtrats— 


Referenten und Herrn Ziegel mayer, recht hat, dass zwei Auf— 


Ich möchte Sie in dieſem Falle bitten, den Antrag des 
Stadtrathes anzunehmen, denn Herr Ziegelmaher, der Inſpector, 


mus doch am allerbeſten wiſſen, wie viel Aufſichtsperſonen er 


braucht, und er hat gar kein Intereſſe daran, Überflüſſiges zu be— 
gehren. 

Bezüglich der reſtringierten Pferdepaare will ich dem Autrage 
der Commiſſion zuſtimmen, in der Überzeugung, dafs bis zum 
Herbſte es ſich zeigen wird, daſs die Pferdeanzahl zu gering iſt, 
und die Herren die Nachſchaffung von vier Pferdepaaren bewilligen 
werden. 

Commiſſions-Neferent: Ich möchte hinſichtlich dieſes Streit— 
punktes wegen der Aufſeher nur bemerken, dafs ſich die Com— 
miſſion mit der Überprüfung einer Syſtemiſierung zu befaſſen 
hatte. Wir können daher unmöglich eine Anzahl ſyſtemiſieren, 
wenn wir die Überzeugung gewinnen, daſs eine geringere Anzahl 
von Aufſehern genügt. (Beifall rechts.) Der Magiſtrat hat fünf 
für den Tag und zwei für die Nacht vorgeſchlagen, alſo im ganzen 
die Anzahl von ſieben. Das kann doch für die Syſtemiſierung als 
kein Argument gelten, dass wir heute thatſächlich um drei zuviel 
haben. Etwas Ähnliches iſt auch bei den Vorarbeitern der Fall 
und müſste dann dasſelbe gelten. Wir haben heute 20 Vorarbeiter 
und der Herr Straßenſäuberungs-Inſpector verlangt ſelbſt nur 
14; folglich müfsten wir die 20 Vorarbeiter weiter behalten, des- 
halb, weil ſie heute im Dienſte ſind. 

Ich glaube nun, dals die Syſtemiſierung, fo wie fie von der 
Commiſſion vorgeſchlagen wird, angenommen werden ſoll. Die 
Härten, die der Übergang mit ſich bringt, und manche Unbillig⸗ 
keiten zu vermeiden, das wird Sache der Execution ſein, und das 
wird auch bei Annahme dieſes Antrages ganz gut durchführbar 
erſcheinen. 

Dice-Bürgermeifter Dr. Richter: Wir ſchreiten zur Ab— 
ſtimmung. 

Gem.-Nath Steiner (zur Abſtimmung): Die Commiſſion 
hat den Wunſch ausgeſprochen, daſs über die Summen, welche 
für die Straßenreinigung ausgegeben wurden, dem Plenum Bericht 
erſtattet werden ſoll. Geſchieht dies nach der Abſtimmung oder jetzt? 

Vice Bürgermeifter Dr. Nichter: Wenn das Material 
vorhanden iſt, wird es gleich zur Kenntnis gebracht. (Gem.-Rath 
Steiner: Der Stadtraths-Referent muſs es zur Verfügung 
haben!) Ich bitte, ſich dann gefälligſt nach der Abſtimmung zu 
melden. 

Ich bitte, nunmehr die Druckvorlagen zur Hand zu nehmen. 

Der erſte Antrag der Commiſſion iſt bis auf eine kleine 
Anderung identiſch mit dem Punkte 3 des Stadtraths-Antrages. 
Er unterſcheidet ſich bloß in einer ſtyliſtiſchen Anderung, die — 
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glaube ich, nicht weiter Gegenſtand der Abſtimmung zu ſein braucht, 
und hinſichtlich der Anzahl der Kutſcher. 

Es beantragt der Stadtrath 38 Kutſcher, die Commiſſion 
34 Kutſcher. 

Ich werde zuerſt die höhere Ziffer des Stadtrathes zur Ab— 
ſtimmung bringen. (Stadtraths⸗Referent Gem.⸗Rath Scheid erhan: 
Das iſt nicht nothwendig, weil die Pferde reſtringiert worden 
find!) Der Herr Referent kann ſelbſtändig einen Antrag des 
Stadtrathes nicht zurückziehen. — Ich bringe alſo den Antrag 
des Stadtrathes zur Abſtimmung, es ſeien 38 Kutſcher zu be— 
ſtellen. 

Ich bitte diejenigen Herren, welche dieſem Antrage zuſtimmen, 
die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Es iſt die Minorität. 

Ich bringe nun den Antrag der Commiſſion zur Abſtimmung, 
es ſeien 34 Kutſcher zu beſtellen. 

Ich bitte die Herren, welche für dieſen Antrag ſtimmen, die 
Hand zu erheben. (Geſchieht.) Majorität. Angenommen. 

Nun bringe ich den Schlußsſatz zur Abſtimmung, welcher als 
Erſatz erſcheint und lautet (liest): 

„Es wird der Wunſch ausgeſprochen, dafs bei der Aufnahme 
eines Schaffers einem Curſchmiede der Vorzug gegeben wird.“ 

Ich bitte jene Herren, welche zuſtimmen, die Hand zu er— 
heben. (Geſchieht.) Angenommen. 

Die übrigen Beſtimmungen des Punktes 1 ſind nicht ange— 
fochten, ich erkläre dieſelben für angenommen. 

Wir kommen zu Punkt 2. Hier wurde zunächſt ein Diſſens 
hinſichtlich der Aufſeher laut, und zwar wurde vom Herrn Gem. 
Rathe Gfrorner der Antrag geſtellt: Es ſeien die drei Stellen 
ſozuſagen extra statum zu behandeln, und wenn die Perſonen 
entfallen, nicht weiter zu beſetzen. Ich glaube, der Antrag iſt ſo 
aufzufaſſen. (Gem.⸗Rath Gforner: Ja!) Hinſichtlich der 
Anzahl ſind alle Stimmen, welche laut geworden ſind, vollkommen 
gleich. Herr Gem.-Nath Frauenberger hält auch an der 
Anzahl von ſieben feſt und ſagt, dafs die drei überzähligen als 
Vorarbeiter zu verwenden ſind, und zwar mit ihren bisherigen 
Bezügen. Das iſt ein weſentlicher Unterſchied und mufs hierüber 
beſonders abgeſtimmt werden. 

Ich bringe alſo zunächſt die Zahl zehn zur Abſtimmung, 
welche im Stadtraths-Antrage enthalten iſt, und bitte jene Herren, 
welche für die Zahl zehn ſtimmen, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) 
Iſt die Minorität. 

Nun bringe ich die Zahl ſieben zur Abſtimmung, welche von 
der Commiſſion beantragt wird. 

Ich bitte jene Herren, welche zuſtimmen, die Hand zu erheben. 
(Geſchieht.) Angenommen. 

Nun bringe ich den Antrag Frauenberger zur Ab— 
ſtimmung, daſs die drei Aufſeher, welche überzählig find, mit 
ihren bisherigen Bezügen als Vorarbeiter zu verwenden ſind. 

Ich bitte jene Herren, welche zuſtimmen, die Hand zu erheben. 
(Geſchieht.) 17 dafür. Ich bitte um die Gegenprobe. (Nach einer 
Pauſe:) 11 dagegen. Es iſt keine Majorität, da 17 nicht die 
Hälfte der Anweſenden iſt. 

Gem.-Nath Noske (zur Abſtimmung): Ich möchte mir die 
Anregung erlauben, daßs über den Antrag Gfror ner zuerſt ab— 
geſtimmt werde. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter: Der Antrag Gfrorner, 
dafs dieſe drei als überzählig behandelt werden, iſt ganz ſeparat 
zu behandeln; aber der Antrag Frauenberger geht am 
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weiteſten, er disponiert ſofort über die drei. Die Abſtimmung 
erfolgt in folgender Weiſe: Die Zahl von ſieben Aufſehern iſt 
angenommen; nun handelt es ſich um das Schickſal der drei 
Perſonen. Der Antrag Frauenberger geht dahin: Dieſe drei 
Perſonen werden fortan als Vorarbeiter mit den jetzigen Bezügen 
verwendet. Der Antrag Gfrorner beläfst fie in ihrer jetzigen 
Stellung und die Stellen gehen ein, wenn die Perſonen entfallen. 
Nun muss der Antrag Frauenberger, der am weiteſten geht, 
zuerſt zur Abſtimmung kommen. 

Gem.-Nath Dr. Vogler (zur Abſtimmung): Meines Er⸗ 
achtens iſt der Antrag Gfrorner derjenige, der zuerſt zur Ab— 
ſtimmung gelangen ſollte, weil er ſich am wenigſten von dem 
Stadtraths⸗Antrage entfernt, welcher die Grundlage der Abſtimmung 
bildet. | 

Gem.-Nath Dr. Geßmaun: Ich glaube, der Antrag 
Gfrorner iſt ſchon abgelehnt (Rufe: Nein!) in dem Augen: 
blicke, wo ſich die Verſammlung für ſieben entſchieden hat, denn 
der Antrag Gfrorner würde die Aufnahme des urſprünglichen 
Antrages bedeuten. Sieben find bereits beſchloſſen. Die Frage iſt 
alſo ſchon entſchieden. Denn es handelt ſich ja nicht um den 
Unterſchied einer Syſtemiſierung intra und extra statum — das 
ſind keine definitiven Stellen — ſondern wir haben beſchloſſen, 
dafs ſieben Aufſeher genügen. Wenn jetzt der Antrag neuerdings 
zur Abſtimmung und Annahme kommt, würde dadurch naturgemäß 
der gerade früher angenommene Antrag auf Beſtellung von ſieben 
Aufſehern dirimiert werden. 

Dice-Bürgermeifter Dr. Richter: Der Antrag Gfrorner 
iſt geſtellt worden und mußs erledigt werden. Ich glaube, dagegen 
kann niemand etwas einwenden. Es iſt ganz gleichgiltig, ob der 
Autrag Gfrorner oder der Antrag Frauenberger zuerſt 
zur Abſtimmung kommt. Wenn es die Verſammlung wünſcht, 
werde ich die Abſtimmung wiederholen. Ich bitte jene Herren, 
welche wünſchen, dafs die Abſtimmung über die Anträge Gfrorner 
und Frauenberger wiederholt werden, die Hand zu erheben. 
(Geſchieht.) Die Verſammlung hat ſich für die Wiederholung der 
Abſtimmung ausgeſprochen. 

Ich bringe den Antrag Ofrorner zur Abſtimmung; ich 
glaube, es in nicht nöthig, denſelben zu wiederholen. (Rufe links: 
Wie lautet er?) Er geht dahin, daßs von dieſen zehn Aufſehern 
drei in ihrer bisherigen Stellung mit den bisherigen Bezügen 
belaſſen werden und dafs nach Wegfall von drei Perſonen eine 
weitere Beſetzung nicht erfolge. 

Ich erſuche jene Herren, welche dieſen Antrag annehmen, die 
Hand zu erheben. (Geſchieht.) 29 dafür; ich bitte um die Gegen⸗ 
probe. (Nach einer Pauſe:) 22 dagegen. Der Antrag tft ange: 
nommen. Damit entfällt die Abſtimmung über den Antrag 
Frauenberger. 

Die weiteren Anträge der Commiſſion müſſen als Gegen— 
Anträge gegen die des Stadtrathes unter einem zur Abſtimmung 
kommen. 

Ich bringe die Anträge der Commiſſion von den Worten: 
„14 Vorarbeiter“ bis „zu Laſten des Feuerwehrdienſtes zu buchen“ 
als Gegen⸗Anträge zur Abſtimmung. Ich erſuche jene Herren, 
welche dieſelben annehmen, ſich zu erheben. (Geſchieht.) An ge— 
nommen. 

Nun kommt Punkt 3 zur Erledigung. Hier iſt bloß eine 
Anderung hinſichtlich der Zahl der Arbeiter. Der Stadtrath be— 
antragt 22, die Commiſſion 20. Ich bringe die höhere Ziffer 22 
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zur Abſtimmung und erſuche die Herren, welche mit derſelben ein— 
verſtanden ſind, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Abgelehnt. 


Ich bitte nun die Herren, welche für die Ziffer 20 ſind, die Hand 


zu erheben. (Geſchieht.) Angenommen. Dann iſt bei Punkt 4 
eine Anderung, indem — anders als im Antrage des Stadtrathes — 
gejagt wird: „Jeder .. . . Partieführer ꝛc.“ 

Es iſt alſo der Antrag der Commiſſion ein Gegen-Antrag, 
den ich zur Abſtimmung bringe. Ich erſuche jene Herren, welche 
zuſtimmen, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 

Nun folgt: „Zur Bewverkſtelligung der Fuhrwerksleiſtung“ 
1. ſ. w. Hier wird in erſter Linie zur Abſtimmung gebracht die 
Anzahl der Pferde; der Stadtrath beantragt 36 Paar, die Com— 
miſſion 32 Paar. Ich bringe die höhere Ziffer zur Abſtimmung 
und bitte diejenigen Herren, welche für dieſelbe ſind, die Hand zu 
erheben. (Geſchieht.) Abgelehnt. Diejenigen Herren, welche für die 
niedrigere Ziffer ſind, bitte ich, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) 
Angenommen. 

Dann iſt weiters eine Divergenz hinſichtlich des Maximal⸗ 
preiſes: der Stadtrath beantragt 800 fl., die Commiſſion 1000 fl. 
Ich bitte diejenigen Herren, welche die höhere Ziffer der Com— 
miſſion annehmen, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Ange: 
nommen. 

Nun bringe ich die übrigen in der Vorlage unterſtrichenen 
Abſätze zur Abſtimmung und bitte diejenigen Herren, welche dieſe 
Anträge der Commiſſion annehmen, die Hand zu erheben. (Ge— 
ſchieht.) Angenommen. 

Es iſt alſo nun erledigt der Punkt 4 der Anträge der 
Commiſſion. Wir kommen zu Punkt 5 der Stadtraths-Anträge. 
Hier iſt die Rede von der Geſchirrbeſtallung ꝛc., das ſtellt ſich im 
ganzen als Gegen-Antrag gegen die Anträge des Stadtrathes dar 
und mufs im ganzen zur Abſtimmung gebracht werden; es iſt die 
Stelle von „die für dieſen Pferdeſtand . . .“ bis zu den Worten 
„aufzulegen iſt“. Ich bitte diejenigen Herren, die dafür ſind, die 
Hand zu erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 

Nun kommen wir zu Punkt 6 der Stadtraths-Anträge. Hier 
iſt eine Divergenz. Es iſt im Stadtraths-Antrage folgender Paſſus: 

„14 Spritzwägen ſammt Waſſerfäſſern für die Straßenbeſpritzung.“ 
Das iſt im Antrage der Commiſſion weggeblieben. Ich bringe den 
Antrag der Commiſſion und ſeparat dieſen Zuſatz des Stadtrathes 
zur Abſtimmung. Diejenigen Herren, welche für den Antrag der 
Commiſſion ſind, bitte ich“ die Hand zu erheben. (Geſchieht.) 
Angenommen. 


Nun bitte ich jene Herren, welche für den Beiſatz des Stadt— 
rathes: „14 Spritzenwägen ſammt Waſſerfäſſern für die Straßen— 
beſpritzung“ ſtimmen, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Abgelehnt. 

Nun kommt folgender Paſſus der Anträge der Commiſſion, 
welcher beginnt: „Der Magiſtrat wird beauftragt . . . .“ bis zu 
den Worten „ſofort angeſchafft werden“, zur Abſtimmung, und zwar 
als Gegen⸗Antrag. 

Ich bitte jene Herren, welche für dieſen Commiſſions-Antrag 
ſtimmen, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 

Der weitere Paſſus der beiden Vorlagen iſt gleichlautend. Es 
kommt nun zur Abſtimmung: „Die Schmiedearbeiten ſammt Repa⸗ 
raturen ſind im Wege einer öffentlichen ſchriftlichen Offertverhand— 
lung einem Schmiedmeiſter zu vergeben“, der Reſt wird ſeparat 
zur Abſtimmung gebracht. Es kommt alſo jetzt zur Abſtimmung, 
was in beiden Anträgen gleichlautend iſt, was ich jetzt verleſen 
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habe, und ich bitte jene Herren, welche dafür ſtimmen, die Hand 
zu erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 

Nun kommt zur Abſtimmung jener Paſſus, welcher in den 
Stadtraths⸗Anträgen enthalten iſt: „Welcher ſich verpflichtet, einen 
ſtändigen Gehilfen, der von der Gemeinde im Taglohne bezahlt 
wird, zur Verfügung zu ſtellen.“ 

Ich bitte jene Herren, die auch für dieſen Paſſus ſtimmen, 
die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Abgelehnt. 

Nun kommt Punkt 9: „Die ſämmtlichen Koſten per 90.000 fl. 
ſind auf den Reſervefond zu verweiſen ꝛc.“ Ich bitte jene Herren, die 
zuſtimmen, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 

Nun kommen mehrere Wünſche. Der erſte lautet: „Der Ma— 
giſtrat wird aufgefordert, einen Schneeabfuhrplan binnen ſechs 
Wochen dem Gemeinderathe vorzulegen.“ Ferner: „Die Com— 
miſſion ſpricht den Wunſch aus, dafs die Stationiſten eine praktiſche 
entſprechende Dienſtkleidung, ähnlich wie im VII. Bezirke, erhalten“, 
weiters, „daſs das Referat betreffs der Haus- und Straßenmiſt— 
verführung baldigſt vorgelegt werde.“ 

Dieſe drei Punkte, die ich verleſen habe, wären der geſchäfts— 
ordnungsmäßigen Behandlung zuzuweiſen; ich bitte jene Herren, 
welche damit einverſtanden find, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) 
Angenommen. 

Nun kommt der letzte Punkt. Die Commiſſion hat den Wunſch 
ausgeſprochen, daj3 über die vergleichsweiſe Höhe der Koſten ein 
Ausweis vorgelegt werde. 

Ich ertheile dem Herrn Referenten des Stadtrathes das Wort, 
um dieſen Ausweis vorzulegen. 


Stadtraths-Neferent: Es liegt ein kurzer Auszug der Buch— 
haltung vor, der folgende Ziffern ergibt: Die für die Säuberung 
der Straßen und für die Erhaltung der beſchotterten Straßen im 
zweiten Semeſter 1893 beſtrittenen Koſten betrugen 118.192 fl. 
86 kr.; im Entgegenhalte zu dem auf die gleiche Leiſtung entfallen— 
den halbjährigen Pauſchalbetrage per 172.101 fl. 88 ½½ kr. ergibt 
ſich eine Erſparung von 53.958 fl. 95 ½½ kr. 

Bezüglich des erſten Semeſters 1894 ergibt ſich aus der Ver— 
gleichung der anläſslich der Durchführung der eigenen Regie im 
I. Bezirke aufgelaufenen Auslagen mit dem halbjährigen Pauſchale 
der Transport-Geſellſchaft folgendes Reſultat: 

Die für die Straßenſäuberung und Erhaltung der beſchotterten 
Straßen im erſten Semeſter 1894 beſtrittenen Koſten betrugen 
135.874 fl. 76 kr.; im Gegenhalte zu dem auf die gleiche Leiſtung 
entfallenden Halbjahrespauſchale per 172.101 fl. 81½ kr. ergibt 
ſich eine Erſparung von 36.227 fl. 5 %è kr. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter: Ich glaube, dass der 
4. Punkt, welcher lautet: „Jeder Aufſeher, Partieführer und Vor— 
arbeiter hat einen waſſerdichten Mantel mit Kapuze zu erhalten ꝛc.“, 
noch nicht ſpeciell zur Abſtimmung gebracht wurde. (Rufe: Es 
wurde ja unter einem abgeſtimmt!) Alſo, dann iſt er erledigt. 

Gem.-Nath Noske: Ich glaube, dass auch der Satz: „die 
Vorlage wegen Anſchaffung der Hauskehrichtwägen“ bis zu „erſtatten“ 
noch nicht zur Abſtimmung gebracht wurde. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter: Ich habe erklärt, dass 
dieſe drei Punkte der geſchäftsordnungsmäßigen Behandlung zu— 


gewieſen werden. 
Der Gegenſtand iſt erledigt. 


— ae 


Veſchluſs: J. Für die Durchführung der Stadtſäuberung in 


eigener Regie, vom 1. November 1894 angefangen, 

wird folgender Perſonalſtand genehmigt: 

1. für die Kanzlei, die Zeugkammer, das Depot, 
den Manipulationsplatz und das Fuhrwerk: 

1 Inſpector mit einem Jahresgehalte von 2100 fl., 
proviſoriſch; 

1 Controlor mit einem Jahresgehalte von 1700 fl., 
proviſoriſch; 

1 Kanzliſt mit einem Diurnum von 2 fl., proviſoriſch, 
mit einer Dienſtzeit von 6 bis 6 Uhr täglich bei 
einer zweiſtündigen Unterbrechung; 

1 Kanzleidiener mit einem Taglohne von 1 fl. 60 kr.; 

1 Zeugwart mit 60 fl. monatlich nebſt Natural— 
wohnung, proviſoriſch; 

2 Zeugwartgehilfen mit 1 fl. 60 kr. täglich; 

1 Schaffer mit 100 fl. monatlich nebſt Naturalwohnung, 
proviſoriſch; 

2 Platzwächter mit einem Taglohne von 1 fl. 40 kr.; 

4 Stallburſchen mit einem Taglohne von 1 fl. 10 kr.; 

34 Kutſcher mit einem Wochenlohne von 12 fl., nach 
ununterbrochener zufriedenſtellender Dienſtleiſtung 
erhalten dieſelben nach den erſten fünf Jahren einen 
Wochenlohn von 13 fl., nach weiteren fünf Jahren, 
d. i. nach 10 Jahren, einen Wochenlohn von 14 fl. 

Es wird der Wunſch ausgeſprochen, dafs bei Auf— 
nahme des Schaffers einem Curſchmiede der Vorzug 
gegeben werde. 

2. Für die Straßenſäuberung: 

10 Aufſeher für die Tag- und Nachtarbeiten (von 11 
bis 5 Uhr) mit einem Taglohne von 2 fl.; drei 
von dieſen Aufſehern, welche in ihren Stellungen 
und Bezügen verbleiben, werden jedoch, nach ihrem 
ſeinerzeitigen Wegfall, nicht mehr ergänzt; 

14 Vorarbeiter mit einem Taglohne von 1 fl. 40 kr. 
und einer eventuellen Nachtzulage von 20 kr.; 

208 Taglöhner mit einem Taglohne von 1 fl. und 
einer eventuellen Nachtzulage von 20 kr. 

Dem Bezirksvorſteher wird das Recht eingeräumt, 
zu den ſyſtemiſierten 208 Taglöhnern noch 25 Arbeiter 
nach Erfordernis aufzunehmen. Dieſe 25 Arbeiter ſind 
jedoch nicht zu Laſten der Straßenſäuberung, ſondern 
zu Laſten des Feuerwehrdienſtes zu buchen. 

3. Für die Straßenconſervierung: 

2 Partieführer mit einem Taglohne von 1 fl. 60 kr.; 

2 Planierer mit einem Taglohne von 1 fl. 20 kr.; 

20 Arbeiter mit einem Taglohne von 1 fl. 

4. Jeder Partieführer hat einen waſſerdichten 
Mantel mit Kapuze zu erhalten und jeder Stationiſt 
erhält für die Arbeiten nach 6 Uhr abends 15 kr. pro 
Überſtunde. 

II. Zur Bewerkſtelligung der Fuhrwerksleiſtungen 
für die Stadtſäuberung im I. Gemeindebezirke in voller 
eigener Regie, vom 1. November 1894 angefangen, 
werden 32 Paar Pferde bewilligt. 

Bei der Auswahl des Pferdemateriales iſt derart 
vorzugehen, daſs ein Theil der für die Straßen— 
ſäuberung angeſchafften Pferde auch für den Feuer⸗ 
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wehrdienſt brauchbar iſt, während von dem letzteren 
Dienſtzweige minderleiſtungsfähige Pferde ausgemuſtert 
und der Stadtſäuberung zugewieſen werden können. 

Die Beſchaffung der Pferde hat im Wege einer 
öffentlichen Offertausſchreibung zu erfolgen und iſt eine 
30tägige Probezeit für dieſe Pferde in der Offertaug- 
ſchreibung ausdrücklich auszubedingen. 

Als Maximalpreis für ein Paar Pferde wird der 
Betrag von 1000 fl. normiert. 

Die für dieſen Pferdeſtand erforderlichen Quantitäten 
an Stroh, Heu und Hafer ſind von der ſtädtiſchen 
Feuerwehr in der bisher üblichen Weiſe anzukaufen und 
nach Pferdeportionen in das Fouragedepot der Stadt— 
ſäuberung abzuliefern. 

III. Die für den Pferdeſtand von 32 Pferdepaaren 
erforderlichen Geſchirre, Stalldecken, Geſchirrböcke ſind 
im Wege einer öffentlichen ſchriftlichen Offertverhandlung, 


die übrigen für dieſen Pferdeſtand erforderlichen Be— 


ſpannungs⸗, Putz- und Stallgeräthſchaften find je nach 
der Größe der betreffenden Poſten entweder im Wege 
einer Offertverhandlung oder im Handankaufe zu be- 
ſchaffen. 

Als Grundlage der Offertausſchreibung für die 
Pferdegeſchirre hat ein vom Magiſtrate vorher zu be— 
ſtellendes Muſter zu dienen, welches für die Offerenten 
zur Beſichtigung beim Magiſtrate aufzulegen iſt. 

IV. Von den für die Stadtſäuberung erforder— 
lichen Wägen ſind vorerſt nur 14 Straßenmiſtwägen 
mit einem Faſſungsraume von 4m?, 10 Truhenwägen 
ſammt Truhen mit einem Faſſungsraume von 48 Kubik— 
ſchuh (S 1½ m?) und 1 Leiterwagen im Wege einer 
öffentlichen ſchriftlichen Offertverhandlung anzuſchaffen. 

Der Magiſtrat wird beauftragt, behufs einer 
neuen Conſtruction eines praktiſchen Spritzwagens eine 
allgemeine Concurrenz auszuſchreiben und den Bericht 
hierüber bis 1. November 1894 dem Gemeinderathe 
vorzulegen. 


Die Commiſſion beantragt, der Stadtrath möge 
erwägen, ob es ſich nicht empfehlen würde, bis zur 
Annahme einer allen Anforderungen entſprechenden 
Wagentype alte Wägen zu erwerben oder auf eine be— 
ſtimmte Zeit anzumieten; außerdem ſpricht die Com— 
miſſion den Wunſch aus, es mögen die verſchiedenen 
Syſteme von Kehrichtwägen mit Beſchleunigung ſtudiert 
und insbeſondere jene, welche auf einheitliche Haus— 
einſammlungsgefäße Rückſicht nehmen, hiebei in Be— 
tracht gezogen werden. 

Von den Modellen ſollen eventuell einzelne Muſter— 
wägen zur praktiſchen Erprobung ſofort angeſchafft 
werden. 

Die Vorlage wegen Anſchaffung der erforderlichen 
Hauskehrichtwägen iſt nach Abſchluss der hinſichtlich 
der Kehrichteinſammlung und der zu wählenden Wagen— 
type anhängigen Verhandlungen zu erſtatten. 

V. Die Schmiedearbeiten ſammt Reparaturen ſind 
im Wege einer öffentlichen ſchriftlichen Offertverhand— 
lung an einen Schmiedmeiſter zu vergeben. 
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VI. Die ſämmtlichen Koſten per 90.000 fl. ſind 
auf den Reſervefond zu verweiſen. (Zuſchuſscredit.) 

Nachſtehende drei Punkte ſind der ge— 
ſchäftsordnungsmäßigen Behandlung zuzu— 
weiſen: 

Der Magiſtrat wird aufgefordert, einen Schnee— 
abfuhrplan binnen ſechs Wochen dem Gemeinderathe 
vorzulegen. 

Die Commiſſion ſpricht den Wunſch aus, dais 
die Stationiſten eine praktiſche, entſprechende Dienſt— 
kleidung, ähnlich wie im VII. Bezirke, erhalten. 

Die Commiſſion ſpricht den Wunſch aus, daſs 
das Referat bezüglich der Haus- und Straßenmiſt— 
verführung baldigſt vorgelegt wird. 

Vice-Nürgermeiſter Dr. Richter: Die Sitzung iſt ge— 
ſchloſſen. 
(Schlufs der Sitzung 7 Uhr 30 Minuten abends.) 


Allgemeine Machrichten. 


Commiſſton für Verkehrsanlagen in Wien. 
21. Juli 1894. 


Die Anzahl der bei der Ausführung der Wiener Verkehrs— 


anlagen verwendeten Arbeiter hat in der abgelaufenen Woche 1396 
betragen; hievon waren 795 beim Bau der Gürtel- und der Vor— 
ortelinie der Stadtbahn, 304 am Sammelcanale links des Donau— 
canales, 297 an den Sammelcanälen beiderſeits des Wienfluſſes 
beſchäftigt; beim Bahnbau ſtanden 65 Fuhrwerke und 1 Dampf— 
maſchine, bei den Sammelcanälen ! Dampfmaſchine und 55 Fuhr— 
werke in Verwendung. 


Approviſtonierung. 
Der tägliche Fleiſchmarkt. 


Großmarkthalle eingelangte 
waren vom 15. bis 21. Juli 1894. 


1. Fleiſchſendungen: 


Für den täglichen Fleiſchmarkt. 


Rindfleiſch . . . 217.431 kg (Davon aus Nieder⸗Oſterreich — 182. 632; 
aus Ober⸗Oſterreich — 163; aus Mähren 
— 8521; aus Böhmen — —; aus 
Galizien — 21.100; aus Ungarn — 3525; 
aus der Bukowina — 1189; aus Croatien 


In der 


Fleiſch⸗ 


— ; aus Steiermark — —; aus Tirol 
— :; aus Salzburg — —; aus Bos⸗ 
nien — —; aus Siebenbürgen — —; 


aus Auſtralien 301 kg) 


Kalbfleiſch. .. 25.066 1 (Davon aus Nieder⸗Oſterreich — 2596; aus 
Ober⸗Oſterreich — —; aus Mähren 366; 
aus Galizien — 22.038; aus Ungarn 
— 66; aus der Bukowina — —; aus 
Böhmen — — kg) 

Schaffleiſch 990 „ (Davon aus Nieder⸗Oſterreich — —; aus 


Ober⸗Oſterreich — —; aus Galizien — 
959; aus Ungarn — 10; aus der Buko⸗ 
wina — 21; aus Mähren — — kg) 
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43.068 kg (Davon aus Mieder⸗Oferreic — 35.433; 
aus Ober⸗Oſterreich — —; aus Böhmen — 
—; aus Mähren — 2980; aus Galizien 
— 735; aus Ungarn — 4620; aus der 
Bukowina — —; aus Croatien — —; 
aus Steiermark — —; aus Bosnien — 
— kg) 
1499 Stück (Davon aus Nieder⸗Oſterreich — 758; aus 
Ober⸗Oſterreich — — ; aus Mähren — 46; 
aus Böhmen — —; aus Galizien — 690; 
aus Ungarn — 5; aus der Bukowina 
— — ; aus Kärnten — —zaus Tirol — —: 
aus Schleſien — — St.) 


(Davon aus Nieder⸗Oſterreich — 102; 
aus Ober⸗Oſterreich — —; aus Mähren 
— ; aus Galizien — 34; cus der Buko⸗ 
wina — —; aus Ungarn — — St.) 
(Davon aus Nieder⸗Oſterreich — 24; aus 
Ober⸗Oſterreich — —; aus Mähren — 2; 
aus Galizien — 14; aus Ungarn — 2; 
aus der Bukowina — —; aus Croatien 
— E; aus Kärnten — — St.) 


(Davon aus Nieder⸗Oſterreich — —; aus 
Ober⸗Oſterreich — —; aus Galizien — —; 
aus Ungarn — —; aus Mähren — —; 
aus Böhmen — St.) 

Die Zufuhren für den Approviſionierungsverein 
ſind bereits in den obigen Summen enthalten. 


Schweiufleiſch 


Kälber 


Schafe 


Schweine . 42 


Lämmer — „ 


2. Preisbewegung: 
e Siedfleiſch von 32 bis 72 kr. per Kg. 
We Roſtbraten u. Rieden „ 54 „ 110 „ „ „ 
Auſtraliſches Fleiſch notierte: 


Bie ne a re „ 40 „ — „ „ „ 
DIEB a ne ee di OS en 

Ne „ — „ — „n 
Kalb fleiſchchchchch e e e t e 
Schaffleiſch R 8 11 40 ii 54 noeh 
Schweinfleiſch ee... 200 DE ee ae 3 
Kälber 22 5 36 M 54 nen 
Scharfe „ a Se 
Schweine 2 220 a 05 a AO ae 
Sanimer: 2. Se we a e 


Die dieswöchentlichen Zufuhren waren jenen der Vorwoche 
nahezu gleich und erzielten infolge lebhafterer Nachfrage Rind— 
fleiſch und Kalbfleiſch eine Preisſteigerung von 2 kr. reſpective 
4 kr. per Kilogramm, während alle übrigen Fleiſchwaren zu den 
vorwöchentlichen Preiſen abgegeben wurden. 


* * 
* 


Schlachtviehmarkt vom 23. Juli 1894. 


1. Auftrieb. 
Maſtvieh 2739, Weide vieh 253, Beinlvieh 849, 
Summa . 3841. 
Davon — nach Racen: 


Ungariſche Thiere .. . 1495 
Galiziſche „ . 1173 
Deutſche 1 982 
Büffel 5 191 
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Davon — nach Gattungen: 


Ochſen 2924 
Stiere . . 359 
Kühe 558 


2. Preisbewegung. 
a) Preis per 100 kg Lebendgewicht mit Percentabzug: 
Ungar. Schlachtthiere von 55 bis 66 fl. Dieſe Preiſe ermäßigen ſich um 


den beim Handel vereinbarten 
Percentabzug (auf dem heutis 


(extrem. „ 1 6 gen, Martte 36 bis 45 den 
welchen der Verkäufer dem 
Galiz. Schlachtthiere Be a 55 ii 65 m Käufer als Entſchädigung: 


N 2 a) für den Gewichtsverluſt in⸗ 
(extrem .n " 66 19 folge der Schlachtung; 
68 b) für die minderwertigen 
L 


Deutſche Schlachtthiere " 57 U Stoffe, wie: Haut, Horn, 


. Blut, Unſchlitt ꝛc.; 
(extrem — 6 684 " 69 10 e) für die 117 Stoffe, 


. . wie: Magen- und Darm⸗ 
Weidevieh e inhalt 10 e 


b) Preis per 100 kg Lebendgewicht ohne Percentabzug: 


Ochſen. . . .. . von 22 bis 39 (—) fl. 
Slleee 86 f 
Kühe „ 23 „ẽ 34 (—) „ 
Büffel „ 22 % 29 5 


Beinliih . . „ — „ — 


76 n " 


Weidevien — — 


c) Preis per Stück: 
Beinlvieh von 22 bis 80 fl. 
Nach dem Modus anf Schlachtgewicht wurde nichts gehandelt. 
Un verkauft blieben: 


Ochſen 2 Stück 
Beinlvih . . . 5 
Gegen den letzten Montagsmarkt wurden um 447 Stück 
Schlachtthiere weniger aufgetrieben. Die Kaufluſt war infolge 
neuerlich verringerten Auftriebes ziemlich lebhaft, daher Primaware 
um 50 kr. bis 1 fl., Mittelſorten um 1 bis 2 fl., mindere Quali— 
täten um 2 bis 3 fl. per 100 kg theuerer gehandelt wurden. 


* * 
** 


Pferdemarkt vom 20. Juli 1894. 


Zum Verkaufe wurden gebracht: 249 Pferde. 


Preis: für Gebrauchspferde 90 —480 fl. per Stück, 
„ Schlachtpferde .. 32— 65 „ 
Der Markt war flau. 


+ % 
* 


" n 


Preisbewegung an der Börſe für landwirtſchaftliche 
Producte in Wien vom 21. Juli 1894. 


a) Getreide. 
Weizen (Qualitätsgewicht per 1 hl 76-81 kg) von 6 fl. 60 kr. bis 7 fl. 58 kr. 


Roggen ( ” "nn 70—75 „) " 4 ” 90 ” . 5 70 45 77 
Geiſfe . „— „ — 

i . ea N 5 25 5 a 85 1 
e er, ao a „ 6, 50, „ 8 „ 

b) Mahlproducte. 

e er von 12 fl. — kr. bis 13 fl. 60 kr. 
Weizenme k „ 5 „, 30 „ „ 13 „ 60 „ 
Roggenmehhgßg TTD % , e e, e 
Weizen % ee re Be ns 
Roggenkleie „ D r 10 
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Städtiſches Lagerhaus. 
Vom 12. Juli bis 19. Juli 1894. 
Waren eingelagert 29.320 Meter⸗Centner 
l ausgelagert. . 55.924 N 
Die durchſchnittliche Tagesbewegung bezifferte ſich auf 
14.207 Meter⸗Centner. 


Lagerſtand vom 19. Juli 1894: 222.681 Meter⸗Centuer, und zwar: 
42.132 Meter⸗Centner Weizen, 45.492 Meter⸗Centner Roggen, 


31.481 „ Gerſte, 20.316 1 Hafer, 
26.236 : Mais, 6.251 N Olſaaten, 
15.074 1 Mehl u. Kleie, 3.746 5 Wein, 

4.022 Zucker, 943 Hektoliter à 100% Spiritus. 


Der Aſſecuranzwert dieſer Waren ſtellt ſich auf 2,181.320 fl. öſt. Währ. 


Bnubewegung. 


(Die in Mammern eingeftellten Zahlen find die Geſchäftsnummern der 
Acteuſtücke im Baudepartement des Magiſtrates für den I. bis IX. Bezirk. — 
Für den X. bis XIX. Bezirk bedeuten die eingeklammerten Zahlen die Geſchäfts⸗ 
nummern der betreffenden magiſtratiſchen Bezirksämter.) 


Geſuche um Naubewilligungen wurden überreicht: 
vom 19. Juli bis 23. Juli 1894: 


Für Neubauten: 


Villa, Prater, Gürtelſtraße, Einl. Z. 3905, von Dr. Rudolf 
Stainhauſer Ritt. v. Trenberg, Fichtegaſſe 5, Ban⸗ 
führer N & Miſer owski (5346). 

Haus, Floriauigaſſe 23, von Ludw. Richter, noe. Gräfin 
d'Orſay, Bauführer F. Klein (5333). 

Einl.⸗Z. 2214, zwei Stock hohes Wohnhaus, Unter-Meidling, 
Breſtenfurterſtraße 3, von Franz Aufhauſer, Unter⸗ 
Meidling, Breitenfurterſtraße 1, Bauführer Friedrich 
Sonnenburg (20375). 

Haus, Gerſthof, Bauſtellen 25, 26, Einl.-Z. 339, 340, 341, 
von Michael Stirling, Bauführer Richard Sadtler 
(21693). 


Für Umbauten: 


Haus, Neulerchenfeld, Grundſteingaſſe 69, von Heinrich und 
Roſalia Hirt, ebenda, Bauführer Joſef Schmetterer 
62080 


II. Bezirk: 


VIII. Bezirk: 


XII. Bezirk: 


XVIII Bezirk: 


XVI. Bezirk: 


Für Zubauten: 
irk: Hoftract, Schottenfeldgaſſe 35, von A. Czizek, Bauführer 
G. Berger (52889. 
Hoftract, Neuſtiftgaſſe 98, von Roſette Reimer, Bauführer 
Kupka & Orglmeiſter (5358). 
Hoftract, Mariahilferſtraße 54, von Ed. Schopp Söhne, 
Bauführer Drapala (5359). 
: Feuchterslebengaſſe, Parcelle 14, von Bartolo Bonato, 
Bauführer F. Klein (24655). 
irk: Doppel⸗Seitentract, Speiſing, Or.-Nr. 31, von Joſef 
Haberl, Bauführer ? (20328). 
Zubau, Penzing, Poſtſtraße 91, von Ferdinand Pfeifer, 
Bauführer ? (20729). 
irk: Ebenerdiger Quertract, Ottakring, Ganglbauergaſſe 23, von 
Karl Löpnitz,. ebenda, Bauführer Karl Lang (32526). 
: Stallgebäude, Gerſthof, Bergſteiggaſſe 5, von Leopold 
Drechsler, Bauführer Paul Oberſt (21564). 


XIII. 


" " 


XVI. 
XVIII. 


Für Adaptierungen: 

irk: Sonnenfelsgaſſe 4, von Joſef Nemetz, Baufürer J. Hecht 
5312). 

11 1 12, von Friedrich Notthaft, Baumeiſter (5325). 

Grillparzerſtraße 5, von Karl Stephann, noe. H. Stern: 
berg, Bauf führer O. Taste (5357). 
Dammſtraße 14 a, von Wendelin Kühnel, Gießaufgaſſe 2, 
Bauführer J. Daniel (5293). 

Taborſtraße 100, von Jakob Klein, Sechsſchimmelgaſſe 16. 
Bauführer L. Klima (5332). 

Franzensbrückenſtraße 10, von Joſef Scheiflinger, Bau⸗ 
führer A. Tieſel (5337). 

: Landſtraße, Hauptſtraße 18, von Franz No wak, Bauführer 
E. Kamenicky (3308). 


— 
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IV. Bezirk: Starhemberggaſſe 29, von Deckert & Homolka, Favo— 
ritenſtraße 34, Bauführer Frauenfeld & Berghof 
(5283). 

Rainergaſſe 22, von Max Kaiſer, Baumeiſter (5353). 

Tichtelgaſſe 14, von F. Zimmermann, XIX., Heiligen— 
ſtädterſtraße 16, Bauführer L. Klima (5821). 

Salzergaſſe 14/16, von Guſtav Hofbauer, Liechtenſtein— 
ſtraße 76, Bauführer H. Ohrner (5278). 

Altmannsdorf, Breitenfurterſtraße 6, von Joſef Rick, Bau— 
führer M. Weilgoni (20161). 

Hernals, Hauptſtraße 24, von Johann Mandl, ebenda, 
Baumeiſter Joſef Grünbeck (23514). 


V. Bezirk: 
IX. Bezirk: 
XII. Bezirk: 
XVII. Bezirk: 


Für diverſe (geringere) Bauten: 


Flugdach, Buchengaſſe 97, von H. R. Gläſer, Bauführer 
Mich. Hartmann (24135). 

Waldgaſſe 16, von Joſef Hochleutner, Bauführer? 
(24136). 

Eugengaſſe 8, von Wilhelm Hampl, Bauführer Joſef 
Hable (24465). 

Sonnleithnergaſſe 57/59, von Kruis & Galle, Bau— 
führer? (24467). 

Flugdach, Siccardsburggaſſe 49/51, von Karl Wirobifd, 
Zimmermeiſter Heyn y (24573). 

Zwei gemauerte Aborte, Simmering, Hirſchengaſſe 9, Confer.- 
Nr. 147, von Francisca Prob ſſt, Simmering, Haupt— 
ſtraße 76, Bauführer Ferd. Kaindl, Baumeiſter, ebenda 
(9856). 

26·˙22 m lange Grenzmauer, Simmering, Hauptſtraße 70, 
Conſer.⸗Nr. 219, von Johann und Johanna Schmidl, 
ebenda, Bauführer Ferd. Kaindl, Baumeiſter, ebenda 
(9857). 

XII. Bezirk: Reconſtruction eines Platzgewölbes, Unter-Meidling, Mies— 

bachgaſſe 35, von Elkan S. Steiner, Schottenring 9, 
Bauführer W. Lait! (20065). 

XVI. Bezirk: Herſtellung einer Rampe und Adaptierung einer Wohnung zu 
einem Pferdeſtalle, Neulerchenfeld, Hauptſtraße 59, von 
Alfred und Marie Wallner, ebenda, Bauführer Franz 
Vock (32344). 

Thonrohrleitung, Ottakring, Breitenſeerſtraße 27, von Karoline 
Schmück, XVI, Breitenſeerſtraße 25, Bauführer Franz 
Vock (32525). 

Deſtillationsblaſen, 
Ludwig Peyrl, 
(13311). 

Verlängerung der Hauscanaliſierung, Unter-Döbling, Gemeinde— 
gaſſe 24, von Erben nach Ignaz Deut ſch durch Dr. Heinr. 
Bloch, J., Schottenring 4, Bauführer ? (13471). 


X. Bezirk: 


Nuſsdorf, Heiligenſtädtergaſſe 9, von 
ebenda, Bauführer Franz Mayer 


Stockwerks⸗Aufſetzungen: 

Wohnhaus, Heiligenſtadt, Mühlgaſſe Conſer.-Nr. 273, von 
Anna Rammer, Franz und Anna Kreuzſpiegel, 
Heiligenftadt, Gärtnergaſſe, Bauführer Karl Höller! jun. 
(13424). 


„ „ 


Geſuche um Bekanntgabe der Naulinie wurden überreicht: 


J. Bezirk: Spieglgaſſe 4, von Emil Schwarz und Sam. Steiner, 
Singerſtraße 2 (5297). 
VIII. Bezirk: Langegaſſe 1, von Hermann und Adolf Beck (5304). 
IX. Bezirk: Liechtenſteinſtraße 32,34, von Friedrich Goldreich von 
Bronneck und Ernſt Pick, Senſengaſſe 5 (5302). 
XII. Bezirk: Einl.⸗Z. 2214 Unter⸗Meidling, Breitenfurterſtraße 3, von Franz 
Aufhauſer (20374). 
XIII. Bezirk: Cat.⸗Parc. 246, 247,2, 247, Penzing, Bahngaſſe, von Leop. 
Höfer, Hütteldorf, Bahnſtraße Conſer.-Nr. 20 (20372). 


Gewerbeanmeldungen vom 19. Juli 1894. 


(Fortſetzung.) 


Fuchs Moriz — Sonnen- und Regenſchirm⸗Erzeugung — XIV., Rudolfs— 
heim, Prinz Karlgaſſe 2. 

Dvorak Thomas — Spirituoſenhandel — X., Laagerſtraße 165. 

Bartſch Joſef — Tiſchler — XVII., Hernals, Wild elmsgaſſe 40. 

Kozmik Johann — Tiſchler — XVII., Hernals, Do rotheergaſſe 19. 

Löw Johann — Tiſchler — VI., Bürgerſpitalgaſſe 12. 

Marik Ignaz — Tiſchler — VI., Bürgerſpitalgaſſe 12. 

Popovits Demeter — Tiſchler — V., Högelmüllergaſſe 12. 

Travnicek Rudolf — Tiſchler — V., Griesgaſſe 26. 

Wildner Anna — Trödlergewerbe — VIII., Kochgaſſe 19. 

Klein Johann — Verſchleiß von Artikeln des täglichen Verbrauches im 
Umherziehen — XVI., Neulerchenfeld, Gaullachergaſſe 17. | 

Haugg Marie — Marktvictualien⸗Verſchleiß — VI., Markthalle, Zelle Nr. 119. 
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| Morawetz Julie — Victualieu-Verſchleiß — III., Obere Weißgärberſtr. 24. 
Radauſch Roſalia — Feilbieten von Vietualien — XV., Fünfhaus, 
Schönbrunnerſtraße 19. 

Bauer Thereſia — Victualien-Verſchleiß — VI., Sandwirthgaſſe 21. 
Bogner Antonie — Wäſcheputzerei — III., Boerhavegaſſe 31. 

Derblich Ciwie — Wäſcheputzerin — VI., Marchettigaſſe 1. 

Opitz Johanna — Wäſcheputzerei — IX., Säulengaſſe 2. 


* 


* 
* 


Gewerbeanmeldungen vom 20. Juli 1894. 


Deutſch Marcus — Agentie gegen Proviſion — III., Kolonitzplatz 3. 

Steinbrecher Flora — Annoncen-Vermittlung auf an öffentlichen Straßen 
und Plätzen zu errichtenden Kiosken — J., Kärnthuerſtraße 14. 

Sauermaun Karl — Bäcker — VII., Kirchberggaſſe 9. 

Walliſch Joſef — Bäcker — III., Hohlweggaſſe 19. 

Botzenhard Franz — Buchbinder — VII., Seidengaſſe 37. 

Witte Adele, Witte Eliſabeth, Witte Cäeilie, Witte Irma — Commiſſions— 
Verſchleiß — I., Helferſtorferſtraße 5. 

Sylveſter Leopold — Dampfſchleifer — XV., Zinkgaſſe 1. 

Peyerl Aloiſia — Dienſtvermittlung für Stellenſuchende jeder Kategorie 
— I., Eliſabethſtraße 9. 
5 9 Johann — Fleiſch-Verſchleiß — XVIII., Währing, Gürtel- 
traße 73. 
Edelhofer Moriz — Gaſtwirt — II., Blumauergaſſe 14. 
Hlavka Anton — Gaſtwirt — III., Hagenmüllergaſſe 1. 
Higl Georg — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — VII., Mariahilferſtraße 76. 
Piſchny Franz — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XV., Friesgaſſe 9. 
Pömmerl Matthias — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — III., Löwengaſſe 28. 
Reibl Johanna — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XII., Schönbrunner 
ſtraße 150. 
Schumeth Karl — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XIV., Marktgaſſe 5. 
Spitzer Adolf — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — III., Hauptſtraße 23. 
an Joſeſa — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — V., Matzleinsdorfer— 
52. 
Triſchler Auna — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — II., Handels quai 422. 
Weber Eleonore — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — III., Trubelgaſſe 12. 
Weisz Ludwig — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XVIII., Währing, Pulver— 
thurmgaſſe 1. 

Platter Hugo — Handel mit Fourniertiſchlerholz — XV., Felberſtr. 22. 

Witte Adele, Witte Eliſabeth, Witte Cäcilie, Witte Irma — Allgemeine 
Handelsagentie — I., Helferſtorferſtraße 5. 

Kohaut Eduard — Holzhandel — XII., Breitenfurterſtraße 3. 

Bauer Franz Xaver — Kartenſchneider — III., Klimſchgaſſe 25. 

Bazala Milada — Kleidermacherin — III., Ungargaſſe 2. 

Radleo Joſef — Kleidermacher — VII., Kirchengaſſe 24. 

Vejr Joſef — Kleidermacher — V., Arbeitergaſſe 25. 


Haupt 


ſtraße 
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Driemer Franz — Kleinhandel mit Brenumaterialien — V., Obere 
Bräuhausgaſſe 19. 
Wavreéka Ferdinand — Kleinhandel mit Brennmaterialien — VII., 


Kirchengaſſe 27. 

Zinner Armin — Manufacturwaren-Verſchleiß — I., Zelinkagaſſe 4. 

Dimmer Marie — Modiſtin — VII., Zieglergaſſe 36. 

Nürnberger Leopoldine — Modiſtin — II., Taborſtraße 28. 

Roth Pauline — Modiſtin — VII., Lindengaſſe 1. 

Marek Rudolf — Mundharmonika-Erzeuger — XIV., Schweglerſtr. 16. 

Martinfovics Katharina — Obſt- und Grünwarenhandel im Umherziehen 
— II., Brigittaplatz 5. 

Hacke Katharina, Baronin von — Papier- und Kurzwaren-Verſchleiß — 
VII., Lindengaſſe 24. 

Wolff Thereſia — Papier-, Schreib-, Zeichenrequiſiten- und Kurzwaren— 
Verſchleiß — I., Walluerſtraße 9. 

Schehr Ephraim — Schirm-Verſchleiß — I., Tiefer Graben 31. 

Jelinek Franz — Schuhmacher — XVIII., Währing, Uniongaſſe 8. 

Schnek Karl — Sodawaſſer⸗Verſchleiß mit und ohne Zuſatz von Frucht— 
ſäften — XIII., Penzing, Marktgaſſe 57. 

Eckerl Thereſe — Vereinsagentie — XV., Schönbrunnerſtraße 28. 

Berg Kourad — Verſchleiß von gebrauchten Briefmarken und von Brief- 
markenalbums — J., Petersplatz, Ecke der Milchgaſſe. 

Galaudauer Karl — Verſchleiß von Chromolithographien — II., Große 
Stadtgutgaſſe 12. 

Fiſcher Auna — Verſchleiß von Sauerkraut und Rüben — V., Matzleins— 
dorferſtraße 16. 

Schweilenka Barbara — Victualienhandel — I., Freiung. 

Stübl Aloiſia — Vicknalienhandel — VII., Bandgaſſe 13. 

Schallinger Samuel — Getreide-Commiſſionshandel — II., Große Pfarr— 
gaſſe 30. 

1. * 

* 


Gewerbeaumeldungen vom 21. Juli 1894. 
Grimm Joſef Karl — Bäcker — XIII., Ober-St. Veit, Auhofſtr. 29. 
Riener Autonie — Brennmaterialie n-Kleinhandel — XVI., Neulerchenfeld, 
Neumayrgaſſe 20. 
Retter Karl — Bürſtenbinder — VI., Magdalenenſtraße 21. 
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Groß Eduard — Cantinenbetrieb — XIX., Ober-Sievering, Gſpöttgraben 1. 
Babak Eduard — Commiſſionsweiſer Verſchleiß von Bedarfsartikeln für 

elektriſche Inſtallationen — VIII., Auerspergſtraße 5. 

Kadletz Amalie — Drechslergewerbe — VI., Stumpergaſſe 32. 

Lipp Franz — Drechsler — VI., Magdalenenftraße 53. 

Krakauer Heinrich — Fächermacher — VI., Stumpergaſſe 29. 

Silbermann Jakob — Feilbieten von Gebäck — II., Rothekrenzgaſſe 5. 

Götz Anton — Gaſt- und Schankgewerbe — XII., Hetzendorf, Schön— 
brunnerſtraße 4. 

Wagner Barbara — Gaſt- und Schankgewerbe — XIX., Heiligenſtadt, 
Gunoldgaſſe 4. 

Wobornik Anna — Gaſt- und Schankgewerbe — XIX., Heiligenſtadt, 
Nuſsdorferſtraße 34. N 

Cervicek Franz — Gas- und Waſſerleitungs-Inſtallateur — IX., 
Porzellangaſſe 22 a. 

Braun Marie — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — X., Kudlichgaſſe 25. 

Fabſchitz Anna — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XVII., Hernals, Hauptſtr. 7. 

Feigl Joſef — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XIII., Penzing, Sieben— 
eichengaſſe 16. 

Fiſcher Eduard — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — II., Unt. Augartenſtr. 9. 

Löffler Wilhelm — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XVII., Hernals, Kirchen— 
gaſſe 17. 

Reißner Joſef — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XVI., Ottakring, Leopoldi— 
gaſſe 16. 

Thurner Leopold 
Hauptſtraße 137. 

Waktor Wilhelm — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — II., Leſſinggaſſe 6. 

Waſſerberger Jakob — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — II., Rothenſterng 14. 

Widhalm Karl — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XVII., Hernals, Wil— 
helmsgaſſe 40. 

Vougoin Johann — Gold- und Silberarbeiter — VI., Barnabiteng. 10. 

Weeg Jakob Mordchay — Haus- und Küchengeräthe-Verſchleiß — II., 
Kleine Schiffgaſſe 30. 

Waizner Moriz — Herausgabe der periodiſchen Druckſchrift „Die Neu— 
zeit“ — IX., Liechtenſteinſtraße 5. 

Berger Fritz — Herausgabe der periodiſchen Druckſchrift „Wiener Fort— 
ſchrittspreſſe“ — IX., Roſsauergaſſe 5. 

Blau Joſef — Kaffeeſieder — II., Tandelmarktgaſſe 9. 

Papp Rudolf — Kaffeeſieder — IX., Grünethorgaſſe 34. 

Schneider Ladislaus — Kaffeeſieder — IX., Schwarzſpanierſtraße 15. 

Pauli Marie Auna — Kleidermacherin — XVIII., Währing, Joſefig. 5. 

Franzl Andreas — Milchmeier — XVIII., Währing, Uniongaſſe 7. 

Laeina Roſalie — Milch- und Gebäck-Verſchleiß — XVII., Hernals, 
Weinhanſerſtraße 55. 

Kaufmann Joſefa — Milch-, Gebäck- und Canditen-Verſchleis — V., 
Reinprechtsdorferſtraße 13. 

Soller Marie — Milch-, Milchproducten- und Gebäck-Verſchleis — 
XIII., Penzing, Hollergaſſe 7. 

Pokorny Joſefine — Pfaidlerin — II., Kaiſer Joſefſtraße 5. 

Horwath Anna — Pſerdefleiſch- und Pferdefleiſchſelchwaren-Verſchleiß — 
II., Othmargaſſe 11. 

Beneſch Joſef — Schuhmacher — IX., Nufsdorferftraße 11. 

Trambauer Eduard Karl Friedrich — Seifenſieder — X., Engengaſſe 59. 

Vacula Marie — Seſſelflechtergewerbe — II., Volkertplatz. 

Albrecht Joſef — Tiſchler — V., Herthergaſſe 12. 

Karl Joſef — Tiſchler — VI., Webgaſſe 3. 

Schwanzer Magdalena — Verkauf und Binden von friſchen und ge— 
trockneten Blumen und Kränzen — XV., Fünfhaus, Neubaugürtel 34. 

Lambert Marie — Victualienhandel — II., Karmelitermarkt. 

Uskoreit Alois — Victualienhandel — X., Eugenplatz. 

Eder Katharina — Victualien-Verſchleiß — V., Krongaſſe 14. 

Mraz Johann — Victualien-Verſchleiß — X., Eugenplatz. 

Götterer Thereſia — Wäſcherin — XVIII., Währing, Hauptſtraße 31. 

Priem Leopoldine — Wäſcherin — XII., Meidling, Premlechnergaſſe 26. 

Gerſtl Alexander — Weiß- und Schwarzbrot-Verſchleiß — II., Springerg. 8. 

Karaſek Wilhelm — Zuckerbäcker — Kaiſer Joſefſtraße 35. 

Lang Joſef — Zuckerbäcker — X., Laxenburgerſtraße 88. 


— Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XVII., Hernals, 


+ * 
* 


Gewerbeaumeldungen vom 23. Juli 1894. 


Emerling Wilhelm — Ausſchank und Kleinverſchleiß von gebraunten 


geiſtigen Getränken — II., Treuſtraße 2. 
Roſenfeld David — Ausübung eines Privilegiums — II., Gr. Sperlg. 2. 
Grübler Franz — Bäcker — XVI., Neulerchenfeld, Hauptſtraße 55. 
Löwy David — Brantweinſchank — XVIII., Währing, Schulgaſſe 4. 
Fabiankovich Chriſtine — Brennmaterialien-Kleinhandel — XVIII., 
Währing, Alsbachſtraße 6. ö 
Fingerlos Joſef — Fleiſchhauer — III., Rennweg 81. 
(Das Weitere folgt.) 
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